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Politische und gesellschaftliche Debatten sind immer wieder von Polarisierung geprägt. Dabei stehen sich gegensätzliche, 
ideologisch aufgeladene Positionen scheinbar unversöhnlich gegenüber.�

picture alliance/dpa | Paul Zinken (Ausschnitt)



Rechts – links, arm – reich, unten – oben, progressiv – kon­
servativ: Soziale, ökonomische und politische Lebenswirk­
lichkeiten sind geprägt von Gegensätzen. Galten polari­
sierte Gesellschaften lange als Problem und Charakteristi­
kum weniger Staaten, hat das Ausmaß der Gegensätzlich­
keit auf verschiedenen politischen Ebenen zugenommen. 
Zu immer weniger Themen finden sich kompromissbereite 
und auf Ausgewogenheit setzende Stimmen, so scheint es. 
Unter dem Eindruck der digitalen Kommunikation in den 
Sozialen Medien hat sich die Gegensätzlichkeit und Emo­
tionalität einiger Debatten noch verschärft. Gleichzeitig 
ist der Populismus als Treiber der Polarisierung in poli­
tischen und gesellschaftlichen Debatten in vielen Ländern 
auf dem Vormarsch. Daneben treten in der Corona-Pande­
mie über Themen wie Lockdown und Impfung Spannungen 
und Spaltungen zutage, die Politik und Gesellschaft vor 
ganz neue Herausforderungen stellen. Wie lassen sich 
diese wachsenden Gegensätze erfassen und beurteilen? 
Mit einem geschärften Blick auf aktuelle Debatten, neue 
und alte Medien sowie unterschiedliche politische Land­
schaften widmen sich die Beiträge dieser Ausgabe der 
Frage, wie Polarisierung erkennbar wird und wie mit dieser 
Herausforderung umzugehen ist.
Seit einiger Zeit entwickeln sich Polarisierungen nicht mehr 
aus der gesellschaftlichen Mitte heraus, sondern entzün­
den sich an den Rändern unserer Gesellschaft über Fragen 
von Identität und Zugehörigkeit. Bereits 2020 hat Ulrike 
Ackermann mit ihrem Buch Das Schweigen der Mitte auf die 
Herausforderungen aufmerksam gemacht, die identitäre 
Communities mit ihren fundamentalen Forderungen nach 
Anerkennung an die Mehrheitsgesellschaft stellen. In ih­
rem Beitrag bezieht sie erneut klar Stellung gegen mitein­
ander konkurrierende Opfernarrative, Moralisierung und 
Partikularismus, die in den letzten Jahren auch die Univer­
sitätslandschaft erreicht haben. Die ursprünglich mit legiti­
men Emanzipationsforderungen angetretene Identitäts­
politik hat sich in der jüngsten Zeit ins Extreme verkehrt; 
statt dem Anspruch auf universelle Rechte stehen nun die 
partikularen Gruppeninteressen im Vordergrund, so die 
Autorin. Sie fordert, dass statt Redeverboten wieder plu­
rale, auch Widerspruch aushaltende Diskussionen statt fin­
den müssen, um statt der Polarisierung den gesellschaft­
lichen Zusammenhalt voranzutreiben.
In der Politik, aber auch in anderen Bereichen beschreibt 
Polarisierung den ideologisch aufgeladenen Antagonis­
mus zweier Positionen, die sich oft unversöhnlich gegen­
überstehen. Oft dient die Betonung der eigenen Werte 
und Vorstellungen dann mehr der Abgrenzung der eige­
nen Position als der Interaktion mit dem politischen Gegen­
über. Uwe Jun erläutert in seinem Beitrag die Voraus­
setzungen und zentralen Akteure eines polarisierten Kon­
flikts sowie zugrundeliegende Argumentationsmuster, um 
im Anschluss einen Ein- und Überblick in verschiedene Po­
larisierungsphänomene in Deutschland zu geben. Polari­
sierung ist dabei oft Ausdruck zunehmender gesellschaft­
licher Fragmentierung und Diversität, dem medial und digi­
tal verstärkten Streit um als unverrückbar geltende Werte­
haltungen oder der Enttäuschung gegenüber etablierten 
politischen Lösungs- und Kompromisswegen.
In der repräsentativen modernen Demokratie sind poli­
tische Parteien das zentrale Bindeglied zwischen den Bür­

gerinnen und Bürgern und den politischen Institutionen. Im 
Vorfeld von Wahlen machen sie den Wahlberechtigten Po­
litikangebote, um sie auf diese Weise zur Stimmabgabe für 
sich und ihre Kandidierenden zu überzeugen. Dies Ange­
bote müssen auf Veränderungen in den Einstellungen der 
Bevölkerung reagieren, um so möglichst viele Stimmen bei 
einer kommenden Wahl für sich zu gewinnen. Sollte die 
ideologische Polarisierung in der Bevölkerung im Zeitver­
lauf angewachsen sein, dann sollten die politischen Par­
teien darauf reagieren, sich verstärkt programmatisch von­
einander abgrenzen und somit extremere inhaltliche Posi­
tionen einnehmen. Marc Debus beleuchtet daher in seinem 
Beitrag die programmatische Entwicklung der baden-
württembergischen Landtagsparteien von 1992 bis 2021. 
Er geht der Frage nach, ob sich die Parteien im Südwesten 
programmatisch auseinanderentwickelt haben, was für 
eine verstärkte Polarisierung spräche, und ob diese Ent­
wicklung in Baden-Württemberg stärker oder schwächer 
ausgeprägt ist als in anderen deutschen Bundesländern.
Im Vergleich der Bundesländer wird gerne der Ost-West-
Gegensatz beschworen. Allerdings führen die historisch 
bedingten strukturellen Unterschiede zwischen alten und 
neuen Bundesländern nicht unbedingt zu gegenwärtigen 
Blockbildungen nach dem gleichen Muster. Gerade die 
Frage, ob gleichwertige Lebensverhältnisse zwischen den 
verschiedenen Bundesländern herrschen, kann neue Ein­
blicke in Gewichtungen und Positionierungen zwischen 
den Bundesländern geben. Kerstin Völkl überprüft in ihrem 
Beitrag daher verschiedene Indikatoren, die ganz unter­
schiedliche Rückschlusse auf die Position der jeweiligen 
Bundesländer zulassen. Dieser Vergleich zeichnet ein sehr 
heterogenes Bild der Bundesländer, in dem klare Positions­
zuweisungen nicht möglich sind. Dagegen macht Völkl 
deutlich, dass die unterschiedlichsten Faktoren, auch in­
nerhalb der einzelnen Bundesländer – wie etwa das Stadt-
Land-Gefälle – zur Polarisierung beitragen können.
Die kommunale Ebene gilt gemeinhin als „Schule der De­
mokratie“, bei der bereits im Kleinen demokratische Aus­
handlungsprozesse und Partizipationsmöglichkeiten ken­
nengelernt werden können. Umso erstaunlicher ist es, dass 
dann gerade auf dieser Ebene häufig davon ausgegan­
gen wird, dass politische Parteien keine oder nur eine sehr 
eingeschränkte Rolle spielen (sollten). Um dieser und an­
deren (vermeintlichen) Besonderheiten kommunaler Politik 
nachzuspüren, stellen Martin Gross und Michael Jankowski 
das Zusammenspiel aus Parteien und kommunalpolitischen 
Akteuren ins Zentrum ihres Beitrags. Welche Rolle spielt 
die zunehmende Politisierung der Kommunalpolitik, wel­
che Rolle spielen Parteien und einzelne Akteure für eine 
mögliche Polarisierung? Mit einem Vergleich der Politik auf 
Kommunal-, Landes- und Bundesebene untersuchen die 
Autoren, inwiefern institutionelle Rahmenbedingungen 
und verändertes Politik- und Wahlverhalten Rückschlüsse 
auf Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen den ver­
schiedenen politischen Ebenen zulassen, die sich wiede­
rum in Zusammenhang mit Fragen politischer Polarisierung 
bringen lassen.
Lockdown, Impfung und Co.: Die Corona-Pandemie lässt 
hautnah spürbar werden, welche gesellschaftlichen Spal­
tungspotenziale bestimmte Themen in der politischen De­
batte besitzen. In ihrem Beitrag beleuchten Melanie Nagel 
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und Melanie Schäfer grundlegende Begrifflichkeiten zur 
Funktionsweise politischer Diskurse. Im Zeitalter der Mas­
senmedien bilden sich sogenannte Filterblasen oder Echo­
kammern, die wiederum die Gefahr einer Fragmentierung 
und Spaltung der Gesellschaft mit sich bringen. Besonders 
bei komplexen Themen, die von großer Unsicherheit ge­
prägt sind, bilden sich polarisierte Meinungen. Wichtig ist 
dabei eine klare politische Kommunikation, um Orientie­
rung zu geben, ein gutes Bildungssystem, eine breite Me­
dienöffentlichkeit und eine politische Debattenkultur. 
Medien spielen als möglicher Treiber einer Polarisierung 
eine zentrale Rolle. Die Art und Weise, wie sich Gruppen 
medial über Themen informieren oder sich austauschen, 
kann Polarisierung noch verstärken oder, wie häufig etwa 
für die Sozialen Medien angeführt wird, auch eine Ursa­
che der Polarisierung darstellen. Ob selektives Nutzungs­
verhalten im Umgang mit den Medien zu einer größeren 
Spaltung der Gesellschaft führen, dieser Frage gehen Da‑
niel Stegmann, Christina Viehmann, Nikolaus Jackob, Tanjev 
Schultz, Ilka Jakobs und Oliver Quiring von der „Mainzer 
Langzeitstudie Medienvertrauen“ nach. Ihre Studie unter­
sucht, wie die Nutzung verschiedener Medienangebote 
gesellschaftspolitische Einstellungen bedingt. Dabei le­
gen sie offen, wie sehr Polarisierung durch die Auswahl 
zwischen etablierten und alternativen Medien und deren 
Wahrnehmung bedingt ist.
Wie lässt sich die politische Polarisierung in Deutschland 
beurteilen? Beobachtungen der jüngeren Zeit deuten dar­
auf hin, dass die politische Zustimmung eine Ausfransung 
von der Mitte hin zu den Rändern der Parteienlandschaft 
erkennen lässt. Um diese Beobachtung abzugleichen, dif­
ferenzieren Uwe Wagschal und Sebastian Jäckle in ihrem 
Beitrag zunächst zwischen einer gesellschafts- und partei­
politischen Dimension von Polarisierung. Sie präsentieren 
erstens unterschiedliche Erhebungen, die gesellschaftspo­
litische Polarisierungen im Vertrauen gegenüber Medien 
und politische Institutionen offenlegen. Zweitens wenden 
sie sich der Entwicklung parteipolitischer Polarisierungen 
zu und erläutern die bundesdeutsche Position im interna­
tionalen Vergleich. Während die Corona-Pandemie keine 
nennenswerten Verschiebungen in Vertrauen oder Skepsis 
gegenüber etablierten Medien und Parteien erkennen 
lässt, zeigt gerade der internationale Vergleich der partei­
politischen Polarisierungen, dass auch in Deutschland die 
Polarisierung zunimmt.
Hat die europäische Einigung hin zu einem gemeinsamen 
Wirtschafts- und Finanzraum der ökonomischen Polarisie­
rung zwischen den EU-Mitgliedsstaaten entgegengewirkt 
oder diese befördert? In seinem Beitrag widmet sich Jakob 
Kapeller der Frage nach Ursachen und Bemessungskrite­
rien einer solchen ökonomischen Polarisierung. Während 
der Binnenmarkt Europas für das Versprechen gleicher Le­
bensstandards und Wohlstandsverhältnisse steht, spre­
chen die tatsächlichen Unterschiede zwischen den Mit­

gliedsstaaten eine andere Sprache. Kapeller beleuchtet, 
wie sich unter dem Eindruck wirtschaftlichen Wettbewerbs 
verschiedene Typen von Wirtschaftsnationen herausbil­
den, die unterschiedlich auf Herausforderungen von Kri­
sen und Strukturwandel reagieren bzw. von diesen betrof­
fen sind. Dies schlägt sich nicht nur in unterschiedlichen 
Akzentsetzungen als mögliche Wirtschaftsstandorte nie­
der, sondern auch im unterschiedlichen Umgang mit Inno­
vationen und Technologisierungen. 
Anders als in Deutschland wird in den USA das politische 
System und damit auch die Frage der Polarisierung von ei­
nem Zweiparteiensystem beherrscht. Hier stehen sich De­
mokraten und Republikaner im Kongress und Senat gegen­
über. Ihre Bereitschaft zur Kooperation und zum Kompro­
miss entscheidet maßgeblich darüber, welche Gesetzge­
bung möglich und wie handlungsfähig der Präsident der 
Vereinigten Staaten ist. In seinem Beitrag zeichnet Chris‑
toph M. Haas die Ursprünge und Strukturen dieser zweige­
teilten politischen Landschaft in den USA nach. Anhand 
von langfristigen Untersuchungen von Abstimmungen im 
Kongress verdeutlicht er die zunehmende Polarisierung der 
Politik in den letzten fünfzig Jahren. Hintergründe und Ur­
sachen für die zunehmende Polarisierung der amerika­
nischen Politik lassen sich dabei in- und außerhalb der 
zwei Kammern finden.
Politischer Bildung kommt die Aufgabe zu, sich an einer 
zeitgemäßen, angemessenen und demokratischen Ant­
wort auf Polarisierungsprozesse zu beteiligen sowie Of­
fenheit und (Ambiguitäts-)Toleranz im Hinblick auf gelebte 
Pluralität zu fördern. Hinreichendes Wissen kann die Angst 
vor Komplexität mindern. Es gilt, Pluralismus begreifbar zu 
machen und Diskursverschiebungen aufzudecken. In einer 
pluralistischen Gesellschaft geht es letztlich darum, ein 
Stück weit Differenzen und widerstreitende Interessen aus­
zuhalten. In ihrem Beitrag zeigt Franziska Heinze Wege auf, 
wie die politische Bildung auf polarisierte Themen und 
Gruppen reagieren kann. So braucht es nicht nur Ange­
bote, um sich mit den jeweiligen Themen und ihren Stand­
punkten auseinanderzusetzen und der Komplexität und 
dem Widerspruch der Debatte Raum zu geben. Auch auf 
die Rolle der Medien muss die politische Bildung eingehen, 
um zunehmender Polarisierung entgegenzuwirken.
Allen Autorinnen und Autoren, die an der Gestaltung die­
ses Heftes mitgewirkt haben und so das Phänomen Polari­
sierung in seinen verschiedenen Facetten beleuchten, sei 
an dieser Stelle gedankt. Ganz ausdrücklich möchte ich 
auch meinem Kollegen Thomas Waldvogel (LpB Außen­
stelle Freiburg) danken, der dieses Heft gemeinsam mit 
meinem Vorgänger Siegfried Frech konzipiert und dessen 
Umsetzung tatkräftig unterstützt hat. Ebenso gebührt wie 
immer mein Dank den Kooperationspartnern in Druckvor­
bereitung, Druck und Versand für die professionelle Zu­
sammenarbeit. 
 Maike Hausen
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Die Polarisierungsfalle: Wie die 
Identitätspolitik die Gesellschaft spaltet
Ulrike Ackermann

 
Seit einiger Zeit entwickeln sich Polarisierungen nicht 
mehr aus der gesellschaftlichen Mitte heraus, sondern 
entzünden sich an den Rändern unserer Gesellschaft 
über Fragen von Identität und Zugehörigkeit. Bereits 
2020 hat Ulrike Ackermann mit ihrem Buch „Das Schwei­
gen der Mitte“ auf die Herausforderungen aufmerksam 
gemacht, die identitäre Communities mit ihren fundamen­
talen Forderungen nach Anerkennung an die Mehrheits­
gesellschaft stellen. In ihrem Beitrag bezieht sie erneut 
klar Stellung gegen miteinander konkurrierende Opfer­
narrative, Moralisierung und Partikularismus, die in den 
letzten Jahren auch die Universitätslandschaft erreicht 
haben. Die ursprünglich mit legitimen Emanzipations­
forderungen angetretene Identitätspolitik hat sich in 
der  jüngsten Zeit ins Extreme verkehrt; statt dem An­
spruch auf universelle Rechte stehen nun die partikularen 
Gruppeninteressen im Vordergrund. Ackermann unter­
streicht, wie diese Politisierung und Ideologisierung die 
Wissenschafts- und Meinungsfreiheit und damit die Ide­
ale der Aufklärung unterläuft. Sie fordert, dass statt Re­
deverboten wieder plurale, auch Widerspruch aushal­
tende Diskussionen stattfinden müssen, um statt der Po­
larisierung den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
voranzutreiben.�

Eine Zeit lang dachten wir, die Bedrohungen der Freiheit 
für unsere westlichen, demokratischen Gesellschaften kä­
men nur von außen: etwa von China, das seine hegemoni­
alen Ansprüche immer aggressiver weltweit umsetzt, oder 
von Russland, das seine neoimperialen Ambitionen vehe­
ment verfolgt und versucht, Europa und die USA mit seinen 
Cyber-Interventionen zu spalten und zu destabilisieren. 
Mit der weitweiten Seuche Corona scheint all dies in den 
Hintergrund zu treten. 
Mit der Corona-Krise und den Versuchen ihres Manage­
ments machen wir eine Art Zeitreise ganz anderer Art zu­
rück: Grenzen waren im Lockdown wieder dicht, der öffent­
liche Raum leergefegt, das gesellschaftliche Leben stillge­
stellt, der freie Austausch von Personen, die Versammlungs-, 
Bewegungs- und Reisefreiheit waren ausgesetzt und sind 
erneut eingeschränkt. Die Wirtschaft lag darnieder. So 
lebte es sich in der geschlossenen Gesellschaft hinter dem 
Eisernen Vorhang vor 1989. Viele erfahren erstmals in ihrem 
Leben solch drakonische Einschränkungen ihres Lebensstils 
und ihrer individuellen Freiheit – und hätten doch gerne 
die  Party weitergefeiert. Die staatlich-administrativ verfüg­
ten rigiden Maßnahmen zur Bekämpfung der weltweiten 
Seuche flankieren eine Krise, wie sie die westlichen Demo­
kratien seit Ende des Zweiten Weltkriegs nicht erlebt hat­
ten, und deren Folgen völlig ungewiss sind, ökonomisch, 
politisch, gesellschaftlich und die Zukunft der EU betref­
fend. Zudem bescheren uns die Corona-Krise und die Ver­
suche ihrer Bewältigung einen immensen Paternalisierungs­

schub. Der Staat schwingt das Zepter und die Rückkehr zu 
Eigenverantwortung und Bürgersinn ist ins Stocken geraten.

Es ist der größte Stresstest, den die liberalen Gesellschaf­
ten seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu bestehen ha­
ben. Angesichts der Wucht der bedrohlichen Pandemie 
verblassen offensichtlich die jüngst vergangenen Krisener­
fahrungen und Debatten darüber: Finanzkrise, Euro-Schul­
denkrise, die islamistischen Terroranschläge, die verhee­
renden Folgen des Syrien-Krieges, die alte und erneut auf­
flammende Migrationskrise, der Brexit, die Krise der Volks­
parteien und der Erfolg rechter und linker Populisten in 
ganz Europa und den USA stellen die liberalen Demokra­
tien und ihre Institutionen inzwischen auf eine harte Probe. 
Sie spielen gerne mit Katastrophen- und Untergangszena­
rien und werben für radikale Lösungen. Daran hat auch die 
Corona-Krise nichts geändert. Schaut man sich die Zusam­
mensetzung der Demonstrationen gegen die staatlichen 
Schutzmaßnahmen und Freiheitsbeschränkungen an, fin­
det man auch dort illustre Querfronten zwischen links und 
rechts. Diese politischen Ränder eint ein ausgeprägt anti­
westliches Ressentiment: Die Skepsis gegenüber der Glo­
balisierung, durchsetzt von Antikapitalismus, Europaskep­
sis, Putin-Verehrung, der Wunsch nach starker Führung und 
einer harten Hand, das Misstrauen gegenüber der parla­
mentarisch-repräsentativen Demokratie; stattdessen der 
Wunsch nach direkter Volksherrschaft und die Lust an der 

Große gesellschaftliche 
Debatten entzünden sich heute 
von den Rändern her, so auch 
die zur Frage der Identität. 
Immer neue Kollektive kämp-
fen für ihre partikularen 
Gruppeninteressen, ihre teils 
fundamentalistische Identitäts-
politik sorgt für eine weitere 
Fragmentierung der Gesell-
schaft.

Adobe Stock | Robert Wilson
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Revolte. Sie kritisieren den Individualismus und feiern das 
Kollektiv. Es handelt sich dabei auch um einen Aufstand 
gegen die globalisierte Moderne und die von ihr bescherte 
grenzenlose, konfliktreiche Unübersichtlichkeit der Welt. 
Die Revolte richtet sich gegen das kosmopolitisch-urbane, 
global vernetzte sogenannte Establishment. 
Umgekehrt kann man in den europäischen Hauptstädten 
und amerikanischen Metropolen beobachten, wie die 
Funktionseliten und die politische Klasse ihre Bodenhaf­
tung eingebüßt haben. Deshalb sind es eben nicht nur po­
pulistische Ressentiments, Skepsis gegenüber Einwande­
rung und Fremdenfeindlichkeit, die die europäischen Ge­
sellschaften und ihre gewachsenen sozialen Ordnungen 
erschüttern. Es sind ganz neue und reale Probleme, nicht 
etwa nur diffuse Ängste der Bevölkerung, neue Verwerfun­
gen und soziale Spaltungen, die unsere bisher liberalen 
und offenen Gesellschaften samt ihrer demokratischen In­
stitutionen und das politische Gefüge im Kern berühren. 
Die alte politische Klasse hat auf diese neuen Herausfor­
derungen bisher keine überzeugenden Antworten gefun­
den. Die Kluft zwischen den alten, staatstragenden Volks­
parteien und der Bevölkerung ist im Laufe der letzten Jahre 
immer größer geworden. 

Die großen gesellschaftlichen Debatten werden heute 
nicht aus der politischen Mitte heraus geführt, sondern ent­
zünden sich von den Rändern her und münden fast umge­
hend in Polarisierungen. Obwohl das ideologische Rechts-
Links-Schema überwunden schien, greift es immer noch. Ins 
Zentrum der erneuten Rechts-Links-Konfrontation ist nun 
vor allem der Streit über das Selbstverständnis der Nation, 
ihre Grenzen, ihren Zusammenhalt, gesellschaftliche Min­
derheiten und ihr Umgang mit ihnen gerückt. Die Polarisie­
rungen in diesen Debatten sind flankiert von einem wach­
senden Moralisierungsdruck. Denkverbote und ideolo­

gische Scheuklappen machen eine argumentative und ra­
tionale Auseinandersetzung mit den gegenwärtigen 
Krisen und Herausforderungen immer schwieriger.
Die Selbstzweifel an der Erfolgsgeschichte unserer Zivili­
sation, bis hin zum westlichen Selbsthass, werden immer 
lauter. Sie sind nicht nur rechten und linken Rändern eigen, 
sondern zunehmend in Universitäten, Redaktionsstuben 
und Kulturinstitutionen beheimatet, wie der Streit über Ras­
sismus und Kolonialismus zeigt. Und dies in einer Situation, 
in der die über Jahrhunderte mühsam errungenen west­
lichen Freiheiten und Lebensweisen weltweit unter immer 
stärkeren Druck geraten sind. Die Gesellschaften in Eu­
ropa und den USA zersplit tern seit einigen Jahren in immer 
neue Kollektive, die für ihre partikularen Gruppeninteres­
sen kämpfen und mit ihrer teils fundamentalistischen Iden­
titätspolitik für eine weitere Fragmentierung der Gesell­
schaft sorgen. 
Was sind die Triebfedern, wenn plötzlich Bilder in öffentli­
chen Museen entfernt werden, weil sich eine gesellschaft­
liche Gruppe beleidigt fühlen könnte? Bücher umgeschrie­
ben werden, Hochschulfassaden von missliebigen Ge­
dichten gesäubert werden? Denkmäler gestürzt werden? 
Es sind Eingrif fe zugunsten eines vermeintlich gerechten, 
politisch korrekten Regimes, das es jeder Ethnie, jedem Ge­
schlecht und jeder Religion recht machen will. Der Wunsch 
nach Eindeutigkeit und Einheitlichkeit, nach Reinheit und 
Reinigung hat sich in unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Feldern ausgebreitet. 
Wir haben alle die Bilder in Erinnerung, wie im Zuge der 
weltweiten Black‑Lives‑Matter‑Bewegung lautstark gegen 
Rassismus, Kapitalismus und Kolonialschuld demonstriert 
und Denkmäler gestürzt wurden. Dieser antirassistische 
Furor erinnert in seiner Rigidität an den Tugendterror der 
Jakobiner in der Französischen Revolution, die mit allem 
Alten brechen und das Vergangene radikal ausmerzen 
wollten. Bereits seit einigen Jahren tobt dieser Kulturkampf, 
der immer aberwitzigere Züge annimmt. Doch der Protest 
ist längst aus dem Ruder gelaufen und favorisiert beson­
ders im akademischen und kulturellen Feld Forderungen, 
die am Fundament und Selbstverständnis unserer freiheit­
lichen Ordnung rütteln. 

Die Identitätspolitik von rechts und die extremistisch mili­
tanten Umtriebe der „Identitären Bewegung“ in ganz Eu­
ropa werden schon länger als Bedrohung unserer Freiheit 
wahrgenommen. Sie favorisieren einen Kollektivismus, der 
sein Heil in der ethnischen Homogenität der „Volksgemein­
schaft“ sieht. Und auch der Gefahr, die vom identitären po­
litischen Islam ausgeht, sieht man inzwischen genauer ins 
Auge – gerade jetzt, nach dem Samuel Paty, ein Lehrer, in 
Frankreich auf offener Straße enthauptet wurde. Auch 
wenn viele Linke die Kritik am Islam fortwährend mit dem 
Vorwurf des „antimuslimischen Rassismus“ und der Islamo­
phobie verhindern wollen, weil sie darin die „Religion der 
Armen, Unterdrückten und Diskriminierten“ sehen und den 
Islamismus verharmlosen.
Doch seit einigen Jahren hat sich auch eine Identitätspoli­
tik von links an den Hochschulen fest etabliert und in der 
Folge maßgeblichen Einfluss im gesellschaftlichen Main­
stream gefunden. Sie stellt mit ihrem Kollektivismus ebenso 
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wie die Identitätspolitik der Rechten und der identitäre Is­
lam die universalistischen Prinzipien der Aufklärung in 
Frage und ist im Kern antiliberal.
Es begann im Zuge der Neuen Sozialen Bewegungen seit 
den 1970er Jahren durchaus emanzipatorisch. Völlig zu­
recht schlossen sich Frauen und soziale Minderheiten zu­
sammen, um für ihre Rechte einzutreten. Sie machten auf 
historische und aktuell bestehende Diskriminierungen auf­
merksam und begehrten gegen Sexismus und Rassismus 
auf. Doch Zug um Zug breitete sich mit dem Lob der kultu­
rellen Vielfalt und Differenz ein ideologisch gewordener 
Multikulturalismus aus, der die freiheitlichen Errungen­
schaften der westlich-europäischen Zivilisation zuneh­
mend relativierte.
Immer neue soziale Gruppen, die sich als Opfer von Unge­
rechtigkeit und gesellschaftlicher Benachteiligung ver­
standen, entwickelten ihre jeweils unterschiedlichen 
Opfernarrative und forderten besondere Rechte für sich. 
Eine regelrechte Opferkonkurrenz entstand: Wer wurde 
und wird am schlechtesten von der Mehrheitsgesellschaft 
behandelt und darf am meisten verlangen? Ihr jeweiliger 
Bezugspunkt ist eine kollektive Identität, die abgeleitet 
wird aus realer oder vermeintlicher Benachteiligung, ge­
meinsamer Leiderfahrung, Unterdrückung oder Verfol­
gung, die teils Jahrhunderte zurückliegen: Frauen, sexuelle 
Minderheiten, die LGBT-Community, Migranten, ethnische 
und religiöse Minderheiten. Es geht dabei um Wiedergut­
machung und Kompensation erfahrenen Leids und um die 
Gewinnung sozialer und kultureller Wertschätzung. Ver­
langt werden die Gleichbehandlung und die Einführung 
von Quoten. Entstanden ist daraus über die Jahrzehnte 
eine ausgeprägte Identitätspolitik, die ausdrücklich kollek­
tive religiöse, kulturelle, sexuelle und ethnische Zugehörig­
keiten ins Zentrum stellt. Nicht für Individuen werden Rechte 
eingefordert, sondern für die jeweiligen Opferkollektive, 
die alle als partikulare Einheiten gleichrangig behandelt 
werden wollen. Immer mehr Sonderrechte werden inzwi­
schen beansprucht, um die bisherige gesellschaftliche und 
historische Benachteiligung zu kompensieren. 

Aus den ehemals emanzipatorischen Bestrebungen sind 
identitäre Communities entstanden, die ihre Anliegen 
ideologisiert haben und einen lautstarken moralisieren­
den Feldzug gegen die sogenannte Mehrheitsgesellschaft 
führen. Sie treiben damit Polarisierungen voran, die den 
Zusammenhalt der Gesellschaft, der seit Jahren bröckelt, 
weiter schwächen. Wenn zudem ständig vornehmlich in 
Täter- und Opferkategorien gedacht wird, geht das oft an 
der Realität vorbei und verhindert sachliche Auseinander­
setzungen.
Inzwischen gerät die Wissenschaftsfreiheit immer stärker 
unter Druck, wenn Rede-, Denk- und Diskussionsverbote 
propagiert werden oder Trigger-Alarm gegeben wird, weil 
Studierende durch Mikro-Aggressionen aufgrund schwer 
verdaulicher Lehrinhalte und harter Fakten vermeintlich 
traumatisiert werden könnten. Trigger bedeutet all das, 
was Menschen, die einer nicht dominanten Gruppe ange­
hören, möglicherweise verstören könnte, und kommt ur­
sprünglich aus der Traumaforschung. Der britische Histori­
ker Niall Ferguson, der viele Jahre an angelsächsischen 
Eliteuniversitäten lehrte, beobachtet, dass Studenten zu­
nehmend ängstlicher werden, weil sie womöglich mit un­
liebsamen Ideen konfrontiert werden könnten. Studenten 
seien zu „Schneeflocken“ geworden, die man vor vermeint­

lich gefährlichen Gedanken beschützen müsse. Als poten­
ziell verstörende Lektüre wurde beispielsweise an einer 
Universität in Großbritannien die Arbeit mit Passagen aus 
der Bibel abgelehnt. An der Frankfurter Johann Wolfgang 
Goethe-Universität wurde 2017 der Vorsitzende der Deut­
schen Polizeigewerkschaft Rainer Wendt in einer Vortrags­
reihe zum Thema Migration und Integration wieder ausge­
laden, weil Tumulte befürchtet wurden. Einer der Professo­
ren, die den Protest organisiert und die Ausladung von 
Wendt verlangt hatten, führte unter großem Beifall in einer 
öffentlichen Diskussion an der Universität über Meinungs­
freiheit an, er sehe sich und vor allem die Studierenden au­
ßerstande und überfordert, mit einem „Rassisten“ zu de­
battieren. Aber ist nicht die Universität gerade der Ort, wo 
Studierende als zukünftige gesellschaftliche Leistungsträ­
ger das Argumentieren und Debattieren mit Andersden­
kenden lernen müssen? Einen ähnlichen Furor löste 2019 
die Konferenz „Das islamische Kopftuch – Symbol der 
Würde oder Unterdrückung?“ aus. Eine Gruppe von Stu­
dierenden versuchte vorab mit Beschimpfungen und Dro­
hungen in Sozialen Netzwerken, die Konferenz zu verhin­
dern, und verlangte die Absetzung der Professorin, die die 
Konferenz auf den Weg gebracht hatte. 
Auch in Großbritannien und Frankreich hat sich – wie schon 
lange in den USA – der Antikolonialismus an den Universi­
täten fest etabliert. Die akademische Linke wird immer stär­
ker. In London forderten Studierende an der School of Ori‑
ental and African Studies eine radikale Dekolonisierung des 
Lehrplans in Philosophie. Denn jeder Lehrplan, der europä­
ischen Denktraditionen eine größere Bedeutung beimesse 
als der Überlieferung anderer Kulturen, sei rassistisch. In 
ihren Augen spiegele er nur den Wertehorizont des euro­
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päischen Imperialismus des 19. Jahrhunderts wider. Es ist 
für die Studierenden eindeutig, wer die Täter sind: die al­
ten weißen, heterosexuellen Männer, die Europäer und 
letztlich die „Westler“ überhaupt. 
Inzwischen können wir im akademischen Feld eine beunru­
higende Politisierung vor allem der Sozial- und Geisteswis­
senschaften beobachten. Wer sich nicht an den neuen Ka­
non hält oder ihm widerspricht, wird schnell des Rassismus 
und Sexismus bezichtigt. Rigide wird die Deutungsmacht 
durchgesetzt. In militanter Manier, begleitet von shitstorms 
aus der Anonymität des Internets heraus, gehen Studie­
rende immer häufiger gegen unliebsame Lehrkräfte vor. 
Auch an den französischen Universitäten findet ein regel­
rechter Kulturkampf um die politische Hegemonie statt. Der 
sogenannte Dekolonialismus, hervorgegangen aus den 
Postcolonial Studies, setzt sich neben den Gender Studies 
allenthalben in Europa durch. 

Diese linke Identitätspolitik ist die Spätfolge eines philoso­
phisch und soziologisch propagierten Multikulturalismus 
und Kommunitarismus, wie ihn die Sozialphilosophen 
Charles Taylor und Michael Walzer propagierten. Vor al­
len Dingen Denkbausteine des französischen Poststruktu­
ralismus und Dekonstruktivismus, wie etwa Michel Fou­
caults Machtkritik, haben Eingang gefunden in die neuen 
Kritischen Theorien Sozialer Gerechtigkeit aus den USA, 
die nach Europa zurückwandern. Es geht darin vor allem 
um Herrschaft, Diskursmacht und Sprache, um die krude 
Aufteilung der Gesellschaft in Opfer und Täter, Unter­
drückte und Mächtige, Privilegierte und Nichtprivilegierte. 
Die praktische Umsetzung dieses Ansatzes an den nord­
amerikanischen und später auch europäischen Hochschu­

len war die sogenannte Affirmative Action. Sie wollte proak­
tiv benachteiligte Minderheiten fördern: Zuerst wurde ihre 
Selbstorganisation unterstützt und dann etablierte sich zu­
nehmend eine Forschung über kollektive Identitäten, die 
sich aus Geschlecht, Ethnie oder Religion ableiten. Inzwi­
schen ist diese Politik weitgehend durchgesetzt. Im Zen­
trum steht das Kollektiv, seine leidvolle Geschichte der Un­
terdrückung und seine vorgebliche kulturelle Essenz – auch 
kultureller Essentialismus genannt. Es läuft der Wertschät­
zung des Individuums, jenseits von Geschlecht, Ethnie oder 
Religion, sukzessive den Rang ab – ein Paradigmenwech­
sel, der es in sich hat und weit über den Diversitäts- und 
Opferdiskurs an den Hochschulen hinausreicht (Vgl. Fuku­
yama 2019; Lilla 2018).
Dieser Paradigmenwechsel hat längst Eingang in die Ge­
sellschaft und Politik gefunden und produziert eine gesell­
schaftliche Dynamik, die spaltet und polarisiert. Neben 
der Moralisierung, die die Identitätspolitik betreibt, ist min­
destens ebenso problematisch ihr Essentialismus. Dabei 
wird einer Kultur, einer Ethnie, einem Geschlecht oder einer 
Religion ein besonderer wesenhafter Kern zugeschrieben, 
der die Identität der Gruppe ausmache und deshalb zu 
schützen sei. Damit unterscheidet sich die eigene Gruppe 
von anderen Menschen und setzt sich von der Mehrheits­
gesellschaft ab. Sie will rein und unvermischt bleiben. Die­
ses Besondere, zum Beispiel die Hautfarbe, dürfe nun kei­
neswegs von anderen Personen oder Kulturen angeeignet 
werden. Verwerflich ist dann etwa, wenn in der Online-
Kommunikation schwarze Emojis von Weißen verwendet 
werden. Scharf kritisiert wird deshalb auch, wenn eine 
weiße Schauspielerin auf der Bühne die Rolle einer Schwar­
zen übernimmt. Begründung: Dies sei das historisch be­
kannte Blackfacing und deshalb rassistisch. Der Rassismus-
Vorwurf ist inzwischen inflationär im Gebrauch. In einer 
Hamburger Kindertagesstätte wurden in der Karnevalszeit 
bei Kindern die beliebten Indianerkostüme geächtet. Be­
gründung: Rassismus und Beleidigung der Ersteinwohner 
der USA, zudem die verwerfliche kulturelle Aneignung.
Wenn Geschlecht und ethnische Herkunft als essenzielle 
Wesensmerkmale dienen, die die jeweilige Identität aus­
machen, ist diese Identitätspolitik aber selbst rassistisch 
und biologistisch. Sie stellt die universalistische Perspek­
tive, die auf die Freiheit und die Rechte des Individuums 
gerichtet ist, massiv in Frage: nämlich die Errungenschaft, 
dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind, gerade 
unabhängig von Rasse, Geschlecht und Religion. Nicht zu­
letzt die Diktaturerfahrungen im letzten Jahrhundert ha­
ben dazu geführt, dass in der Erklärung der Menschen­
rechte ausdrücklich die individuellen Grundrechte verfasst 
sind und eben nicht Kollektivrechte. Zuweilen hat man den 
Eindruck, wir würden auf eine frühere Stufe unserer Ent­
wicklung regredieren, weg vom Ideal des autonomen, 
selbstbestimmten, aufgeklärten Individuums und wachen 
Staatsbürgers hin zum Stammesdenken und der Horden­
bildung, ein besorgniserregender Rückfall in den Tribalis­
mus. Ideologisch flankiert ist er von einem antiliberalen 
Kommunitarismus und Multikulturalismus, der in den So­
zial-, Kultur- und Geisteswissenschaften hegemonial ge­
worden ist. Der Aufklärung ging es um die Selbstermächti­
gung des Individuums, seine Emanzipation aus kollektiven 

Gegen den Aufklärer 
Immanuel Kant werden 
Vorwürfe des Rassismus laut. 
Er und andere Philosophen 
werden als Vertreter eines 
europäischen Imperialismus 
kritisiert.
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Zwängen. Stattdessen werden Sozial- und Ideenge­
schichte revidiert und Opferkollektive sedimentiert, die die 
Errungenschaften der westlichen Zivilisationsgeschichte 
radikal in Frage stellen. 
Dieser Paradigmenwechsel spiegelt sich in den jüngeren 
Theorien der Social Justice zugunsten eines kulturellen Es­
sentialismus, der eine universalistische Perspektive preis­
gibt. Die Etablierung dieses neuen Diversitäts- und Opfer­
diskurses befördert einen Kulturalismus, der den Prinzipien 
der Aufklärung zuwiderläuft. Es geht nicht mehr um die 
Freiheit und Menschenrechte aller in einem Gemeinwesen, 
sondern um die jeweils subjektiven Diskriminierungserfah­
rungen und die daraus abgeleiteten Gruppenrechte, mit 
dem Ziel, Diskursmacht und gesellschaftliche Macht zu er­
langen und die „Mächtigen“ der sogenannten Tätergesell­
schaft zu entmachten.

Die weltweiten Proteste der Anti-Rassismus- und der 
Black‑Lives‑Matter‑Bewegung seit 2019 haben zu einem im­
mensen Politisierungsschub in den Sozial- und Kulturwis­
senschaften geführt, der die statthabenden Paradigmen­
wechsel vorantreibt. Nicht nur Denkmäler werden gestürzt, 
sondern Curricula umgeschrieben, Ideengeschichte ge­
säubert und neue normative Ordnungen durchgesetzt. 
Neben den Gender-Studien, die das Patriarchat und die 
Heteronormativität anprangern, ist die Intersektionalität 
auf dem Vormarsch, die die Überschneidung und Gleich­
zeitigkeit von verschiedenen Diskriminierungskategorien 
thematisiert. Die Postkolonialen Studien gibt es inzwischen 
an fast jeder Universität. Sie unterstellen einen tiefsitzen­
den, unabänderlichen strukturellen Rassismus und Weiß­
sein als ein Privileg, das mit historischer Schuld beladen ist. 
Deshalb ist die Woke Culture gefragt, eine neue Wachsam­
keit gegenüber diesen Ungerechtigkeiten. Sie ist inzwi­

schen ein wichtiges Kriterium bei Gesinnungstests in Beru­
fungsverfahren an kalifornischen Unis, sogenannten State‑
ments for Diversity, Equity and Inclusion, kurz DEI Statements. 
Doch viele Institutionen im Wissenschaftsbetrieb, Stiftun­
gen, Behörden und Unternehmen greifen auch bei uns 
diese Praxis auf. 
Inzwischen steht schon der Aufklärer Immanuel Kant we­
gen Rassismus am Pranger, weil er in seinen Frühschriften 
– wie andere seiner Zeitgenossen auch – die weiße „Race“ 
als vollkommenste der Menschheit ansah. Eine „Kritik der 
weißen Vernunft“ wird deshalb angemahnt. Doch dem 
späteren Kant verdanken wir gerade die wegweisende 
Definition von Mündigkeit und die Entfaltung dessen, was 
die Würde des einzelnen Menschen ausmacht. Erschre­
ckend sind zudem die Rigidität und Wut, die den Wunsch 
nach Reinigung begleiten: Sprache, Geschichte, Bücher, 
Plätze, Erinnerung sollen von allem Bösen gesäubert wer­
den. Das ursprüngliche Ansinnen ist inzwischen totalitär 
geworden.
Der Respekt vor Vernunft und überzeugenden Argumenten, 
vor faktenbasiertem Wissen, Forschen und Berichten 
schwindet rapide. Dahingegen wird die Komplexität der 
Welt auf einfache Muster heruntergebrochen, Ambivalen­
zen ausgeblendet. Der antiplurale Wunsch nach Eindeu­
tigkeit erstickt jegliche Debatte. An den Hochschulen ge­
raten Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit als substan­
zielle Errungenschaften der Aufklärung und Kernelemente 
der liberalen Demokratie immer mehr unter Druck. Das er­
gebnisoffene Streben nach Erkenntnis mittels der Kraft des 
Arguments, trotz unterschiedlicher Prämissen, wird auch im 
akademischen Betrieb immer schwieriger. Hier wie auch im 
gesellschaftlichen Diskurs wird eine sachlich-fachgerechte 
Auseinandersetzung zunehmend von Moralisierung und 
Empörung überlagert. Bernhard Kempen, Präsident des 

An den Hochschulen geraten 
Meinungs- und Wissenschafts-
freiheit als Kernelemente 
der liberalen Demokratie 
immer mehr unter Druck. 
Eine sachlich-fachgerechte 
Auseinandersetzung wird 
zunehmend von Moralisierung 
und Empörung überlagert.
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Deutschen Hochschulverbands, warnte wiederholt vor 
Denk- und Sprechverboten: „So fühlen sich einige Studen­
ten schon verletzt, wenn an einer Universität ein Professor 
oder eine öffentliche Person mit Thesen auftrit t, die der ei­
genen Auffassung zuwiderlaufen. Fakten und Lehrmeinun­
gen zu diskreditieren, weil sie nicht den eigenen Überzeu­
gungen entsprechen, rührt daher aber an der Substanz 
der Institution Universität“ (Kempen 2019: 1).
Neben den Sorgen über die Einschränkung der Wissen­
schaftsfreiheit hat sich in den letzten Jahren eine Debatte 
über die Meinungsfreiheit an den Universitäten entfacht. 
Es gab einige spektakuläre Streit fälle von Ein- und Ausla­
dungen politisch exponierter Referentinnen und Referen­
ten zu Vorträgen an Hochschulen. Es kommen immer neue 
Fälle von Auftrit tsverboten und Behinderungen von Vorle­
sungen und Seminaren hinzu. Die freie Debatte, ohne Vor­
urteile, Moralisierung und Ideologisierung, ergebnisoffen 
und neugierig ist immer seltener geworden. Nicht das Ar­
gument, sondern die Herkunft, das heißt Hautfarbe, Ge­
schlecht, Religion zählt, ebenso wie die jeweilige Betrof­
fenheit und Leiderfahrung der sprechenden Person. Die 
Diskurspolizei ist auf dem Campus unterwegs, schüchtert 
Studierende wie Lehrende und Forschende ein. Konformis­
mus und Opportunismus bestimmen das Klima zugunsten 
der neuen Deutungsmacht. Um diesen Entwicklungen zu 
begegnen, hat sich Anfang  2021 ein Netzwerk Wissen‑
schaftsfreiheit gegründet, dem inzwischen über 500 Profes­
soren und Professorinnen angehören.
Wir müssen uns ernsthafte Sorgen um die Freiheit der Mei­
nung in der gesellschaftlichen Debatte, die Verengung des 
Mainstreams, aber auch um die Freiheit der Wissenschaft 
an den Universitäten machen. Wenn sich dort Denk- und 
Redeverbote zunehmend breitmachen, ein Klima der Ein­
schüchterung und des Konformismus entsteht, hat dies 
weitreichende Folgen. Denn die zukünftigen Studienab­
gänger, dergestalt ausgebildet und intellektuell soziali­
siert, sind die zukünftigen Leistungsträger in unserer Ge­
sellschaft und verbreiten diese Ideen. Die von der Bevölke­
rung mehrheitlich abgelehnte „Genderisierung“ der Spra­
che legt darüber beredtes Zeugnis ab.

Es ist also allerhöchste Zeit, die Prinzipien der Aufklärung 
im Bildungsauftrag wieder ernst zu nehmen, an der Schule 
ebenso wie an der Universität: eine Rückbesinnung auf die 
Humboldtschen Bildungsideale, nämlich Bildung zur Per­
sönlichkeit, die Befähigung zu eigenständiger Urteilskraft, 

zu Kritik und Selbstkritik. All dies will gelernt sein, vor allem 
die Fähigkeit, Konflikte und Ambivalenzen auszuhalten. 
Und all dies kann nur in freier Debatte, ohne Tabus und 
Denkverbote, erworben werden. Nur in der Pluralität der 
Meinungen, die im zivilisierten Streit aufeinandertreffen, 
sind festgefügte Gesinnungslager aufzubrechen, kommt 
der Wettbewerb der Ideen wieder in Gang. Nur so wird es 
uns gelingen, Polarisierungen aufzulösen und ernsthaft 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu suchen.
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Im Zeichen von Pandemie und Populismus: 
Polarisierung in Deutschland
Uwe Jun

 
In der Politik, aber auch in anderen Bereichen beschreibt 
Polarisierung den ideologisch aufgeladenen Antagonis­
mus zweier Positionen, die sich oft unversöhnlich gegen­
überstehen. Eine politische oder gesellschaftliche Ausei­
nandersetzung gilt vor allem dann als polarisiert, wenn 
die Betonung der eigenen Werte und Vorstellungen mehr 
zur Abgrenzung der eigenen Position als zur Interaktion 
mit dem politischen Gegenüber beitragen soll. Uwe Jun 
erläutert in seinem Beitrag die Voraussetzungen und zen­
tralen Akteure eines polarisierten Konflikts sowie zu­
grundeliegende Argumentationsmuster, um im Anschluss 
einen Ein- und Überblick in verschiedene Polarisierungs­
phänomene in Deutschland zu geben. Im Wettbewerb 
verschiedener Akteure wie Parteien und sozialen Bewe­
gungen lässt sich Polarisierung anhand von abgrenzen­
der Rhetorik und emotional-moralischer Kommunikation 
gut nachspüren. Gleichzeitig ist Polarisierung oft Aus­
druck zunehmender gesellschaftlicher Fragmentierung 
und Diversität, dem medial und digital verstärkten Streit 
um als unverrückbar geltende Wertehaltungen oder der 
Enttäuschung gegenüber etablierten politischen Lö­
sungs- und Kompromisswegen.�

Einleitung: Polarisierung in unterschiedlichen 
Sphären

Die drei mit dem Buchstaben „P“ im Titel der Abhandlung 
stehenden Worte stehen tatsächlich in einem gemeinsa­
men Kontext und können um weitere Wörter mit „P“ ergänzt 
werden: Pegida als eine frühere Ausdrucksform der gesell­
schaftlichen Polarisierung, die in eine zunehmende partei­
politische Polarisierung in Form der AfD mündete (vgl. dazu 
Vorländer et al. 2016; Hensel 2021). Mit Blick auf den deut­
schen Parteienwettbewerb konstatieren einzelne Politik­
wissenschaftler nach dem Aufkommen der AfD und ihrer 
Radikalisierung einen „polarisierten Pluralismus“ (Wag­
ner 2019). Dem italienischen Politologen Giovanni Sartori 
zufolge beschreibt dies ein Parteiensystem, in dem die zen­
trifugalen Kräfte, die an den ideologischen Rändern ange­
siedelt sind, die Oberhand gewinnen, während die zentri­
petalen Kräfte, also die zur politischen Mitte strebenden 
Parteien, an Macht verlieren (vgl. Sartori  1976:  131  ff.). 
Demnach bedeutet Polarisierung also eine ideologische 
Aufladung, die bewirkt, dass sich Parteien mit antagonisti­
schen Ideologien, welche ihren Ausdruck etwa in kohären­
ten Parteiprogrammen finden, unversöhnlich gegenüber­
stehen. Eine solche Verschiebung hin zu den politischen 
Rändern haben zuletzt in liberalen Demokratien insbeson­
dere populistische Parteien, vornehmlich rechts-oder auto­
ritär-populistische Parteien bewirkt (vgl. Jun/Bukow 2020; 
Schäfer/Zürn 2021). In Deutschland steht dafür die AfD, die 
erst 2013 gegründet, schnell Wahlerfolge einfuhr, was 
nicht zuletzt auf ihre polarisierenden Auftrit te samt ihrer 

gegen politische und mediale Eliten gerichteten Rhetorik 
zurückgeführt werden kann (vgl. Niedermayer  2020; für 
die Bundesländer Heinze 2020: 103 ff.).
Polarisierung findet sich in Demokratien nicht nur im Par­
teienwettbewerb, sondern allgemeiner zwischen unter­
schiedlichen kollektiven gesellschaftlichen und politischen 
Akteuren wieder (Helms 2016). So tragen insbesondere so­
ziale Bewegungen, deren Anliegen vornehmlich auf sozia­
len Wandel gerichtet ist, den sie anstreben oder verhin­
dern wollen, zur Polarisierung bei. Durch unmittelbare Be­
teiligung in Form von (Protest-)Aktionen, Kundgebungen 
oder Demonstrationen machen sie auf „Folgeprobleme der 
Modernisierung“ (Kern 2008: 175) aufmerksam und thema­
tisieren diese häufig unter den Aspekten von Verbesserun­
gen oder Bedrohungen von Lebensperspektiven, wie mus­
tergültig etwa die Bewegungen Black Lives Matter, Fridays 
for Future oder zuvor Occupy aufzeigen. In der Corona-Pan­
demie war es die Bewegung „Querdenken“, die mit ihrer 
grundsätzlichen Ablehnung der Corona-Maßnahmen der 
Regierungen in Bund und Ländern gesellschaftliche Polari­
sierungstendenzen aufzeigte (vgl. Holzer et al. 2021). Geht 
Polarisierung von sozialen Bewegungen aus, so ist auch 
von „Polarisierung von unten“ die Rede (vgl. Weiskir­
cher  2021), die sich on- und offline herausbildet und in 
emotional getragenen „Stimmungsaufwallungen“ (Vorlän­
der 2021) entlädt.
Der folgende Beitrag behandelt primär die Polarisierung 
des Parteienwettbewerbs, geht aber auch auf diese 
gesellschaftlichen Aspekte ein und beleuchtet einzelne 

Früher wie heute machen 
Parteien ihren potenziellen 
Wählerinnen und Wählern 
gerade vor einer Wahl 
programmatische Angebote. 
Diese Angebote zeigen die 
Vielfalt an Werten, Meinungen 
und Überzeugungen und damit 
auch mögliche polarisierte 
Themen.  
(Blick in die Ausstellung  
„Wähl mich!“ im Haus der 
Geschichte in Bonn)
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Ursachen der zunehmenden Polarisierung in Deutschland. 
Der Beitrag soll einen Ein- und Überblick über einzelne 
Phänomene der Polarisierung in Deutschland geben.

Der Begriff der politischen Polarisierung

Unter politischer Polarisierung sollen Formen der poli­
tischen Auseinandersetzung verstanden werden, in denen 
sehr differente Werte, Einstellungen, Überzeugungen und 
Handlungen individueller und kollektiver politischer Ak­
teure in einem politischen System in der politischen Öffent­
lichkeit in sich voneinander abgrenzender Art und Weise 
zum Ausdruck gebracht werden. Die Akteure heben diese 
Unterschiede eigens hervor, um in der Auseinanderset­
zung politische Deutungshoheit zu gewinnen. Es geht pri­
mär darum, seine eigenen politischen Vorstellungen zu ar­
tikulieren und durchzusetzen, weniger um politische Inter­
aktion. Kompromissfindung und Aushandlungsprozesse 
werden skeptisch betrachtet, stattdessen bestimmen Anta­
gonismen und Kontroversen den politischen Diskurs. We­
sentlich zu unterscheiden sind eine themen- und identitäts­
basierte Polarisierung. Geht es bei Themen um gegensätz­
liche Auffassungen, Lösungskonzepte und Werthaltungen 
zu einzelnen politischen Fragen, so stehen bei identitäts­
basierter Polarisierung die Durchsetzung von Rechten und 
Interessen einzelner Gesellschaftsgruppen und deren ge­
samtgesellschaftlicher Anerkennung oder eben Nicht-
Anerkennung im Vordergrund. Identitätsbasierte Polarisie­
rungen unterscheiden zwischen einem „Wir“ und einem 
„Sie“, um die eigene Identität schärfer zu konturieren 
(vgl. Mouffe 2007). Voraussetzung von politischer Polari­
sierung ist die Politisierung eines Konflikts, wozu hand­
lungsmächtige Akteure vonnöten sind, welche diesen Kon­
flikt in die politische Arena tragen und für diesen eintreten, 
Anhänger mobilisieren und diese repräsentieren. 

Zentrale Akteure in Demokratien waren und sind politische 
Parteien (so auch u. a. Koß 2021). Sie repräsentieren ge­
sellschaftliche Grundkonflikte und transportieren sie in 
den politischen Raum. Eine ihrer zentralen Funktionen ist 
es, als Transmissionsriemen zwischen Gesellschaft und de­
mokratischem Staat zu dienen. Das Parteiensystem wird 
deshalb als „agent of conflict and instrument of integra­
tion“ verstanden (Lipset/Rokkan  1967:  3). Politische Par­
teien repräsentieren demnach die Interessen unterschied­
licher sozialer Milieus oder Gruppen, welche sich in ihren 
programmatischen Positionen in vereinfachter Form wie­
derfinden (vgl. Rovny/Whitefield 2019). Meinungen, ein­
zelne Positionen, Werte und Interessen lassen sich in Par­
teiprogrammen beziehungsweise Wertvorstellungen, Inte­
ressenbekundungen oder Meinungsäußerungen wieder­
finden und institutionalisieren den Konflikt im politischen 
System. In diesem Sinne sind Parteien als Repräsentanten 
sozialer Gruppen zu verstehen; sie aggregieren und arti­
kulieren Interessen, Meinungen sowie Werte und formulie­
ren auf dieser Basis Politik. 
Die Funktionsfähigkeit einer Parteiendemokratie hängt 
vom Einklang von Angebot und Nachfrage ab. Das Ange­
bot, das verschiedene Parteien innerhalb eines Parteien­
systems ihren potenziellen Wählerinnen und Wählern un­
terbreiten, sollte mit deren Interessen, Werten und Mei­
nungen übereinstimmen, was bedeutet, dass sich die 
Vielfalt an Werten, Meinungen und Interessen im Parteien­
system widerspiegeln sollte. Ist dies nicht der Fall, ist von 
einer Repräsentationslücke zu sprechen, klaffen also An­
gebots- und Nachfrageseite auseinander. Dies setzt 
selbstverständlich voraus, dass Parteien Differenzen auch 
abbilden und sich somit inhaltlich-programmatisch unter­
scheiden und den Wählern unterschiedliche programmati­
sche Alternativen anbieten. Die Polarisierung von Parteien­
systemen wird also wesentlich mitbestimmt durch die Art 
und Weise der öffentlichen Interessenvertretung durch 
Parteien, deren Konfiguration und Ausprägung. Das Ver­
hältnis zwischen Gesellschaft und Parteien kann im Hin­
blick auf den Aspekt der Polarisierung ein wechselseitiges 
sein, es stellt ein interdependentes Gefüge dar: Einerseits 
nimmt die Partei die gesellschaftliche Polarisierung auf und 
trägt sie institutionell weiter, andererseits kann aber auch 
die Partei ihre Anhängerschaft polarisieren und somit ent­
sprechende Prozesse durch ihr programmatisches oder 
personelles Angebot initiieren und vertiefen.

Polarisierung im Parteienwettbewerb

Aus der Konflikt-Integrations-Perspektive heraus ist das 
Cleavage-Modell entstanden. Als Cleavages werden poli­
tisierte Grundkonflikte definiert, die Gesellschaften und 
ihre politischen Systeme prägen. Die unterschiedlichen 
Konflikte in einem Parteiensystem sind zu Konfliktdimensio­
nen verdichtet worden, von denen die sozioökonomische 
(Marktliberalismus versus Staatsinterventionismus) und die 
soziokulturelle (autoritäre versus libertäre Werte) hervor­
zuheben sind (vgl. Kitschelt 1994; Kriesi et al. 2012; Jun/
Bukow 2020). 
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In der sozioökonomischen Wettbewerbsdimension positi­
onieren sich die Parteien entlang des Kontinuums zwischen 
Marktliberalismus und Staatsinterventionismus, haupt­
sächlich in der Wirtschafts- und Sozialpolitik, zunehmend 
aber auch bei Fragen der Umwelt- oder Familienpolitik. In 
dieser Dimension fungieren nach Analysen von Wahlpro­
grammen die FDP und Die Linke in Deutschland als Polpar­
teien (vgl. schon Jakobs/Jun 2018): Während die FDP pri­
mär auf den Markt als Regulator sozialer und politischer 
Konflikte setzt, favorisiert Die Linke den Staat als Garanten 
für ein möglichst hohes Ausmaß an sozialer Gleichheit. Im 
Wahlprogramm der Linkspartei zur Bundestagswahl 2021 
heißt es: „Wir wollen mit dir dafür streiten, das Gemein­
wohl zu stärken und die Kapitalinteressen zurückzudrän­
gen (…) Wir wollen einen starken demokratischen und zu­
kunftsfesten Sozialstaat, der gerecht finanziert ist und alle 
schützt (Linke 2021: 8 f.). Bei der FDP ist zu lesen: „Wir set­
zen auf die Kraft der Sozialen Marktwirtschaft und wirt­
schaftliche Prosperität als Gegenmodell zum dirigistischen 
Staat (…), wir (…) setzen auf die Kraft der Eigenverantwor­
tung, der Privatinitiative, der Freiheit des Individuums“ (FDP 
2021: 4 f.).
Diese Form der thematischen Polarisierung ist der Demo­
kratie so lange zuträglich, wie beide Seiten jeweils diffe­
rente gesellschaftliche Interessen repräsentieren und dis­
kursiv um die Deutungshoheit für ihre wirtschafts- und 
sozialpolitischen Positionen ringen, sich also im demokra­
tischen Spektrum bewegen. Oftmals ist die Polarisierung 
des Parteiensystems daher nur Ausdruck der Polarisierung 
innerhalb der Gesellschaft, wobei Parteien dann einer­
seits beschleunigend oder verstärkend auf solche Prozesse 
einwirken, andererseits aber auch auf eine Abschwächung 
hinwirken können. Letzteres kann dadurch geschehen, 
dass sie integrativ unterschiedlichste Interessen aggregie­
ren und zu Kompromisslösungen verdichten, die auf breite 
Akzeptanz stoßen. Das idealtypische Modell der Volks­
partei entspricht solchen Vorstellungen.
Im Zuge der Auflösung soziokultureller Milieus ist es jedoch 
für die etablierten Großparteien wie Sozialdemokraten, 
Christdemokraten oder Konservativen, die mehr auf Integ­
ration denn auf Polarisierung setzen, schwieriger gewor­
den, heterogene Wählerkoalitionen zu schmieden und 

gleichzeitig Mehrheiten mit ihren ursprünglichen ideologi­
schen Positionierungen zu erreichen, während kleinere 
„Challenger-Parteien“ (dazu De  Vries/Hobolt  2020) den 
Vorteil haben, extremere Positionen einnehmen oder her­
vorheben zu können, entweder durch Issue Ownership, also 
dem Besetzen dieser Positionen, oder durch die hohe Rele­
vanzzuschreibung eines bestimmten Themas (vgl. Wag­
ner 2012; Jun 2019). Die Entwicklung der Schwächung der 
einstigen Volksparteien und der Stärkung der kleineren 
Konkurrenten hat somit nicht unwesentlich zur Polarisie­
rung des Parteienwettbewerbs beigetragen.
Was FDP und Linkspartei in der sozio-ökonomischen Wett­
bewerbsdimension darstellen, gilt für Bündnis 90/Grüne 
und AfD in der soziokulturellen: Hier sind sie die Polpar­
teien. In der sozio-kulturellen Wettbewerbsdimension ste­
hen sich libertäre Werte – wie Toleranz, Selbstentfaltung, 
kollektive Freiheitsrechte, Emanzipation, Pazifismus, kultu­
relle und politische Inklusion – und autoritäre Wertvorstel­
lungen wie der Vorrang innerer und äußerer Sicherheit, 
kultureller Mehrheitsidentitäten oder restriktiver Kriminali­
tätsbekämpfung gegenüber. Die soziokulturelle Konfliktdi­
mension umfasst auch die so benannte Konfliktlinie zwi­
schen „Integration und Demarkation“ (Kriesi et al.  2012) 
beziehungsweise zwischen „Kosmopoliten und Kommuni­
taristen“ (Merkel 2017; vgl. auch Schäfer/Zürn 2021). Diese 
besagt, dass es im Zuge der Globalisierung auf der einen 
Seite die Befürworter und Profiteure von stärkerer Interna­
tionalisierung gibt („Globalisierungsgewinner“) und auf 
der anderen Seite diejenigen, welche aufgrund zumindest 
subjektiv empfundener ökonomischer Benachteiligungen 
oder kultureller Identitätsbestimmungen sehr skeptisch 
diesem Prozess gegenüberstehen und eine nationale Ab­
grenzungspolitik befürworten. Offenheit gegenüber an­
dersartigen Kulturen und Religionen sowie Toleranz zäh­
len zu den libertären Werten, welche die Bündnisgrünen 
vertreten, während nationale Abschließung im Sinne des 
Vorrangs nationaler Kultur dem autoritären Pol zugerech­
net wird, wofür die AfD einsteht. Auch die angesprochene 
Konfliktlinie Populismus versus Pluralismus (Norris/Ingle­
hart  2019) lässt sich in die beiden genannten Wettbe­
werbsdimensionen integrieren, weil die Akzeptanz libertä­
rer Werte mit Pluralismus einhergeht, während gleichzeitig 
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ein radikaler Autoritarismus, den Rechtspopulisten bevor­
zugen, dem Pluralismus entgegensteht. 
Sowohl die quantitative Forschung zu Parteiprogrammen 
als auch der qualitative Ansatz orientieren sich in ihren 
Analysen an den beiden zentralen Dimensionen des Par­
teienwettbewerbs. Für die Repräsentation von Interessen, 
Werten und Meinungen ist nicht nur die sozioökonomische, 
sondern zunehmend die kulturelle Dimension von hoher 
Relevanz. So ist Letztere infolge der Globalisierung und 
der damit einhergehenden Zunahme von Migrationsbewe­
gungen in vielen politischen Systemen bedeutsamer ge­
worden ebenso wie infolge von Konflikten, die durch unter­
schiedliche soziale Identitäten motiviert werden (vgl. 
Norris/Inglehart  2019; Kriesi et  al.  2012:  324; Schäfer/
Zürn 2021; Goldberg et al. 2020; Merkel 2021). Auch diese 
Entwicklung der zunehmenden Relevanz sozio-kultureller 
Themen hat den Prozess der Polarisierung begünstigt. Ins­
besondere die in der sozio-kulturellen Dimension zu ver­
ortenden Politikbereiche der Migration (vgl. Pickel/
Pickel  2018), des Klimawandels (siehe Birch  2020) und 
Aspekte der Identitätspolitik mit Blick auf die Vertretung 
unterschiedlicher Interessen von kleineren gesellschaftli­
chen Gruppen mit ihren Forderungen nach sozialer und 
politischer Anerkennung haben die Polarisierung auch in 
Deutschland deutlich begünstigt, wenn auch in geringerer 
Ausprägung als in den USA (vgl. Lütjen 2021).
Dies geschieht bei Identitätspolitik dadurch, da es bei der 
Anerkennung von sozialen Identitäten um ein grundsätz­
liches und aus Sicht der Unterstützer dieser Interessen nicht 
verhandelbares Werteverständnis geht (vgl. Müller 2021). 
Identitäre Spaltungen führen nicht selten zu einem mora­
lisch aufgeladenen Antagonismus nach dem Motto „wer ist 
für uns und wer ist gegen uns“. Eine solchermaßen auserko­
rene kulturelle Gegengruppe verstärkt nicht nur Zusam­
mengehörigkeitsgefühle, sondern auch Abgrenzungspro­
zesse, woraus sich ein „Teufelskreis der wechselseitigen 
Identitätsabgrenzung“ (Pickel/Pickel  2018:  317) ergeben 
kann. Es kann so weit gehen, dass die Kontroverse ausartet 
in einen Kampf „ums Ganze, um wahr oder unwahr, Lüge 
oder Wahrheit, Anerkennung oder Nicht-Anerkennung, 
Identität versus Identität“ (Merkel 2021: 11). Gesellen sich 
dazu moralische Abwertungen gegenüber den jeweilig 
Andersdenkenden, werden aus politischen Konkurrenten 
Feinde gemacht. Werden diese nur noch diffamiert, bleibt 
für demokratische Auseinandersetzungen und Entschei­
dungen kaum noch Platz – zumal auch deren Legitimität 
dann zumindest bei jener Gruppe bezweifelt wird, die sich 
subjektiv nicht oder zu wenig berücksichtigt fühlt.
Die AfD hat einen Politikstil kreiert, der typisch für rechtspo­
pulistische Parteien ist und in dem eine selbstbezogene 
Elite und das rechtschaffene Volk (das nach ihrem eigenen 
Anspruch nur sie allein legitim repräsentieren) einander 
antagonistisch gegenübergestellt werden. Dieser Politik­
stil leistet damit also jeglicher Form der Polarisierung Vor­
schub. Im Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2021 heißt 
es u.  a.: „In unserem Land hat sich aber eine politische 
Klasse herausgebildet, deren vordringliches Interesse ihrer 
Macht, ihrem Status und ihrem materiellen Wohlergehen 
gilt. Diese setzt die soziale und kulturelle Zukunft unseres 
Volkes, die Stärke unserer Wirtschaft und damit unseres 
Wohlstandes aufs Spiel“ (AfD 2021: 12). Es sind insbeson­
dere einige libertäre Werte, denen sich die AfD entgegen­
stellt: „Multikulturalität, Diversität, Globalisierung und ver­
meintliche Gendergerechtigkeit“ (AfD  2021:  12). Diese 

wiederum werden von den Grünen vertreten, welche die 
AfD als ihren Hauptgegner betrachtet (vgl. Wehner 2021). 
Die Grünen würden nach Ansicht des AfD-Vorsitzenden 
Jörg Meuthen das Land in eine „ökonomische und soziale 
Katastrophe“ führen (zitiert nach Wehner  2021) und als 
Hauptprotagonisten des „links-rot-versif ften 68er Deutsch­
land“ gelten, wie es der frühere AfD-Fraktionsvorsitzende 
im Deutschen Bundestag Alexander Gauland formulierte 
(zitiert nach Zick et al. 2016: 148). 
Mit solch drastischen Formulierungen wird Polarisierung 
zum Ausdruck gebracht. Polarisierung dient ihr zur Auf­
merksamkeitsgewinnung gegenüber der Öffentlichkeit 
und zur Abgrenzung gegenüber politischen Gegnern, 
wozu sie auch auf Provokationen, Tabubrüche und gezielte 
Entgleisungen nicht verzichtet (siehe auch Hillje 2021). Die 
AfD agiert dabei nicht im luftleeren Raum, sondern nimmt 
vorhandene Ressentiments und Einstellungen der Bevölke­
rung auf und verstärkt diese (vgl. Giebler et al. 2019). We­
sentlich die AfD hat dazu beigetragen, dass sich in den 
letzten zehn Jahren die politische Polarisierung in Deutsch­
land „deutlich verstärkt“ hat, sowohl auf der Angebots- 
(Parteien) wie auf der Nachfrageseite (Wählerinnen und 
Wähler) (Weßels 2021: 23). Dabei treten auf der Nach­
frageseite erhebliche gesellschaftliche Disparitäten (vgl. 
Reckwitz  2020), das zumindest subjektiv vorhandene 
Gefühl der mangelnden Responsivität der etablierten Par­
teien gegenüber einzelnen Wählerinteressen gepaart mit 
subjektiver Unzufriedenheit und Misstrauen gegenüber 
der Politik hinzu. 
Mögliche negative Effekte der steigenden Polarisierung 
für die Demokratie können so auftreten (siehe 
Weßels 2021: 23): Zunehmende parteipolitische Polarisie­
rung lässt Antipathien gegenüber Parteien insgesamt 
wachsen, untergräbt Zufriedenheit mit der Demokratie und 
verringert das Ausmaß an Unterstützung und Legitimität. 
Der Grad der Polarisierung im Parteienwettbewerb ist im 
Vergleich zu Phasen außerhalb von Wahlkämpfen stärker 
ausgeprägt (vgl.  Lehmann  2021). Umso verwunderlicher 
mag es erscheinen, dass ungeachtet aller Polarisierungs­
tendenzen im Bundestagswahlkampf 2021 ein polarisie­
rendes Thema kaum ausgemacht werden kann. 

Polarisierung durch soziale Protestgruppen

Doch nicht nur der Parteienwettbewerb wird von der zu­
nehmenden Polarisierung erfasst, wie es schon mit dem 
Hinweis auf die Polarisierung der Wählerschaft angedeu­
tet wurde. Die zuletzt sich größerer Akzeptanz erfreuen­
den sozialen Bewegungen können ebenfalls ein zentraler 
Faktor zunehmender Polarisierung sein, gerade wenn sie 
darauf setzen, Antagonismen hervorzuheben, ihre Wert­
haltungen absolut setzen und ihre eigenen Positionen mo­
ralisch überhöhen sowie gegenläufige Positionen mora­
lisch diskreditieren. Kaum jemand wird in Frage stellen, 
dass Pegida in der Migrationspolitik oder „Querdenken“ in 
ihrer Haltung gegenüber den Corona-Schutzmaßnahmen 
der Regierenden, mit ihrer Ablehnung gegenüber den eta­
blierten Kräften der Politik und gegenüber großen Teilen 
der Medienlandschaft Polarisierungstendenzen zum Aus­
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druck gebracht und befördert haben (vgl. Vorländer 2021). 
Sie nutzen dazu insbesondere Soziale Netzwerke, sind 
aber auch offline präsent und polarisieren durch die Radi­
kalität ihrer Forderungen, ihrer Sprache und ihrer Aktionen 
(man denke nur auf den mit Gewalt erzwungenen Zutrit t 
zum Reichstagsgebäude durch die „Querdenken“-Bewe­
gung). Inhärent ist solchem autoritären Populismus (siehe 
zu dem Begriff Norris/Inglehart 2019; Schäfer/Zürn 2021) 
die schon an sich polarisierende Konstruktion antagonisti­
scher Gruppen, ein „Wir“ gegen „Die Anderen“. Die poli­
tisch Andersdenkenden werden als Gegner gesehen, de­
ren Integrität in Zweifel gezogen wird und mit moralischen 
Argumenten diskreditiert wird. Die Nicht-Anerkennung der 
Legitimität der Argumente der politischen Konkurrenten, 
deren Herabwürdigung lässt demokratische Diskurse erst 
gar nicht möglich erscheinen.
Aber auch vor der Klimaschutzbewegung Fridays for Future 
machen emotionale Polarisierungstendenzen, die sich bei­
spielsweise in antikapitalistischen Positionen und eine von 
manchen Aktivist:innen postulierte moralische Überlegen­
heit finden lassen, nicht halt. So sind dort Positionen zu fin­
den, die sowohl antikapitalistische wie herrschaftskritische 
Polarisierungstendenzen ausdrücken: „Diesen [sic!] Wi­
derspruch, die automatisierte, und von seinen herrschen­
den Klassen kaum mehr kontrollierbare Expansion des Ka­
pitalismus über unüberschreitbare Grenzen hinaus, resul­
tiert eben in der Kaskade immer mehr sich immer weiter 
verschärfender Krisen – mit dem Kollaps des Planeten und 
seiner menschlichen Bevölkerung als gar nicht mehr so fer­
nem Horizont“ (https://fridaysforfuture.de/wie-banken-
unsere-zukunft-verkaufen). Oder: „von April 2019 bis jetzt 
hat die Politik es geschafft, unsere Forderungen konse­
quent zu ignorieren und mit ihrem Klimapäckchen gezeigt, 
wie wenig sie von einer lebenswerten Zukunft halten“ (ht­
tps://fridaysforfuture.de/forderungen/). Emotional ge­
führte Debatten mit Urteilen oder Vorurteilen über das Ver­
hältnis von Ökonomie und Ökologie, über Klimaverände­
rung und Zukunftsversprechen der Politik sollen eine Ent­
fremdung gegenüber den etablierten Kräften der Politik 

zum Ausdruck bringen und lassen polarisierende Tenden­
zen mehr als aufscheinen. So überzeugend die Argumente 
der Klimaforschung sein mögen, auf die sich Fridays for Fu‑
ture stützen, so wenig kann sich demokratische Politik aus­
schließlich als deren Handlanger verstehen. Sie steht unter 
der Maßgabe, in einem Willensbildungsprozess unter­
schiedliche Interessen abzuwägen und anschließend ihre 
Entscheidung überzeugend zu begründen.

Einzelne Ursachen für die zunehmende Polarisierung

Die politischen und gesellschaftlichen Ursachen für die zu­
nehmende Polarisierung sind vielfältig und können hier 
nicht in Gänze angesprochen werden. Dazu zählen insbe­
sondere die zunehmende gesellschaftliche Diversität und 
Fragmentierung und ihre sich daraus ergebenden poli­
tischen Auswirkungen (vgl. Reckwitz 2019), von denen ein­
zelne in den vorherigen Abschnitten bereits angesprochen 
worden sind. Diese werden im Hinblick auf Polarisierung 
zudem wirksamer, weil einzelne Teile der Bevölkerung 
Kompromiss- und Konsenslösungen skeptischer gegen­
überstehen als in der Vergangenheit. 
Auf drei jüngere Entwicklungen soll an dieser Stelle noch­
mals kurz eingegangen werden. Erstens kann als eine zen­
trale Ursache für die zunehmende Polarisierung des Partei­
enwettbewerbs und seiner gesellschaftlichen Grundlagen 
die bereits konstatierte zunehmende Relevanz von sozio-
kulturellen gegenüber sozio-ökonomischen Aspekten der 
Politik betrachtet werden (vgl. Goldberg et al. 2020: 319; 
Norris/Inglehart 2019; Merkel 2021). Wenn es um Identi­
tätsfragen wie religiöse und ethnische Zugehörigkeiten, 
sexuelle Orientierungen oder zu Existenzfragen der 
Menschheit erklärte Probleme wie bei der Klimafrage geht, 
spielen grundlegende Werte und Einstellungen eine zent­
rale Rolle, die als unverrückbar gelten. Streit fragen darü­
ber sind deutlich weniger Kompromissen zugänglich 
(vgl.  Lütjen  2021) als sozio-ökonomische Kontroversen. 
Wenn diese dann noch durch Antagonismen und Affekte 

In der Fridays-for-Future-
Bewegung lassen sich polari-
sierende Tendenzen, etwa in 
Form antikapitalistischer 
Positionen oder emotional 
geführten Debatten, finden. 

picture alliance / xim.gs | xim.gs
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aufgeladen werden, entwickelt sich schnell Gegnerschaft, 
kann Politik weniger durch einen in den Institutionen erar­
beiteten Kompromiss durchdringen (vgl.  Mouffe  2007). 
Themen- und identitätsbasierte Polarisierung sowie eine 
Zunahme von negativer Emotionalität und Moralisierung 
begünstigen diesen Prozess.
Eine weitere Begünstigung erfährt Polarisierung durch ver­
änderte Möglichkeiten der Medienproduktion und -nut­
zung im Internet: Kleinere Nischengruppen können im 
Netz Aufmerksamkeit erzeugen, auf die politische Agenda 
leichter einwirken, sich mit Gleichgesinnten einfacher ver­
netzen, um somit Schlagkraft zu gewinnen (siehe auch Fitz­
patrick 2019). Es verwundert nicht, dass Gruppen wie Pe­
gida, „Querdenker“ oder Parteien wie die AfD primär das 
Web 2.0 nutzen, um ihre Positionen zu verbreiten und Sym­
pathisanten zu gewinnen sowie organisatorische Stärke 
zu entwickeln. So sind eindeutige Anzeichen erkennbar, 
dass Anhängerinnen und Anhänger von Pegida und AfD 
häufig in Sozialen Medien polarisierende Inhalte aus 
Sozialen Netzwerken oder „Alternativen Medien“ verwen­
den, um für ihre Positionen eine breitere Aufmerksamkeit zu 
generieren (vgl. Rau/Stier  2019:  412; Darius/Ste­
phany 2020).
Auch eine einseitige Nutzung kann dazu führen, dass so­
genannte „Echokammern“ oder „Filterblasen“ entstehen, 
die die Werte, Meinungen und Haltungen der Nutzerin­
nen und Nutzer bestätigen und andere von ihm fernhalten. 
Diese Einseitigkeit kann Abgrenzungen erleichtern und 
Identitäten schaffen, die sich primär durch Gegnerschaft 
zu Anderen definieren. Die im Netz anzutreffenden Stilmit­
tel der Kommunikation wie Emotionalität oder Negativität 
haben ebenfalls das Potenzial, zu einer gesamtgesell­
schaftlichen Polarisierung beizutragen: „Wo Wut, Zorn 
und Aggression, Skandalisierung und Verschwörungsden­
ken, Fake News und durch Algorithmen gesteuerte Trolls 
das Meinungsbild bestimmen, bringt das digitale Zeitalter 
einen neuen politischen Typus hervor, den der Empörungs-, 
Erregungs- und Stimmungsdemokratie“ (Vorländer 2021). 
Nicht selten lassen sich in den Sozialen Netzwerken emo­
tionale Auseinandersetzungen über sehr kontroverse The­
men wie Migration oder gesellschaftliche Diversität fin­
den, wobei häufig Urteile oder Vorurteile gegenüber rati­
onalen Diskursen deutlich überwiegen (vgl. u. a. Panten­
burg et al. 2021).
Als drit te Entwicklung ist der zuletzt immer deutlicher wer­
dende, fast dauerhafte Krisenmodus der Politik zu nennen: 
Die „dichte Abfolge von Krisen hat die Entfremdung von 
Demokratien verstärkt“ (Schäfer/Zürn  2021:  138). Krisen 
wirken wie ein Brennglas, die langfristige Tendenzen auf­
zeigen und verdeutlichen (so auch Vorländer 2021). Hier ist 
besonders der Faktor der De-Nationalisierung der Prob­
lemlösungsmöglichkeiten zu nennen. Während die Politik 
bei ihren Problemlösungen noch immer auf den National­
staat orientiert ist, treten die Probleme zunehmend global 
auf, wie die jüngsten Ereignisse zeigen: Ob nun Klimawan­
del, Migration, die internationalen Finanzmärkte oder die 
Corona-Pandemie – alle diese Probleme sind oder waren 
nur international oder sogar global lösbar, während die 
Politik noch immer die Suggestion vermittelt und die Erwar­
tung auch an sie herangetragen wird, dass sie die Prob­
leme auf nationaler Ebene lösen kann oder sollte. Folge 
dieser Diskrepanz ist eine Desillusionierung, die Enttäu­
schung gehegter Erwartungen, die in dem Vorwurf des 
Staatsversagens gipfelt. Dass solcherlei Diskrepanzen und 

Enttäuschungen Polarisierungstendenzen begünstigen, 
liegt auf der Hand, da sie emotionale Distanz und ratio­
nale Abwendung gleichermaßen hervorbringen kann und 
Vertrauen in die Handlungsfähigkeit der Politik verloren 
geht. Der Eindruck der unzureichenden Repräsentation von 
Werten, Meinungen und Interessen in Lösungskonzepten 
der Politik macht anfälliger für Misstrauen, Zweifel, bis hin 
zum Glauben an Verschwörungsmythen. Der Weg zu po­
larisierten Auseinandersetzungen ist dann ein kurzer, zu­
mal der Legitimitätsglaube an Politik leidet.
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Einigendes und Trennendes zwischen 
den Parteien in Baden-Württemberg:  
Muster des Parteienwettbewerbs im 
Südwesten im Zeitverlauf
Marc Debus

 
In repräsentativ organisierten modernen Demokratien 
stellen politische Parteien das zentrale Bindeglied zwi­
schen den Bürgerinnen und Bürgern und den politischen 
Institutionen dar. Im Vorfeld von Wahlen machen Par­
teien den Wahlberechtigten Politikangebote, um sie auf 
diese Weise zur Stimmabgabe für sich und ihre Kandida­
tinnen und Kandidaten zu überzeugen. Dies impliziert, 
dass parteipolitische Akteure Veränderungen in den 
Einstellungen der Bürgerinnen und Bürger berücksichti­
gen, um so ihre Chancen zu maximieren, so viele Stimmen 
wie möglich bei einer kommenden Wahl für sich zu ge­
winnen. Sollte die ideologische Polarisierung in der Be­
völkerung im Zeitverlauf angewachsen sein, was in Folge 
der europäischen Finanzkrise, den globalen Migrations­
bewegungen und der Corona-Pandemie zu erwarten ist 
und worauf bestehende Studien hindeuten, dann sollten 
die politischen Parteien darauf reagieren, sich verstärkt 
programmatisch voneinander abgrenzen und somit ext­
remere inhaltliche Positionen einnehmen. Marc Debus 
beleuchtet daher in seinem Beitrag die programmatische 
Entwicklung der baden-württembergischen Landtags­
parteien im Zeitraum von 1992 bis 2021. Er geht dabei 
der Frage nach, ob sich die Parteien im Südwesten pro­
grammatisch auseinanderentwickelt haben, was für eine 
verstärkte Polarisierung spräche, und ob diese Entwick­
lung in Baden-Württemberg stärker oder schwächer aus­
geprägt ist als in anderen deutschen Bundesländern.�

Einleitung

Politik kommt ohne ein gewisses Maß an Polarisierung nicht 
aus. Indem Parteien und ihre Vertreterinnen und Vertreter 
der Wählerschaft programmatische Angebote darüber 
machen, wie die Politik der kommenden Jahre inhaltlich ge­
staltet werden soll, beziehen die parteipolitischen Akteure 
die Stimmung in der Bevölkerung und deren Einstellungen 
zu verschiedenen Sachfragen ein (Powell  2000; Pow­
ell 2004). Wenn es innerhalb der Bevölkerung sehr unter­
schiedliche Auffassungen zu einem bestimmten Themen­
gebiet gibt, beispielsweise in Fragen der Steuer-, Verkehrs- 
oder Einwanderungspolitik, dann sollten sich auch die Po­
sitionen der Parteien zu diesen Sachfragen deutlicher 
voneinander unterscheiden, um so die Chancen zu vergrö­
ßern, bei der anstehenden Wahl so viele Stimmen wie 
möglich zu gewinnen (Adams et al. 2005). Zudem ist es das 
Ziel von Wahlkämpfen, dass sich auch aufgrund verschärf­
ter politischer Debatten die Unterschiede zwischen den 
Parteien in deren Programmangebot zeigen. Diese pro­

grammatischen Positionen werden dann durch die Vertre­
terinnen und Vertreter der Parteien, durch die Medien und 
auch mit Hilfe von so genannten Voting Advice Applications 
wie etwa dem Wahl-O-Mat den Wählerinnen und Wähler 
vermittelt (siehe Munzert/Ramiro Ruiz 2020), die auf dieser 
Grundlage ihre eigenen Positionen zu verschiedenen 
Sachfragen mit denen der Parteien und ihren Kandidieren­
den abgleichen und so eine fundierte Wahlentscheidung 
treffen können. 
Vor dem Hintergrund des Erfolges rechts- wie auch linkspo­
pulistischer Parteien und Bewegungen in Europa im Laufe 
der letzten zehn Jahre und der parlamentarischen Etablie­
rung der Alternative für Deutschland (AfD) mit ihrem zu­
nächst vor allem euroskeptischen, später klar rechtspopu­

Mithilfe von Voting Advice Applications wie dem Wahl-O-
Mat können Wahlberechtigte vor Wahlen die programma
tischen Positionen der Parteien vergleichen.
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listischen Profil auf Landes- wie Bundesebene (vgl. Arzhei­
mer/Berning 2019) geht der vorliegende Beitrag der Frage 
nach, ob sich eine Polarisierung im Politikangebot der Par­
teien in zentralen Sachfragen nachweisen lässt. Wir be­
leuchten daher die programmatische Entwicklung der ba­
den-württembergischen Landtagsparteien im Zeitraum 
von 1992 bis 2021 und gehen dabei in einem ersten Schrit t 
der Frage nach, ob sich die Parteien im Südwesten pro­
grammatisch in Fragen der Wirtschafts- und Gesellschafts­
politik auseinanderentwickelt haben, was für eine ver­
stärkte Polarisierung spräche. In einem zweiten Schrit t un­
tersuchen wir, ob diese Entwicklung in Baden-Württem­
berg stärker oder schwächer ausgeprägt ist als in anderen 
deutschen Bundesländern. Die Analyse erfolgt auf der 
Grundlage eines Datensatzes, der die Positionen der deut­
schen Bundes- und Landesparteien seit Januar 1990 um­
fasst (Bräuninger et al. 2020). Damit kann die Entwicklung 
der programmatischen Positionen der Parteien explizit in 
Baden-Württemberg näher beleuchtet werden und in Be­
zug zur Entwicklung in anderen Bundesländern sowie der 
Bundesebene gesetzt werden. Dazu gibt der folgende Ab­
schnitt einen Überblick zur Entwicklung des Parteiensys­
tems im Südwesten, um im Anschluss daran die hier ver­
wendeten Daten näher zu präsentieren. Der darauffol­
gende Abschnitt beantwortet auf der Grundlage der pro­
grammatischen Positionen der Parteien seit Anfang der 
1990er Jahre, ob sich ein Polarisierungstrend nachweisen 
lässt und ob es Unterschiede zwischen Baden-Württem­
berg und den anderen Bundesländern gibt. Die Schlussbe­
trachtung fasst die gewonnenen Erkenntnisse zusammen 
und diskutiert deren Implikationen für die Stabilität des po­
litischen Systems einerseits sowie für Fragen der Regie­
rungs- und Koalitionsbildung und der Zusammenarbeit in 
Parlamenten andererseits. 

Hintergrund: Entwicklung des baden-
württembergischen Parteiensystems und 
Parteienwettbewerbs

Lange Zeit war es eine unnötige Frage, welche Partei bei 
Wahlen in Baden-Württemberg als stärkste politische 
Kraft hervorgeht und die Regierung bilden kann. So waren 
die Christdemokraten (CDU) seit der ersten Landtagswahl 
zum Parlament Baden-Württembergs 1952 bis einschließ­
lich der Landtagswahl 2011 stärkste politische Kraft und 
kontrollierten von 1972 bis 1992 eine absolute Mehrheit 
der Mandate im Stuttgarter Landtag, so dass sie ohne Ko­
alitionspartner regieren konnten. Mit Ausnahme des Zeit­
raums von 1952 bis 1953 stellten die Christdemokraten bis 
2011 als stärkste Regierungspartei den Ministerpräsiden­
ten im Südwesten. Dies hat sich mit den Landtagswah­
len 2011, 2016 und 2021 geändert. 2011 blieb die CDU 
zwar mit 39 Prozent der Stimmen noch mit deutlichem Ab­
stand vor Bündnis 90/Die Grünen stärkste Partei und Frak­
tion im Stuttgarter Landtag, jedoch musste sie zum ersten 
Mal in Baden-Württemberg seit 1953 die Regierungsver­
antwortung abgeben und den Gang in die Opposition an­
treten (vgl. Gabriel/Kornelius 2011). In Folge der Landtags­
wahl 2016 konnte die CDU zwar wieder Regierungsverant­
wortung erlangen, jedoch nur als neuer Juniorpartner von 
Bündnis  90/Die Grünen, da es keine parlamentarische 
Mehrheit mehr für die Koalition aus Grünen und Sozial­
demokraten (SPD) gab (vgl. Gabriel/Kornelius 2016; De­

bus  2017). Vor dem Hintergrund, dass die CDU zu den 
Landtagswahlen 1972, 1976, 1980 und 1984 deutlich mehr 
als 50 Prozent der Stimmen gewann und ohne Koalitions­
partner regieren konnte, hingegen aus der Landtags­
wahl 2021 mit nur noch 24,1 Prozent der Stimmen als zweit­
stärkste Partei hervorging, sind dies dramatische Verschie­
bungen. Dies wir ft die Frage auf, wie die Landesparteien 
programmatisch auf die Veränderungen im baden-würt­
tembergischen Parteiensystem reagieren. Schließlich zog 
2016 mit der AfD eine neue, rechtspopulistisch ausgerich­
tete Partei in den Landtag ein, wohingegen die Sozialde­
mokraten mit 12,7 Prozent ihr schlechtestes Ergebnis bei 
Landtagswahlen im Südwesten einfuhren, das sich 2021 
noch weiter auf 11 Prozent verschlechterte.
Das beste Ergebnis der SPD in Baden-Württemberg liegt 
bei nur 37,6  Prozent – erzielt im Zuge der Landtags­
wahlen 1972 (vgl. zum Folgenden Bräuninger et al. 2020: 
69–71). Dennoch waren die Sozialdemokraten häufiger an 
der Landesregierung Baden-Württembergs beteiligt. Ne­
ben der Koalition mit den Freien Demokraten (FDP) und 
dem Block der Heimatvertriebenen (BHE) waren sie von 
1953 bis 1960 Regierungspartner in einer Koalition aus 
CDU, FDP und dem BHE. In der Zeit von 1966 bis 
1972 sowie 1992 bis 1996 koalierte die SPD zudem als 
Juniorpartner in einer Regierungskoalition mit der CDU 
unter den Ministerpräsidenten Hans Filbinger und Erwin 
Teufel. Schließlich waren die Sozialdemokraten der Junior­
partner der Grünen im Kabinett Kretschmann von 2011 
bis 2016. 
Dem gegenüber gilt Baden-Württemberg als Stammland 
für die Liberalen, die – sieht man von der wenige Tage 

198

M
a

rc
 D

eb
us



dauernden Amtszeit von Thomas Kemmerich (FDP) als Mi­
nisterpräsident Thüringens 2020 ab – hier das bislang 
einzige Mal in der bundesdeutschen Geschichte einen 
Ministerpräsidenten stellen konnten. Jedoch konnte die 
FDP, die in Baden-Württemberg auf Fraktionsebene bis 
heute den Beinamen „Demokratische Volkspartei“ (DVP) 
führt, nicht mehr an die  Ergebnisse aus den 1950er und 
1960er Jahren anknüpfen, als sie bei Landtagswahlen zwi­
schen 13,1 Prozent und 18 Prozent der Stimmen erreichte. 
Stattdessen konnten die Grünen nicht nur 11,7 Prozent und 
12,1 Prozent bei den Landtagswahlen 2006 und 1996 er­
zielen, sondern wurden mit 24,2 Prozent der Stimmen 2011 
zweitstärkste und 2016 sowie 2021 mit 30,3 Prozent bzw. 
32,6 Prozent sogar stärkste Partei in Baden-Württemberg. 
Während die rechtsextremen Republikaner 1992 und 1996 
mit 10,9 Prozent bzw. 9,1 Prozent der Stimmen in den Land­
tag einziehen konnten, gelang dies der sich zunehmend 
rechtspopulistischen gebärenden AfD im Zuge des im 
Spätsommer 2015 einsetzenden Flüchtlingsstroms nach 
Deutschland bei der Landtagswahl 2016 mit 15,1 Prozent 
der Stimmen, um 2021 mit 9,7 Prozent erneut in das Landes­
parlament einzuziehen. Dem Erfolg von Republikanern und 
AfD ging in den späten 1960er Jahren ein hoher Stimmen­
anteil für die rechtsradikale NPD voraus, die bei der Land­
tagswahl 1968 9,8  Prozent der Stimmen gewann, aller­
dings 1972 nach massiven Stimmenverlusten bei Wahlen 
in anderen deutschen Bundesländern nicht wieder kandi­
dierte. Eine weit links stehende Partei konnte bislang nicht 
in den Landtag Baden-Württembergs einziehen. Die Linke 
bzw. deren Vorläufer in Westdeutschland, die Wahlalter­
native Arbeit und soziale Gerechtigkeit (WASG), erreich­

ten bei den Landtagswahlen zwischen 2006 und 2021 ma­
ximal 3,6 Prozent der Stimmen.
Vor dem Hintergrund dieser numerischen Entwicklung des 
baden-württembergischen Parteiensystems sowie der 
durchaus häufigen „lagerübergreifenden“ Koalitionsbil­
dung, indem eine Mitte-Links-Partei wie Sozialdemokraten 
oder Grüne mit einer Mitte-Rechts-Partei wie den Christ­
demokraten koaliert – was von 1992 bis 1996 in Form des 
Bündnisses aus CDU und SPD der Fall war und seit 2016 mit 
der Koalition von Grünen und CDU zutrif f t – ist ein eher 
niedriges Ausmaß an programmatischer Polarisierung zwi­
schen den Parteien zu erwarten. Dies sollte dann anwach­
sen, wenn eine Partei des rechten Randes den Einzug in 
den Landtag erreichen kann, was im hier gewählten Beob­
achtungszeitraum in Baden-Württemberg mit den Republi­
kanern von 1992 bis 2001 und der AfD seit 2016 der Fall ist. 
Allerdings nehmen Parteien in Abhängigkeit der sozial­
strukturellen Eigenschaft der Wählerschaft in einem Bun­
desland, der kontextgebundenen Themenschwerpunkte 
von Wahlkämpfen oder dem Zeitpunkt einer Landtagswahl 
im bundespolitischen Wahlzyklus durchaus Positionen ein, 
die sich von den Positionen der eigenen Partei in anderen 
Bundesländern oder auf Bundesebene unterscheiden 
(Bräuninger et al. 2020; Müller 2009; Müller 2013; Giger 
et al. 2011). 
So war im Fall Baden-Württembergs die Bildung einer 
„schwarz-grünen“ Koalition auch aufgrund der eher mode­
raten Ausrichtung der südwestdeutschen Grünen bereits 
seit Anfang der 1990er Jahre nicht unrealistisch (Schnei­
der  2001). Andererseits wurden nach der Landtags­
wahl 1992 die Sondierungsgespräche zwischen CDU und 
Grünen in Baden-Württemberg von der Bundesspitze der 
Grünen explizit missbilligt und die Grünen im Südwesten 
wurden von ihrer Parteiführung aufgefordert, die Verhand­
lungen abzubrechen (Sturm 1992: 636–637). Gleichzeitig 
traten die Junge Union Baden-Württembergs und der frü­
here Ministerpräsident Hans Filbinger für eine Koalition 
der CDU mit den Grünen ein (Sturm 1992: 636); wegen der 
Forderungen der baden-württembergischen Grünen nach 
einer generellen „ökologischen Wende der CDU“ 
(Sturm 1992: 637) bildete sich jedoch – auch aufgrund von 
Gegensätzen in der Industriepolitik zwischen CDU und 
Grünen im Südwesten – eine Koalition aus Christ- und So­
zialdemokraten. 
Die elektorale Stärke der CDU speiste sich lange aus der 
starken Verwurzelung vieler Wählerinnen und Wähler – 
selbst derjenigen, die im industriellen Sektor beschäftigt 
waren und der Berufsgruppe der Arbeiter und Angestellten 
angehören – im ländlich-agrarischen Umfeld. Dies begüns­
tigt die Wahlchancen christlich-konservativer Parteien mit 
ausgeprägtem wohlfahrtsstaatlichen Profil wie der CDU. 
Daher ist davon auszugehen, dass sich die Christdemokra­
ten in Baden-Württemberg wirtschaftspolitisch eher mode­
rat positionieren, in gesellschaftspolitischen Fragen aber 
durchaus konservative Standpunkte vertreten, was zu einer 
höheren Polarisierung in der Gesellschaftspolitik zumin­
dest bis zur Landtagswahl  2011 geführt haben könnte 
(Bräuninger et al. 2020: 72–73). Daher kann von einer hö­
heren Polarisierung in der Gesellschaftspolitik im Vergleich 
zur Wirtschafts- und Sozialpolitik in Baden-Württemberg 

Eine Koalition zwischen CDU 
und den Grünen war in Baden-
Württemberg schon in den 
1990er Jahren im Gespräch. 
Am 5. Mai 2021 stellte die 
zweite grün-schwarze Landes-
regierung ihren Koalitions
vertrag vor. 
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ausgegangen werden, insbesondere dann, wenn eine 
rechtsextreme bzw. rechtspopulistische Partei wie die Re­
publikaner oder die AfD im Landtag vertreten waren. 

Datengrundlage

Um die Entwicklung des Parteienwettbewerbs in Baden-
Württemberg im Zeitverlauf sowie im Vergleich zu den an­
deren Bundesländern analysieren zu können, werden In­
formationen zu den politikfeldspezifischen Positionen der 
Parteien benötigt. Diese werden – aufbauend auf einem 
bestehenden Datensatz – auf der Grundlage einer compu­
tergestützten Inhaltsanalyse der Wahlprogramme zu allen 
Landtagswahlen seit 1990 gewonnen (vgl. Bräuninger 
et  al.  2020). Zur Ermittlung der Positionen der baden-
württembergischen Parteien auf den beiden, den deut­
schen Parteienwettbewerb maßgeblich prägenden Kon­
fliktdimensionen – dem Gegensatz zwischen einem 
„starken“, intervenierenden und einem „schwachen“, zu­
rückhaltenden Staat in der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
einerseits und dem Gegenüber von progressiv-liberalen 
und traditionell-konservativen Positionen in der Innen-, 
Rechts- und Gesellschaftspolitik andererseits (vgl. Pappi/
Shikano 2004; Bräuninger et al. 2020) – wird hier auf das 
rein computergestützte Wordscores-Verfahren zurückge­
grif fen (Laver et al. 2003). In diesem Verfahren werden mit­
hilfe gezielter Wortsuchen und -vergleiche in Parteipro­
grammen und weiteren Schriften die Parteien systematisch 
auf ihre Programmatik hin analysiert.1 Insbesondere für 
Deutschland, aber auch für eine Reihe weiterer westeuro­
päischer Staaten ergeben sich hohe Zusammenhangs­
werte zwischen den mit Wordscores ermittelten Parteiposi­
tionen und den manuell erhobenen ideologischen Positi­
onswerten im Zeitverlauf (vgl. Bräuninger et al. 2013), so 
dass von einer hohen Zuverlässigkeit der hier ermittelten 
Werte ausgegangen werden kann. Einem auf der Grund­
lage dieses Verfahrens bereits erstellten Datensatz, der 
die Positionen der deutschen Bundes- und Landesparteien 
seit Januar 1990 umfasst (Bräuninger et al. 2020), wurden 
die zu den Landtagswahlen in Baden-Württemberg 2021 
verfassten Wahlprogramme von Bündnis 90/Die Grünen, 
CDU, AfD, SPD, FDP und Die Linke hinzugefügt, so dass ins­
besondere untersucht werden kann, wie sich der program­
matische Parteienwettbewerb seit dem Wahlerfolg der 
AfD bei den Landtagwahlen 2016 entwickelt hat. Für die 
Republikaner liegen keine adäquaten Volltexte ihrer Wahl­
programme zu den Landtagswahlen 1992 und 1996 vor, 
so  dass auf die Einschätzung der wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischen Position dieser Partei durch die 
Expertenbefragung von Benoit und Laver (2006) zurückge­
grif fen werden muss. 
Zusätzlich zu den von den Parteien eingenommenen Positi­
onen kann der Grad der Polarisierung mit Hilfe der soge­
nannten Vetospieler-Distanz (Tsebelis 2002) beschrieben 
werden. Zwar gibt es eine Fülle von Möglichkeiten, Polari­
sierung quantitativ zu erfassen und in einem Indikator zu 
bemessen (vgl. etwa Rehm/Reilly  2010; Maoz/Somer-
Topcu  2010). Allerdings hat die Vetospielerdistanz den 
Vorteil, dass sie einfach erstellbar und erklärbar ist – sie 
ergibt sich aus dem Betrag der Distanz zwischen den pro­
grammatisch am extremsten ausgerichteten Akteuren in ei­
nem Politikfeld. Liegen beispielsweise die Positionen von 
drei Regierungsparteien in der Steuerpolitik weit ausein­

ander, weil eine Partei Steuererhöhungen und die beiden 
anderen moderate bis kräftige Steuersenkungen fordern, 
dann ist die inhaltliche Distanz zwischen den Regierungs­
parteien groß (und die Wahrscheinlichkeit, sich auf Ände­
rungen des Status quo innerhalb der Koalition zu einigen, 
gering). Mit der Hilfe von Daten, die die Positionen der Par­
teien zu Sachfragen wie etwa der Steuerpolitik messen, 
kann ein numerischer Distanzwert zwischen den beiden 
extremsten Regierungsparteien ermittelt werden. Eine Ex­
pertenbefragung zur Bundestagswahl 2017 (Bräuninger 
et al. 2019a) ermittelte beispielsweise auf einer wirtschafts- 
und finanzpolitischen Politikdimension, die von einem star­
ken, in die Wirtschaft eingreifenden Staat (Wert: 1) bis zu 
einem auf eine nicht regulierte, freie Marktwirtschaft set­
zenden Staat (Wert: 20) reicht, eine Position für die FDP von 
18, für die CDU/CSU von rund 12 und für Bündnis 90/Die 
Grünen von 6. Die Vetospielerdistanz in einer hypotheti­
schen „Jamaika“-Koalition läge somit bei einem Wert von 
12, in einer „schwarz-gelben“ Koalition wäre sie mit einem 
Wert von 6 nur halb so groß. 
Des Weiteren ist die Vetospielerdistanz theoretisch von 
großer Relevanz, da Tsebelis (2002) und zahlreiche auf der 
Vetospielertheorie aufbauende Arbeiten (vgl. etwa Saal­
feld 2010; Curini/Zucchini 2010; Bräuninger/Debus 2009; 
Bräuninger et al. 2015) zeigen konnten, dass mit anwach­
sender Distanz zwischen den für einen Politikwandel not­
wendigen Akteuren die Chance auf Veränderung des Sta­
tus quo sinkt. Je größer also die Distanz zwischen den ext­
remsten Parteien im Landtag ist, desto unwahrscheinlicher 
sollte Politikwandel sein, was sich wiederum auf die Zufrie­
denheit der Bürgerinnen und Bürger mit dem politischen 
System und dessen Reaktionsfähigkeit auf exogene 
Schocks wie etwa die Finanzkrise, globale Massenmigra­
tion oder die Corona-Pandemie auswirken sollte. 
Darüber hinaus wird bei der Berechnung des Ausmaßes 
von Polarisierung in Baden-Württemberg und in den ande­
ren Bundesländern berücksichtigt, dass Parteien wie Repu­
blikaner oder AfD von den anderen Parlamentsparteien 
aufgrund der ihnen zugeschriebenen Eigenschaft als Anti­
systempartei nicht in die zentralen Entscheidungsprozesse 
wie etwa die Regierungs- und Koalitionsbildung miteinbe­
zogen werden (vgl. Bräuninger/Debus 2008; Debus 2009; 
Bräuninger et al. 2019b; Bräuninger et al. 2020). Die Aus­
prägungen des Parteienwettbewerbs anhand der Verän­
derungen in den programmatischen Positionen der Par­
teien erlauben eine beschreibende Analyse der Polarisie­
rung inklusive der Republikaner und der AfD. Die Messung 
des Polarisierungsgrades, mit deren Hilfe die Chancen zur 
Implementierung neuer Policies eruiert werden können, er­
folgt hingegen nur für die Parteien, die sowohl im baden-
württembergischen Landtag vertreten sind als auch als 
potenzielle Partner für die anderen Parteien prinzipiell in 
Frage kommen, also ohne Republikaner und AfD. 

Analyse

Zur Beantwortung der Fragestellung und der Überprüfung 
der Hypothesen präsentieren Abbildungen  1 und 2 zu­
nächst die programmatische Entwicklung der Parteien in 
Baden-Württemberg von 1992 bis 2021. Der Fokus liegt 
dabei auf all den Parteien, die im Landtag vertreten waren 
und die – wie die Linke – auf bundespolitischer Ebene par­
lamentarisch repräsentiert sind. Während die FDP die Par­
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tei mit den marktliberalsten Positionen ist und sich diesen 
Platz mit der AfD seit 2016 teilt, nimmt die CDU moderatere 
Positionen auf diesem Politikfeld ein als die Liberalen. Seit 
der Landtagswahl 2001 unterscheiden sich SPD und Bünd­
nis 90/Die Grünen kaum in wirtschafts- und sozialpoliti­
schen Fragen; zuvor waren die Grünen in diesem zentralen 
Politikfeld noch deutlich weiter links ausgerichtet. Für den 
Landtagswahlkampf  2006 konstatieren beispielsweise 
Gabriel und Völkl (2007: 19), dass ein programmatischer 
Dissens zwischen CDU und FDP einerseits und SPD sowie 
Bündnis 90/Die Grünen andererseits vor allem in Fragen 
der gentechnikfreien Landwirtschaft und der Verlänge­
rung der Laufzeit von Kernkraftwerken bestand, ansonsten 
die programmatischen Unterschiede zwischen SPD und 
Grünen bzw. CDU und FDP nicht allzu groß waren. Auch 
beim konflikthaften Landtagswahlkampf  2011, als „Stutt­
gart 21“, die Nutzung der Kernenergie und die Schul- und 
Bildungspolitik die Debatte prägten, zeigten sich nur we­
nige Unterschiede innerhalb der jeweiligen Koalitionsla­
ger (Gabriel/Kornelius 2011: 787–788). So traten Grüne 
und SPD für den Übergang zur Gemeinschaftsschule und 

für die Abschaffung der Studiengebühren ein, was CDU 
und FDP ablehnten. Die Linke, die bislang nicht den Sprung 
in den Stuttgarter Landtag schaffte, nimmt klar staatsinter­
ventionistische Positionen ein, während die rechtsextre­
men Republikaner als moderat in diesem Politikfeld einge­
stuft werden können. Nur wenn Die Linke berücksichtigt 
wird, ergibt sich eine stärkere Auffächerung und damit grö­
ßere programmatische Polarisierung zwischen den Par­
teien. Liegt der Fokus auf den untereinander koalitionsfähi­
gen Parteien CDU, SPD, Grüne und FDP, so hat die Polari­
sierung in sozioökonomischen Themen im Zeitverlauf ten­
denziell abgenommen. 
Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich, wenn der Fokus auf 
Fragen der Gesellschaftspolitik gerichtet wird (siehe Ab­
bildung  2). Zwischen den „systemimmanenten“ Parteien 
CDU, SPD, Grüne und FDP war die programmatische Dis­
tanz zu Beginn der 1990er Jahre aufgrund der sehr pro­

Abbildung 2
Anmerkung: Durchgezogene Linien 
geben für Parteien mit mehr als 
drei Wahlprogrammen den glei­
tenden Mittelwert wieder.

Abbildung 1
Anmerkung: Durchgezogene Linien 
geben für Parteien mit mehr als 
drei Wahlprogrammen den glei­
tenden Mittelwert wieder.
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gressiven Position der Grünen und der moderat-traditio­
nellen Ausrichtung der südwestdeutschen CDU noch deut­
licher ausgeprägt, während der Abstand zwischen diesen 
vier Parteien seit 2001 tendenziell immer geringer wurde 
– ein Resultat, das sich auch in anderen Bundesländern 
und auf Bundesebene zeigt, da die Christdemokraten sich 
sukzessive in die Mitte der gesellschaftspolitischen Politik­
dimension bewegten. Auch die zunehmend moderatere 
Position der Grünen in der Wirtschafts- und Gesellschafts­
politik zeigt sich auf Bundesebene wie auch in vielen ande­
ren Bundesländern (Bräuninger et al. 2020: 69–77). Wie 
im vorherigen Abschnitt kurz geschildert, unterschieden 
sich SPD und Grüne programmatisch in den Wahlkämpfen 
2006 und 2011 kaum. 
Berücksichtigt man die parlamentarische Präsenz der Re­
publikaner im Zeitraum von 1992 bis 2001 und der AfD seit 
2016, dann steigt die programmatische Spannweite im 
Stuttgarter Parlament deutlich an, auch wenn man ab 2011 
die – im Landtag zwar nicht vertretene – Linke noch hinzu­

rechnet. Zusammenfassend kann festgehalten werden, 
dass die vier Landtagsparteien, die seit 1992 durchgängig 
im Parlament vertreten sind, programmatisch eher zusam­
mengerückt sind, so dass die Polarisierung zwischen den 
„etablierten“ Parteien eher zurückgegangen ist. Letzteres 
sollte die Kompromissbildung im Allgemeinen und die Re­
gierungsbildung im Besonderen vereinfacht haben. Hin­
gegen ist die programmatische Polarisierung in 
gesellschaftspolitischen Fragen angewachsen, wenn die 
parlamentarische Repräsentation von Republikanern und 
AfD berücksichtigt wird. 
Wirft man einen Blick auf die Positionen der Parteien bei 
Bundes- und Landtagswahlen seit 1990, dann zeigt sich, 
dass sich die Parteien in ihrer Positionierung sowohl über 
Zeit als auch zwischen den Ländern jeweils deutlich unter­
scheiden (siehe Abbildungen  3 und 4). So gibt es etwa 
Fälle, in denen sich CDU/CSU und SPD in Fragen der Ge­
sellschaftspolitik deutlich traditioneller positionieren, als 
die jeweilige Partei dies im Durchschnitt tut. Auch gibt es 

Abbildung 4
Anmerkung: Durchgezogene Linien 
geben den gleitenden Mittelwert 
wieder.

Abbildung 3
Anmerkung: Durchgezogene Linien 
geben den gleitenden Mittelwert 
wieder.
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deutliche Varianz in der wirtschafts- und sozialpolitischen 
Ausrichtung der Linken. Dennoch lassen sich auch bundes­
weit Trends im Hinblick auf die Entwicklung der program­
matischen Polarisierung zwischen den bundespolitisch re­
levanten Parteien CDU/CSU, SPD, FDP, Bündnis 90/Grüne, 
PDS/Die Linke und AfD ausmachen. In der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik blieb die programmatische Distanz zwischen 
den jeweiligen Extremparteien im Zeitverlauf im Mittel un­
gefähr gleich groß; lässt man die PDS bzw. Die Linke bei 
dieser Betrachtung außen vor, da sie nicht von allen Par­
teien als koalitionsfähig erachtet wird, dann nimmt die Po­
larisierung in sozioökonomischen Fragen aufgrund der zu­
nehmend moderateren Haltung der Grünen im Zeitverlauf 
sogar eher ab. Auch in gesellschaftspolitischen Fragen 
verringert sich der Abstand zwischen CDU/CSU auf der 
einen und den Grünen auf der anderen Seite, was sowohl 
mit der zunehmend zentristischen Position der Union in 
gesellschaftspolitischen Fragen zu tun hat als auch mit der 
seit 2000 verstärkt moderaten Haltung der Grünen in die­

sem Politikbereich. Erst die Berücksichtigung der AfD, de­
ren programmatische Ausrichtung auch aufgrund der mas­
siven innerparteilichen Konflikte recht stark schwankt (Arz­
heimer/Berning 2019; Niedermayer 2020), vergrößert die 
programmatische Spannweite zwischen den Parlaments­
parteien in Fragen der Gesellschaftspolitik wieder.
Auf der Grundlage dieser Analysen zum Parteienwettbe­
werb in Deutschland allgemein stellt sich die Frage, ob der 
baden-württembergische Parteienwettbewerb weniger 
oder stärker polarisiert ist. Abbildungen 5 und 6 beant­
worten diese Frage auf der Grundlage der Vetospielerdis­
tanz zwischen den Parteien CDU/CSU, SPD, FDP und Bünd­
nis  90/Die Grünen als den vier politischen Kräften, die 
wechselseitig koalitionsfähig sind und seit 1992 im Stutt­
garter Landtag durchgängig vertreten sind. Abbildung 5 

Abbildung 6
Anmerkung: Die gepunkteten 
Linien weisen die Vetospieler­
distanz zwischen den fünf Parteien 
in den übrigen 15 Bundesländern 
aus.

Abbildung 5
Anmerkung: Die gepunkteten 
Linien weisen die Vetospieler­
distanz zwischen den fünf Parteien 
in den übrigen 15 Bundesländern 
aus.
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verdeutlicht, dass die Polarisierung zwischen diesen vier 
Parteien, gemessen anhand der Vetospielerdistanz, zu Be­
ginn der 1990er Jahre im Vergleich zu den anderen Bun­
desländern2 noch relativ hoch war, dann jedoch – insbe­
sondere aufgrund der programmatischen Bewegung der 
Grünen in Richtung der Mitte der wirtschaftspolitischen 
Politikdimension – absank und seit 2001 auf niedrigem Ni­
veau blieb. Ein ähnliches Muster zeigt sich in der Gesell­
schaftspolitik (siehe Abbildung 6). Auch hier nahm die Po­
larisierung zwischen den vier zentralen Landtagsparteien 
im Zeitverlauf ab und fällt geringer aus als in einer Mehr­
zahl anderer deutscher Landesparlamente. Dies deutet 
darauf hin, dass die baden-württembergischen Parteien – 
zumindest CDU, SPD, Grüne und FDP als diejenigen, die 
untereinander koalitionsfähig sind – leichter zu Kompro­
missen finden können, Koalitionen unkomplizierter gebil­
det werden können und eine größere Chance auf deutli­
cheren Politikwandel in der Wirtschafts-, aber auch in der 
Gesellschaftspolitik besteht als in anderen Bundeslän­
dern. Zu berücksichtigen ist hier jedoch auch, dass die Ge­
setzgebung in den deutschen Bundesländern und damit 
auch in Baden-Württemberg vor allem durch den Dualis­
mus zwischen Regierung und Opposition geprägt ist, das 
heißt, dass die jeweilige Opposition ihre inhaltlichen Vor­
stellungen, die sie in Form von Gesetzesvorschlägen in das 
Landesparlament einbringt, kaum durchsetzen kann und 
die Regierungskoalition ihre parlamentarische Mehrheit 
nutzt, um die von ihr ausgearbeiteten Gesetzesinitiativen 
zu verabschieden (Stecker et al. 2021). 
Die hier präsentierten Daten unterstützen zudem die zu Be­
ginn dieses Beitrags formulierten Erwartungen, die einer­
seits von einer eher geringen Polarisierung im baden-würt­
tembergischen Parteienwettbewerb ausgehen, wenn der 
Fokus auf die „etablierten“, „systemimmanenten“ Parteien 
gerichtet wird. Andererseits zeigt sich wie erwartet eine 
etwas höhere Polarisierung zwischen den Parteien in der 
Gesellschaftspolitik. Diese hat sich aber aufgrund des zu­
nehmend moderateren Kurses der CDU, der sich auch auf 
Bundesebene und in anderen Bundesländern zeigt (vgl. 
Debus/Müller  2013; Bräuninger et  al.  2020), seit den 
2000er Jahren abgeschwächt.

Schlussbetrachtung

Dieser Beitrag ging der Frage nach, wie sich der Parteien­
wettbewerb in Baden-Württemberg im Hinblick auf des­
sen programmatische Polarisierung im Zeitverlauf entwi­
ckelte und ob er sich von anderen Bundesländern unter­
scheidet. Die Ergebnisse der Analysen von Wahlprogram­
men auf Bundes- wie Landesebene seit 1990 haben 
gezeigt, dass sich die Positionen der Parteien in wirt­
schafts- und gesellschaftspolitischen Fragen nicht nur im 
Zeitverlauf, sondern auch zwischen den Bundesländern 
unterscheiden. Die Polarisierung im Stuttgarter Landtag 
stieg in gesellschaftspolitischen Fragen deutlich an, nach­
dem die Republikaner 1992 und 1996 sowie die AfD 2016 
und 2021 in den Landtag einzogen. 
Konzentriert man sich jedoch auf die vier Parteien, die un­
tereinander koalitionsbereit sind – CDU, SPD, Bündnis 90/
Die Grünen und die FDP –, dann ist die programmatische 
Polarisierung zwischen den Parteien in Baden-Württem­
berg eher rückläufig und auch niedriger, wenn man sie mit 
den anderen Bundesländern vergleicht. Letzteres sollte – 

vor dem Hintergrund der politikwissenschaftlichen Er­
kenntnisse zu den Determinanten von Regierungsbildung 
und Politikwandel (siehe etwa Tsebelis  2002; Ecker/
Meyer 2015) – dazu führen, dass sich Parteien unkompli­
zierter auf Koalitionen und – innerhalb der jeweiligen Ko­
alitionen oder auch zusätzlich mit den jeweiligen Opposi­
tionsparteien – schneller auf inhaltliche Kompromisse eini­
gen können, die dann rasch umgesetzt werden können. 
Letzteres sollte zu einer tendenziell höheren Zufriedenheit 
und einem höheren Vertrauen in die politischen Institutio­
nen führen, was wiederum zentral für die Stabilität eines 
demokratischen politischen Systems ist (vgl. etwa 
Zmerli  2020). Inwiefern sich Baden-Württemberg hierin 
von den anderen Bundesländern, gerade im Zuge der Co­
rona-Pandemie und ihrer Bewältigung, unterscheidet, kann 
Aufgabe für künftige sozial- und politikwissenschaftliche 
Forschung sein. 
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ANMERKUNGEN
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man allein aufgrund der relativen Worthäufigkeit eines Dokuments auf 
dessen programmatische Position schließen kann. Vorab werden Refe­
renztexte identifiziert, denen für die jeweilige Politikdimensionen Refe­
renzwerte zugewiesen werden. Für eine detaillierte Beschreibung des 
Verfahrens und seiner Anwendung zur Ermittlung der Positionen der Lan­
desparteien in Deutschland für den Zeitraum seit 1990 siehe Bräuninger 
et al. 2020, S. 52–68.
2	 Der Vergleichbarkeit halber werden für alle Bundesländer nur CDU, 
CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen bei der Berechnung der Veto­
spielerdistanz berücksichtigt.
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Gleichwertig oder polarisiert?  
Die deutschen Länder 
Kerstin Völkl

 
Im Vergleich der Bundesländer wird gerne der Ost-West-
Gegensatz beschworen. Allerdings führen die historisch 
bedingten strukturellen Unterschiede zwischen alten und 
neuen Bundesländern nicht unbedingt zu gegenwärtigen 
Blockbildungen nach dem gleichen Muster. Gerade die 
Frage, ob gleichwertige Lebensverhältnisse zwischen 
den verschiedenen Bundesländern herrschen, kann ganz 
neue Einblicke in Gewichtungen und Positionierungen 
zwischen den Bundesländern geben. Kerstin Völkl über­
prüft in ihrem Beitrag daher verschiedene Faktoren von 
Besiedlung, Arbeitsverhältnissen, Versorgung und Le­
benshaltungskosten, die ganz unterschiedliche Rück­
schlüsse auf die Position der jeweiligen Bundesländer 
zulassen. Ein Vergleich der vielen Faktoren zeichnet ein 
sehr heterogenes Bild der Bundesländer, in dem klare 
Positionszuweisungen nicht möglich sind. Dagegen macht 
Völkl deutlich, dass die unterschiedlichsten Faktoren, 
auch innerhalb der einzelnen Bundesländer – wie etwa 
das Stadt-Land-Gefälle – zur Polarisierung beitragen 
können.�

Einleitung

Die Bundesrepublik Deutschland ist gemäß Grundgesetz 
ein Bundesstaat, der seit 1990 aus 16 Ländern besteht. Da­
bei handelt es sich bei drei dieser Länder – Berlin, Ham­
burg und Bremen – um Stadtstaaten, während die übrigen 
dreizehn Länder Flächenländer sind. Auch wenn die föde­
rale Struktur Deutschlands historisch weit zurückreicht, 
stand bei den drei westlichen Besatzungsmächten nach 
dem Zweiten Weltkrieg vor allem die Idee der Machtver­
teilung durch das Prinzip des Föderalismus im Vordergrund. 
Die Aufteilung der Macht auf verschiedene Länder sollte 
zur Stabilisierung der Demokratie und Friedenssicherung 
beitragen. In ihrer historischen Form existieren heute nur 
noch die wenigsten Länder. Hierzu zählen die „Freien Han­
sestädte“ Hamburg und Bremen, der „Freistaat Bayern“ 
und der „Freistaat Sachsen“. Die meisten Länder wurden 
nach 1945 von den Besatzungsmächten gebildet (Rud­
zio 2019:  90). Die westlichen Länder, die 1949 zur Bundes­
republik Deutschland beigetreten sind, entsprechen in ih­
rer heutigen Gestalt weitgehend den Gebieten der ameri­
kanischen, britischen und französischen Besatzungszonen 
– ausgenommen der Zusammenschluss der drei Südwest­
länder Baden, Württemberg-Baden und Württemberg-
Hohenzollern 1952 zu Baden-Württemberg, und der Bei­
trit t des Saarlandes zum Geltungsbereich des Grundge­
setzes 1957. 
Die historischen Strukturen der Länder der sowjetischen 
Besatzungszone waren 1952 in der DDR zugunsten einer 
Einteilung in Bezirke abgeschafft worden, die sich an öko­
nomischen und sicherheitspolitischen Aspekten orien­
tierte. Die fünf ostdeutschen Bundesländer in ihrer heuti­

gen Form – Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen – entstanden erst 
1990, als die Bundesrepublik Deutschland und die Deut­
sche Demokratische Republik (DDR) vereint wurden. Einen 
Sonderfall stellt Berlin als ehemals zweigeteilte Stadt dar, 
die von den vier Besatzungsmächten gemeinsam verwaltet 
wurde. Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung 1990 
wurde Ost-Berlin Teil des Landes Berlin und Berlin gesamt­
deutsche Hauptstadt (Reutter 2020: 9–21).
Bereits dieser kurze historische Abriss zur Entstehung der 
Bundesrepublik Deutschland in seiner heutigen, föderalen 
Form mit 16  Ländern verdeutlicht, dass jedes Land seine 
eigene Entstehungsgeschichte hat. Hieran anknüpfend 
steht im Mittelpunkt des Beitrags die Frage, inwiefern die 
Länder der Bundesrepublik nach dreißig Jahren deutscher 
Einheit hinsichtlich verschiedener struktureller Gegeben­
heiten und daraus resultierenden Lebensverhältnissen 
gleichwertig sind oder sich polarisiert gegenüberstehen.

Die strukturellen Gegebenheiten der Länder

Wirft man einen Blick auf die politische Karte Deutsch­
lands (vgl. Abbildung 1), fallen zunächst die Größenunter­
schiede zwischen den Ländern auf. Während die drei 
Stadtstaaten mit weniger als 1.000 km2 flächenmäßig die 
kleinsten Länder sind, ist Bayern mit Abstand das größte 
Land (70.550 km2), gefolgt von Niedersachsen (47.614 km2), 
Baden-Württemberg (35.751 km2) und Nordrhein-Westfa­
len (34.098  km2). Das kleinste Flächenland wiederum ist 
das Saarland mit 2.570 km2. Betrachtet man die Verwal­
tungsgliederung, so fallen weitere Unterschiede zwischen 
den Ländern in Deutschland auf. Die Stadtstaaten Ham­
burg und Berlin, die sowohl Stadt als auch Land sind, be­
stehen aus nur einer Gemeinde. Bei Bremen handelt es sich 
um einen Zweistädtestaat mit den Stadtgemeinden Bre­
men und Bremerhaven. In den übrigen 13 Flächenstaaten 
schwankt die Zahl von Gemeinden zwischen 52 im Saar­
land und 2.056 in Bayern. Gemeinden gehören entweder 
einem Landkreis an (daher auch kreisangehörige Ge­
meinde) oder haben den Status einer kreisfreien Stadt. 
Abgesehen von der Größe und der Gemeindezahl variiert 
von Land zu Land die Einwohnerzahl. Mit knapp 18 Mio. 
Einwohnern ist Nordrhein-Westfalen das bevölkerungs­
reichste Land, allerdings nur das viertgrößte. Darauf fol­
gen die beiden südlich gelegenen Bundesländer Bayern 
mit einer Bevölkerung von über 13 Mio. Menschen und Ba­
den-Württemberg mit über 11 Mio. Einwohnern. 
Aussagekräftiger als die separate Betrachtung dieser 
Merkmale ist deren Kombination. So weisen die drei Stadt­
staaten aufgrund ihrer begrenzten Fläche und großen Ein­
wohnerzahl eine sehr hohe Bevölkerungsdichte auf – allen 
voran die Hauptstadt Berlin. Hier leben knapp über 
4.000  Einwohner je km2 (Stand  2020). Deutlich weniger 
ausgeprägt ist der Verstädterungsgrad in Hamburg und 
Bremen (knapp 2.500 bzw. ca. 1.600 Einwohner je km2). 
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Die Bevölkerungsdichte in den Flächenländern ist deutlich 
geringer. Sie liegt zwischen 526 Einwohner je km2 in Nord­
rhein-Westfalen und 69 Einwohner je km2 in Mecklenburg-
Vorpommern. Auch Brandenburg, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen im östlichen Teil der Bundesrepublik sind eher 
gering besiedelt. In abgeschwächter Form gilt dies für Nie­
dersachsen, Schleswig-Holstein und Bayern im Westen 
der Republik. Orientiert man sich an dem Anteil der Land­
gemeinden mit weniger als 5.000 Einwohnern, dann fällt 
auf, dass dieser vor allem in Rheinland-Pfalz (95 %), Schles­
wig-Holstein (91 %) und Mecklenburg-Vorpommern (93 %), 
aber auch in Thüringen (84 %) sehr hoch ausfällt. Das heißt, 
diese Länder sind zum Großteil dörflich bzw. ländlich ge­
prägt und weitgehend gar nicht oder dünn besiedelt. Im 
Saarland gibt es hingegen aufgrund der in den 1970er Jah­
ren durchgeführten Gebietsreform keine einzige Landge­
meinde mehr. Stattdessen dominieren hier Kleinstädte mit 

Einwohnerzahlen zwischen 5.000 und 20.000 Einwohnern 
(83  %). Ähnliches gilt für Nordrhein-Westfalen, wo es 
lediglich noch vier Landgemeinden gibt. Das Bundesland 
ist vor allem durch Klein- und Mittelstädte bis 100.000 Ein­
wohner (46 bzw. 45 %) geprägt. Außerdem ist es das ein­
zige Flächenland mit einem nennenswerten Anteil von 
Großstädten, die mehr als 100.000 Einwohner aufweisen. 
Von 80 Großstädten, die 2020 in Deutschland existierten, 
befinden sich allein 30 in Nordrhein-Westfalen. In den üb­
rigen Flächenländern gibt es zwischen einer und neun 
Großstädten.
Mit der unterschiedlichen Größe, Einwohnerzahl und Be­
siedlungsdichte der Länder ist eine unterschiedliche 

Abbildung 1:  
Politische Karte  
von Deutschland

207

GlEICHWERtIG ODER POlARISIERt? 
DIE DEUtSCHEn länDER 

 



Flächennutzung verbunden. In den Stadtstaaten Berlin, 
Hamburg und Bremen entfällt ein Großteil der Fläche (zwi­
schen 56 und 71 %) auf die Rubrik Siedlung, wozu etwa 
Wohnen, Produktion, Konsum und Freizeit zählen, sowie 
auf die Rubrik Verkehr. Insbesondere die Wohnbaufläche, 
die benötigt wird, beansprucht in Berlin und Hamburg 25 
bzw. 22  Prozent der Gesamtfläche und liegt damit weit 
über dem Anteil der Wohnbaufläche der Flächenländer, 
der zwischen zwei und acht Prozent ausmacht. Zugleich 
fällt der Flächenanteil für Industrie und Gewerbe (8–12 %) 
sowie die für Verkehr benötigte Fläche (12–15 %) in den 
Stadtstaaten sehr viel höher aus als in Flächenländern 
(1–3 % bzw. 3–7 %). Punkten können die Stadtstaaten – vor 
allem Berlin – mit einem hohen Flächenanteil für Sport, Frei­
zeit und Erholung (9–14 %). Dem gegenüber steht insbe­
sondere in Rheinland-Pfalz, Hessen, Baden-Württemberg, 
Bayern, aber auch dem Saarland, Brandenburg und Thü­
ringen ein überdurchschnittlich hoher Waldanteil (33–
41  %), wohingegen Schleswig-Holstein, Niedersachsen, 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt einen 
deutlich höheren Anteil an Landwirtschaftsfläche (58–
69 %) aufweisen.
Mit diesen Unterschieden in den strukturellen Gegeben­
heiten der Länder gehen wiederum unterschiedliche Le­
bensverhältnisse einher. Das folgende Kapitel erläutert 
daher zunächst den Begriff der gleichwertigen Lebens­
verhältnisse. Anschließend werden die 16 Länder der Bun­
desrepublik einer empirischen Analyse diesbezüglich un­
terzogen.

Gleichwertige Lebensverhältnisse in der Theorie

Der Begriff der gleichwertigen Lebensverhältnisse hängt 
eng mit der Forderung der Herstellung und Wahrung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse zusammen. Dabei han­
delt es sich sowohl um einen politischen als auch rechtli­
chen Begriff, da die Forderung nach gleichwertigen Le­
bensverhältnissen sowohl Gegenstand der politischen De­
batte als auch Bestandteil einer Rechtsnorm sein kann 
(Lechleitner 2018: 4). 
Ursprünglich wurde im Grundgesetz die Formulierung der 
„Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse“ verwendet. Da 
diese in Anbetracht der wirtschaftlichen und kulturellen 
Unterschiede zwischen den west- und ostdeutschen Län­
dern nach der Wiedervereinigung zunehmend unrealis­
tisch wurde, ersetzte der Gesetzgeber im Zuge der Föde­
ralismusreform 1994 die Formulierung durch den Begriff 
der gleichwertigen Lebensverhältnisse. Inwiefern sich aus 
dem Grundgesetz ein Gebot der Herstellung und Wah­
rung gleichwertiger Lebensverhältnisse ableiten lässt, ist 
unter Juristinnen und Juristen umstrit ten. Einige Landesver­
fassungen schreiben gleichwertige Lebensverhältnisse je­
doch explizit als Staatsziel vor. Als Vorschrift verankert 
sind gleichwertige Lebensverhältnisse insbesondere im 
Raumordnungsrecht, in dem der Begriff 1975 erstmals Ver­
wendung fand (Lechleitner 2018: 7 ff.). Nach § 2 Abs. 1 des 
Raumordnungsgesetzes sind „Im Gesamtraum der Bundes­
republik Deutschland und in seinen Teilräumen […] ausge­
glichene soziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, ökologi­
sche und kulturelle Verhältnisse anzustreben. […] Diese 
Aufgaben sind gleichermaßen in Ballungsräumen wie in 
ländlichen Räumen, in strukturschwachen wie in struktur­
starken Regionen zu erfüllen.“

Seit der deutschen Wiedervereinigung wird der Begriff 
der gleichwertigen Lebensverhältnisse von der Bundesre­
gierung als politisches Handlungsziel postuliert, um die 
Angleichung der Lebensverhältnisse in den ostdeutschen 
Ländern an die der westdeutschen zu beschreiben. In der 
aktuellen politischen Debatte wird die Forderung nach 
gleichwertigen Lebensverhältnissen vor allem auch auf 
den ländlichen Raum bezogen. Dies belegen die Raumord­
nungsberichte der Bundesregierung von 2011, 2017 und 
2021 ebenso wie der Koalitionsvertrag zwischen Union 
und SPD für die 19.  Legislaturperiode des Bundestages, 
der an etlichen Stellen gleichwertige Lebensverhältnisse 
im ländlichen Raum fordert (Lechleitner 2018: 5 ff.). Auch 
die von der Bundesregierung 2018 eingesetzte Kommis­
sion „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ betont die beste­
henden regionalen Unterschiede, die es zu beseitigen gilt.
Trotz der Bedeutung des Begriffs der gleichwertigen Le­
bensverhältnisse in der aktuellen politischen Debatte und 
als Rechtsbegriff existiert keine einheitliche Definition. Da­
mit einher geht das Problem, wie man gleichwertige Le­
bensverhältnisse misst (Milbert 2019). Mangels einer ein­
heitlichen Definition und konkreter Messindikatoren lassen 
sich für eine weitere Betrachtung die Teildimensionen der 
Raumordnungsberichte des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung für regional gleichwertige Le­
bensverhältnisse heranziehen: Demografie, Wirtschaft, 
Arbeitsmarkt, Wohlstand, Infrastruktur und Wohnungs­
markt (Milbert 2019: 28). Je inhaltlicher Teildimension wer­
den verschiedene Indikatoren in die Untersuchung einbe­
zogen (Tabelle 1).

Tabelle 1:  
Dimensionen und Indikatoren regional gleichwertiger 
Lebensverhältnisse
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Gleichwertige Lebensverhältnisse in den 
Bundesländern?

Demografie
Wenden wir uns zuerst der Dimension der Demografie und 
der Frage zu, wie sich die Bevölkerung in den letzten drei 
Jahrzehnten seit 1990 entwickelt hat (vgl. Tabelle 2).
Bei der Bevölkerungsentwicklung zwischen 1990 und 2020 
fällt ein klarer Ost-West-Unterschied auf. Seit 1990 haben 
alle ostdeutschen Länder – ausgenommen Brandenburg, 
dessen Einwohnerzahl im Zeitverlauf fast unverändert 
blieb – einen deutlichen Bevölkerungsrückgang von 15 bis 
24 Prozentpunkten zu verzeichnen. Sachsen-Anhalt verlor 
innerhalb von drei Jahrzehnten fast ein Viertel seiner Be­
völkerung. Im Westen musste lediglich das Saarland einen 
nennenswerten Bevölkerungsrückgang von acht Prozent­
punkten hinnehmen. Die Einwohnerzahlen von Bremen 
sind nahezu konstant geblieben. In den anderen Ländern 
im Westen ist die Zahl der Einwohner gestiegen. Bayern, 
Baden-Württemberg und Hamburg zählen zu den Län­
dern, die mit 12 bis 15 Prozentpunkten den höchsten Bevöl­
kerungszuwachs verzeichneten.
Ein vergleichbares Bild zeigt sich bei der Lebenserwartung 
der Männer. Diese fällt in den ostdeutschen Ländern ten­
denziell niedriger aus. Eine Ausnahme im westlichen Lan­
desteil stellen Bremen und das Saarland mit einer unter­
durchschnittlichen Lebenserwartung dar. Die geringste 
Lebenserwartung haben Männer in Sachsen-Anhalt mit 
76,5 Jahren. Am ältesten werden Männer in Baden-Würt­
temberg mit 79,9 Jahren. Auch in Bayern und Hessen kön­
nen Männer davon ausgehen, 79 Jahre alt zu werden. Be­
trachtet man die Altersstruktur, so bestätigen sich die Län­
derunterschiede abermals. In den ostdeutschen Ländern 

und dem Saarland ist der Anteil der Über-75-Jährigen am 
höchsten (10–11 %) und der Anteil der Unter-15-Jährigen 
am geringsten (11–12 %). Am wenigsten überaltert ist Ber­
lin mit einem Seniorenanteil der Über-75-Jährigen von 
knapp 8  Prozent. Den höchsten Anteil an jungen Men­
schen, die unter 15 Jahre alt sind, weisen Baden-Württem­
berg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Bayern mit 
etwa 14 Prozent auf.

Wirtschaftskraft
Aber nicht nur die demografische Entwicklung unterschei­
det sich von Land zu Land, sondern auch die Wirtschafts­
kraft, die Arbeitsmarktsituation und der Wohlstand der 
Bürgerinnen und Bürger (vgl. Tabelle 3). Ein zentraler Indi­
kator für die Wirtschaftskraft ist das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) je Erwerbstätigen. Die letzten Plätze im Bundesland-
Ranking nehmen dabei die fünf ostdeutschen Länder und 
das Saarland ein. Jede erwerbstätige Person erwirtschaf­
tete dort zwischen 60.066 und 66.145 Euro pro Jahr. Mit 
Abstand am produktivsten waren die Erwerbstätigen in 
Hamburg (91.907 Euro). Darauf folgt Hessen, Bayern und 
Baden-Württemberg (jeweils ca. 80.000 Euro). 
Einen Eindruck, wie gut die Wirtschaft eines Landes für die 
Zukunft aufgestellt ist, vermittelt der Anteil der Beschäftigten 
in wissensintensiven Dienstleistungen, für die hoch qualifizier­
tes Personal benötigt wird. Hierzu zählen beispielsweise 
das Kredit- und Versicherungsgewerbe, Forschung und 
Entwicklung oder das Gesundheits- und Sozialwesen. Den 
höchsten Anteil an Beschäftigen in Zukunftsbranchen ha­
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ben mit etwa 50 Prozent die Stadtstaaten Berlin und Ham­
burg. Die Länder in der unteren Hälfte des Rankings liegen 
relativ dicht beieinander und haben einen Beschäftigten­
anteil zwischen 36,9 und 38,3 Prozent in diesen Branchen. 

Dies trif f t auf Thüringen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg 
in Ostdeutschland sowie Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz, Bayern und Schleswig-Holstein in Westdeutschland 
zu.

Tabelle 3

Tabelle 4
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Arbeitsmarkt
Die Unterschiede in der Wirtschaftskraft der Länder spie­
gelt sich auch in der Arbeitsmarktsituation wider (vgl. Ta­
belle 4). Ein aussagekräftiger Indikator hierfür ist die Ar‑
beitslosenquote, die den Anteil der bei der Bundesagentur 
für Arbeit registrierten Arbeitslosen auf alle zivilen Erwerb­
spersonen bezieht. Die niedrigsten Arbeitslosenquoten 
weisen im Bundesländervergleich Bayern und Baden-
Württemberg mit 3,6  und 4,1  Prozent auf. Auf den Plät­
zen drei und vier folgen Rheinland-Pfalz (5,2 %) und Hessen 
(5,4 %). Die Stadtstaaten Bremen und Berlin verzeichnen 
dagegen die höchste Arbeitslosenquote. Dort war 2020 
jede neunte bzw. zehnte Erwerbsperson als arbeitslos re­
gistriert. In den östlichen Ländern sind vor allem Mecklen­
burg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt von einer über­
durchschnittlichen Arbeitslosenquote betroffen. 
Neben der Arbeitslosenquote vermittelt auch das Pendler‑
saldo, also die Differenz zwischen Ein- und Auspendeln­
den, einen Eindruck von der Arbeitsmarktsituation vor Ort. 
Die Frage, die sich hierbei stellt, lautet: Wie viele Personen 
arbeiten in einer anderen Region als sie wohnen? In den 
drei Stadtstaaten, die eine hohe Arbeitsplatzdichte ha­
ben, gibt es besonders viele Einpendler. Insbesondere Bre­
men und Hamburg weisen einen hohen Einpendlerüber­
schuss auf. Umgekehrt verhält es sich in Brandenburg und 
Sachsen-Anhalt im östlichen Landesteil sowie Schleswig-
Holstein und Rheinland-Pfalz im westlichen Landesteil. 
Hier übersteigt die Zahl der Auspendler die der Einpendler 
deutlich. In der Regel sind hierfür attraktive Wohnstand­
orte sowie die räumliche Nähe und gute Verkehrsanbin­
dung an große Ballungsgebiete in Nachbarländern ver­
antwortlich, wie beispielsweise Berlin im Falle von Bran­
denburg mit dem höchsten Auspendlerüberschuss.

Vor dem Hintergrund der Diskussion um den Fachkräfte­
mangel, der weniger ein flächendeckendes Problem in 
Deutschland als vielmehr ein Problem bestimmter Bran­
chen und einzelner Bundesländer oder Regionen ist, bietet 
sich die Ausbildungsquote als weiterer Indikator an, um die 
Arbeitsmarktsituation in den Ländern zu beurteilen. 
Überdurchschnittliche Ausbildungsquoten von über 
fünf Prozent wiesen 2018 Schleswig-Holstein, Niedersach­
sen, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und Baden-
Württemberg auf. Die niedrigste Ausbildungsquote hatte 
Berlin mit 3,2 Prozent, gefolgt von den fünf östlichen Bun­
desländern und Hamburg. 

Wohlstand
Je nach Wirtschafts- und Arbeitsmarktsituation des Bun­
deslandes variiert auch der Wohlstand der Bürgerinnen 
und Bürger, die in dem Land leben (vgl. Tabelle 5). Über die 
höchsten Pro-Kopf-Einkommen der privaten Haushalte ver­
fügten 2019 mit ca. 26.000 Euro die Einwohner in Bayern, 
Hamburg und Baden-Württemberg. Damit stand diesen 
Haushalten pro Kopf ungefähr 5.000 Euro mehr für Kon­
sumzwecke und Ersparnisbildung zur Verfügung im Ver­
gleich zu den östlichen Ländern, Berlin und dem Saarland, 
wo das Nettoeinkommen der privaten Haushalte pro Kopf 
lediglich ca. 21.000 Euro betrug. 
Geringe Einkommen gehen allerdings nicht automatisch 
mit hohen Schulden einher, wie die Überschuldungsquote 
zeigt. In Bayern fällt der Anteil überschuldeter Personen an 
der Gesamtbevölkerung mit 7,3 Prozent am geringsten aus. 

Tabelle 5
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Auch in Baden-Württemberg, Thüringen, Sachsen und 
Brandenburg ist die Überschuldungsquote nur marginal 
höher (8,2–9,8 %). Den höchsten Anteil überschuldeter Per­
sonen weist dagegen Bremen mit 14 Prozent auf, gefolgt 
von Sachsen-Anhalt (12,7 %) und Berlin (12,3 %).
Ein ähnliches Bild vom Wohlstand der Länder entsteht, 
wenn man die Empfängerquoten von Leistungen der Grund
sicherung nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) für 
Kinder unter 15 Jahre als Indikator verwendet. Auch hier 
zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen den Bundes­
ländern. Vor allem Länder, die vom Strukturwandel betrof­
fen sind und unter hoher Arbeitslosigkeit leiden, weisen 
hohe Empfängerquoten auf. Demzufolge fällt der Anteil 
der Kinder unter 15 Jahre, die in Bedarfsgemeinschaften 
leben und Arbeitslosengeld II beziehen, insbesondere in 
den Stadtstaaten Bremen (30 %), Berlin (25 %) und Ham­
burg (19 %) überdurchschnittlich hoch aus. Aber auch das 
Saarland (18 %) und Nordrhein-Westfalen (17 %) haben 
vergleichsweise hohe Empfängerquoten. Im Gegensatz 
dazu sind die Empfängerquoten in den südlich gelegenen 
Bundesländern Bayern (6  %) und Baden-Württemberg 
(8 %) am geringsten. Mit Ausnahme von Sachsen-Anhalt 
fallen die Empfängerquoten auch in den übrigen östlichen 
Ländern unterdurchschnittlich aus (10–12 %).

Infrastruktur
Abgesehen von demografischen und ökonomischen As­
pekten spielt darüber hinaus die Infrastruktur eines Bun­
deslandes vor allem für die Daseinsvorsorge und die Wirt­
schaftsstruktur einer Region eine wichtige Rolle (vgl.  Ta­
belle 6). Sie wird daher im Folgenden anhand verschiede­
ner Indikatoren untersucht. Ein entscheidendes Merkmal 
für die Versorgungssituation ist dabei die Arztdichte, die 
sich je nach Bundesland stark unterscheidet. In den Bal­

lungsgebieten Hamburg, Bremen und Berlin besteht ten­
denziell eine überdurchschnittliche Versorgung an medizi­
nischem Fachpersonal. Die ländlich geprägten Bundeslän­
der, wie Brandenburg und Sachsen-Anhalt, aber auch 
Niedersachsen, weisen dagegen eine Unterversorgung 
an medizinischen Fachkräften auf.
Anders gestaltet sich die Situation, wenn es um das Ange­
bot von Plätzen in Pflegeheimen geht. Auch dieser Aspekt 
gewinnt vor dem Hintergrund der immer älter werdenden 
Bevölkerung zunehmend an Bedeutung. Hier belegt Nie­
dersachsen mit 66 Pflegeheimplätzen auf 1.000 Einwoh­
ner über 65 Jahre den ersten Platz – gefolgt von Mecklen­
burg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, dem Saarland und 
Sachsen (60–62 Plätze). Über die wenigsten Pflegeheim­
plätze (48) gemessen an seiner Einwohnerzahl verfügt Ba­
den-Württemberg. Auch in Berlin, Brandenburg, Nord­
rhein-Westfalen, Hessen und Bayern stehen nur zwischen 
49 und 52 Pflegeheimplätze je 1.000 Einwohner zur Verfü­
gung. 
Ebenfalls relevant ist die Frage, wie sich die Situation für 
Familien darstellt. Gemessen an der Betreuungsquote für 
Kinder unter drei Jahren gestaltet sich die Situation in den 
fünf östlichen Ländern durchaus attraktiv. Hier sind Betreu­
ungsquoten von 53 bis 58 Prozent zu verzeichnen. In Bre­
men, Nordrhein-Westfalen, Bayern, dem Saarland und 
Baden-Württemberg liegen sie dagegen gerade einmal 
bei 29 bis 30 Prozent. Weniger attraktiv ist allerdings die 
Abdeckung mit Grundschulen in den östlichen Ländern – 
ausgenommen Sachsen. Je hundert Quadratkilometer gibt 
es nur 1,4 bis 2,6 Grundschulen. Auch in Bayern, Nieder­
sachsen und Schleswig-Holstein ist die Situation mit drei 
oder vier Grundschulen je hundert Quadratkilometer 
kaum besser. Demgegenüber belegen die dicht besiedel­
ten Stadtstaaten bei der Abdeckung mit Grundschulen die 
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vorderen Plätze – allen voran Berlin mit 48 Grundschulen 
je hundert Quadratkilometer. Ein ähnliches Muster zeigt 
sich auch bei der Breitbandversorgung: Die fünf östlichen 
Bundesländer belegen die letzten und die drei Stadtstaa­
ten die vorderen Plätze.

Wohnen
Ein weiterer Aspekt, mit dem sich jede Bürgerin und jeder 
Bürger beschäftigt, ist das Thema Wohnen. Die mittler­
weile mehrere Jahre andauernde gesellschaftliche De­
batte über fehlenden Wohnraum, kaum noch zu bezah­
lende Mietpreise in Großstädten, Mietpreisbremse und 
steigende Immobilienpreise verdeutlicht die Wichtigkeit 
der Wohnsituation für die Lebensqualität der Menschen. 
Vor diesem Hintergrund ist die Frage, wie sich die Wohnsi­
tuation in den verschiedenen Bundesländern gestaltet, 
von zentraler Bedeutung. Da Mieter anteilsmäßig die 
größte Gruppe auf dem Wohnungsmarkt ausmachen, wird 
die durchschnittliche Nettokaltmiete je Quadratmeter als 
Indikator herangezogen (vgl. Tabelle 7). Relativ günstigen 
Wohnraum findet man in den östlichen Bundesländern und 
im Saarland. Hier zahlt man lediglich zwischen 5,3 und 
5,8 Euro Kaltmiete je Quadratmeter. Die höchsten Wohn­
kosten in Deutschland fallen in Hamburg an, wo man 
9,10 Euro je Quadratmeter bezahlt. Darauf folgen Bayern, 
Hessen und Baden-Württemberg mit Mietpreisen zwi­
schen 7,50 und 8,20 Euro je Quadratmeter.

Fazit

Fasst man die Ergebnisse der Analyse zusammen, ist fest­
zuhalten, dass neben den landesspezifischen Entstehungs­
geschichten und den unterschiedlichen strukturellen Ge­

gebenheiten etliche Differenzen zwischen den Ländern 
hinsichtlich der verschiedenen inhaltlichen Teildimensio­
nen bestehen, die zur Untersuchung gleichwertiger Le­
bensverhältnisse herangezogen wurden. Ebenso wurde 
deutlich, dass eine Reduzierung der Unterschiede auf ei­
nen reinen Ost-West-Gegensatz zu kurz greift. Vielmehr 
bestehen auch zwischen den östlichen Ländern einerseits 
und den westlichen Ländern andererseits Unterschiede, 
ebenso wie zwischen Stadtstaaten und Flächenländern. 
Hinzu kommt, dass sich die Unterschiede zwischen den 
Ländern in einer summarischen Betrachtung minimieren. 
So wird ein negativer Wert bei dem einen Indikator durch 
einen positiven Wert bei einem anderen Indikator zumin­
dest teilweise ausgeglichen. Zudem gilt es, die Heteroge­
nität innerhalb jedes einzelnen Bundeslandes, wie etwa 
Stadt-Land-Unterschiede, zu berücksichtigen.
Vor diesem Hintergrund sollte man die Frage kritisch disku­
tieren, inwiefern regional gleichwertige Lebensverhält­
nisse überhaupt erstrebenswert sind. Einerseits sind un­
gleiche Lebensverhältnisse sowohl ein soziales als auch 
ein ökonomisches Problem, weil die Volkswirtschaft eines 
Landes dadurch geschwächt wird. Zudem bedeuten un­
gleiche Lebensverhältnisse auch eine Gefahr für die De­
mokratie, weil sich Menschen aus der Gesellschaft ausge­
schlossen fühlen und sich aus dem politischen System zu­
rückziehen (Merkel 2015). Andererseits gilt es zu beden­
ken, dass eine stärkere Förderung strukturschwächerer 
Regionen Geld kostet, das an anderer Stelle – nämlich in 
strukturstarken Regionen – eingespart werden muss. Dies 
wiederum führt zu einem Konflikt zwischen Wachstums- 
und Ausgleichszielen (Ragnitz 2020). Folglich ist es wich­
tig, den Menschen in strukturschwachen Regionen ein 
Mindestmaß an Infrastrukturangeboten zu garantieren, 
aber es ist unrealistisch zu erwarten, dass es in allen 
schrumpfenden Regionen wieder aufwärts geht. Politik und 
die Bürgerinnen und Bürger müssen lernen, den 
Bevölkerungsrückgang in einem Teil des ländlichen Raums 
zu akzeptieren und vor allem zu gestalten. Es bedarf der 
zielgerichteten Förderung benachteiligter Regionen durch 
die Politik und einer Engagementbereitschaft der Bevölke­
rung.
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Kommunalpolitik: Komplex, polarisiert 
und zunehmend schwieriger?
Martin Gross, Michael Jankowski

 
Die kommunale Ebene gilt gemeinhin als „Schule der 
Demokratie“, bei der Bürger:innen leicht und ohne große 
Hürden bereits im Kleinen demokratische Aushandlungs­
prozesse und Partizipationsmöglichkeiten kennenlernen 
können. Umso erstaunlicher ist es, dass dann gerade auf 
dieser Ebene häufig davon ausgegangen – und teilweise 
auch vehement gefordert – wird, dass politische Parteien 
keine oder nur eine sehr eingeschränkte Rolle spielen 
(sollten). Um diesem und anderen (vermeintlichen) Unter­
schieden zwischen bundes-/landesweiter und kommuna­
ler Politik nachzuspüren, stellen Martin Gross und Mi­
chael Jankowski das Zusammenspiel aus Parteien, kom­
munalpolitischen Akteuren und Wahlberechtigten ins 
Zentrum ihres Beitrags. Welche Rolle spielt die zuneh­
mende Politisierung der Kommunalpolitik, welche Rolle 
spielen Parteien und einzelne Akteure für eine mögliche 
Polarisierung? Mit einem Vergleich der Politik auf Kom­
munal-, Landes- und Bundesebene untersuchen die Au­
toren, inwiefern institutionelle Rahmenbedingungen und 
verändertes Politik- und Wahlverhalten Rückschlüsse auf 
Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen den ver­
schiedenen politischen Ebenen zulassen, die sich wiede­
rum in Zusammenhang mit Fragen politischer Polarisie­
rung bringen lassen. �

Kommunalpolitik – das „Stiefkind“ der deutschen 
Politikwissenschaft

Auf den ersten Blick könnten die Unterschiede zwischen 
der Bundes- und Kommunalpolitik nicht größer sein. Wäh­
rend auf der Bundesebene über bedeutende Themen wie 
etwa den Umbau der sozialen Sicherungssysteme oder 
Auslandseinsätze der Bundeswehr diskutiert und entschie­
den wird, geht es in der Kommunalpolitik häufig um „klei­
nere“ Themen: die Sanierung von Straßen, der Bau von 
Spielplätzen, die Einrichtung eines Jugendtreffs, um nur ei­
nige Beispiele zu nennen. In der Kommunalpolitik werden 
somit Lösungen für Probleme gesucht, die häufig nur von 
lokaler Relevanz sind und über die die Parteien auf Landes- 
oder Bundesebene nicht zwingend eine Aussage treffen. 
Man mag sich eventuell sogar fragen, ob wir auf kommu­
naler Ebene überhaupt Parteien brauchen. Können die von 
Parteien vertretenen Meta-Ideologien eine 
Orientierungshilfe sein, wenn es beispielsweise um die 
Frage geht, ob vor der Gemeindeschule ein Zebrastreifen 
eingeführt werden sollte? Stören da nicht eher ideologi­
sche und parteipolitisch motivierte Grabenkämpfe zu 
Gunsten einer sinnvollen Lösung für das örtliche Problem?
Erfahrene Lokalpolitiker:innen werden der obigen Darstel­
lung von Kommunalpolitik sicherlich widersprechen – und 
das völlig zurecht. Nichtsdestotrotz glauben wir, dass 
diese überskizzierte und stark vereinfachende Sichtweise 
auf Kommunalpolitik eine Erklärung dafür liefert, weshalb 

sich auch die Politikwissenschaft immer noch recht „stief­
mütterlich“ mit der Kommunalpolitik befasst.1 Die Kommu­
nalpolitik wurde von manchen Forscher:innen in der Ver­
gangenheit gar als „blinder Fleck“ der Politikwissenschaft 
bezeichnet. Ganz so schlimm ist der stets wachsende For­
schungsstand zwar nicht mehr zu bewerten, aber im Ver­
gleich zur Forschung auf Landes-, Bundes- oder Europa­
ebene fällt die kommunale Ebene eindeutig nach hinten 
ab.
Dabei hat auch die Kommunalpolitik viele spannende As­
pekte zu bieten und verdient in unseren Augen eine stär­
kere Beachtung, sowohl in der allgemeinen Öffentlichkeit, 
aber auch in der politikwissenschaftlichen Forschung. Um 
diesen Punkt zu unterstreichen, möchten wir in diesem Bei­
trag einen Blick auf ausgewählte Bereiche der Kommunal­
politikforschung werfen und dabei auf die Besonderheiten 
der kommunalen Ebene eingehen, aber auch darauf hin­
weisen, in welchen Aspekten sich die Kommunalpolitik viel­
leicht weniger von der Landes- oder Bundespolitik unter­

Kommunalpolitik wird häufig mit „kleinen“ Themen, wie der 
Sanierung von Straßen oder dem Bau von Spielplätzen, 
assoziiert.

picture alliance / dpa | Fabian Sommer (Ausschnitt)
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scheidet als man gemeinhin denkt. Gleichzeitig zeigen wir 
Muster auf den jeweiligen politischen Ebenen auf, die un­
terschiedliche Auswirkungen auf die Frage politischer Po­
larisierung haben können. 

Der Mythos einer „farblosen“ Kommunalpolitik

Um die Kommunalpolitik rankt sich teilweise immer noch 
der Mythos, dass es an sich keine „klassische“ Politik sei. 
Mit „klassisch“ meinen wir dabei Politik, welche den von 
der Landes- und Bundesebene bekannten Mustern des 
Parteienwettbewerbs folgt. Eine Reihe an Faktoren nährt 
dieses Bild. Den Fokus der Kommunalpolitik auf örtliche 
Probleme, deren Lösung vermutlich meist eher durch lokale 
Expertise auf der einen Seite und Sachzwänge und Vorga­
ben von höheren Ebenen auf der anderen Seite gefunden 
wird, haben wir bereits angesprochen. Verstärkend hinzu 
kommt, dass die Stadt- und Gemeinderäte formal Teil der 
kommunalen Selbstverwaltung und somit der Exekutive 
und nicht der Legislative zuzuordnen sind.2 Dieser forma­
len Sichtweise folgend verbietet sich bereits ein Vergleich 
von Stadt- und Gemeinderäten mit den Landtagen oder 
dem Bundestag. Entsprechend wird auf kommunaler Ebene 
auch keine Regierung durch ein Parlament gewählt. Und 
„Kommunalneuwahlen“, weil die Gemeindevertreter:innen 
sich außer Stande sehen, weiter zusammenzuarbeiten, 
gibt es auch nicht.
Von daher ist es sicherlich korrekt festzuhalten, dass die 
Kommunalpolitik in den formellen Vorgaben und institutio­
nellen Rahmenbedingungen anderen Mustern als die 
der  Landes- und Bundespolitik folgt. Zugleich geht eine 
solche, rein an formalen Faktoren interessierte Perspektive 
an der politischen Wirklichkeit in vielen Gemeinden und 
Städten vorbei. Wenngleich Gemeinderäte zwar formal 
Teil der Verwaltung sind, hindert es die gewählten 
Kommunalvertreter:innen in vielen Fällen nicht daran, auch 
auf kommunaler Ebene Koalitionsverträge aufzusetzen 
und sich daran bis zur nächsten Kommunalwahl zu halten 
(siehe etwa Gross 2016). Und auch wenn es keine Neu­
wahlen auf kommunaler Ebene gibt: Wenn eine solche Ko­
alition einmal zerbrechen sollte, so haben die sich ver­
schiebenden Mehrheitsverhältnisse in den Stadt- und Ge­
meinderäten tiefgreifende Auswirkungen auf die politi­
schen Entscheidungen vor Ort. Gerade in Zeiten, in denen 
viele Gemeinden und Städte mit knappen Kassen zu kämp­
fen haben, entstehen auch auf kommunaler Ebene Ziel- 
und Verteilungskonflikte, die nicht apolitisch zu lösen sind. 
Darüber hinaus spielt das Zusammenspiel zwischen der 
Gemeinde- bzw. Stadtratsmehrheit und den (zumeist mit 
einem Parteibuch ausgestatteten) (Ober-)
Bürgermeister:innen eine zentrale Rolle im kommunalpoliti­
schen Alltag mit konkreten Auswirkungen für die 
Bürger:innen — stehen sich Bürgermeister:in und die Mehr­
heit in der kommunalen Vertretungskörperschaft „feind­
lich“ gegenüber, so lähmt dieses Nicht-Verhältnis zum ei­
nen die politische Arbeit, zum anderen aber auch das kon­
krete Verwaltungshandeln (siehe etwa Debus/Gross 2016). 
Dies wird insbesondere dann deutlich, wenn man sich vor 
Augen führt, dass die kommunalen Vertretungskörper­
schaften dann doch in gewissem Maße legislativ tätig 
werden, nämlich, wenn sie durch ihre Satzungen, Abga­
benordnungen und insbesondere die Haushaltspläne der 
Bevölkerung konkrete und zu befolgende Vorgaben ma­

chen und Einschränkungen auferlegen (vgl. auch die Argu­
mentation von Egner 2015). Diese kommunalen Macht- und 
Verteilungskämpfe haben somit ihr ganz eigenes Poten­
zial, polarisierend im politischen Betrieb und der Ge­
meinde zu wirken.
Woher stammt dann aber dieser Mythos einer „farblosen“ 
Kommunalpolitik, bei der programmatisch-ideologische 
Beweggründe von Gemeindevertreter:innen und 
Bürgermeister:innen angeblich keine oder nur eine zu ver­
nachlässigende Rolle für konkrete politische Entscheidun­
gen spielen würden? Hierfür lassen sich mindestens vier 
Gründe anführen. 
Erstens unterscheiden sich die Kommunalverfassungen der 
deutschen Bundesländer voneinander. Während sich die 
kommunalpolitischen Systeme in Nordrhein-Westfalen 
und Hessen eher durch einen ausgeprägten Parteienwett­
bewerb und einer starken Rolle des Gemeinde- bzw. Stadt­
rats im Verhältnis zu direkt gewählten Bürgermeister:innen 
auszeichnen, sind es insbesondere die kommunalpoliti­
schen Systeme in Baden-Württemberg, Bayern und die ih­
nen nachstrebenden ostdeutschen Bundesländern, die 
sich durch eine herausgehobene, alles überstrahlende 
Rolle der direkt gewählten Bürgermeister:innen und durch 
auf Kompromisse ausgerichtete Rollenverständnisse der 
Gemeindevertreter:innen auszeichnen (siehe für einen 
Überblick Holtkamp 2008). Eine scharfe Konkurrenz zwi­
schen Parteien und weiteren politischen Gruppierungen im 
Wahlkampf, Koalitionsbildung in der kommunalen Vertre­
tungskörperschaft und durchaus heftige Auseinanderset­

Kommunalpolitik folgt oft anderen Mustern als die Landes- 
oder Bundespolitik. Kommunale Macht- und Verteilungs-
kämpfe, etwa in Gemeinderäten, können aber ebenso 
polarisierend auf den politischen Betrieb und die Gemeinde 
einwirken. picture-alliance / dpa | Rafael Binkowski
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zungen zwischen Ratsmehrheit und Bürgermeister:innen 
finden sich vor allem in den erstgenannten Bundesländern. 
Diese Unterschiede verwischen aber, wenn, zweitens, die 
Größe einer Gemeinde in den Blick genommen wird. Je 
mehr Einwohner eine Gemeinde umfasst, desto komplexer 
werden die Probleme und Sachfragen vor Ort, desto stär­
ker engagieren sich die etablierten Parteien in der Kommu­
nalpolitik und desto „parteipolitisierter“ (Wehling  1991) 
und schärfer wird die politische Auseinandersetzung. Dies 
zeigt sich dann auch in einer immer weiter zunehmenden 
Koalitionsbildung in den deutschen Großstädten, gerade 
auch in Bayern (zu den Kommunalwahlen in Bayern 2020 
siehe Pollex/Block/Gross/Nyhuis/Velimsky 2021). 
Dies hat, drit tens, zur Folge, dass der Einfluss von als par­
teipolitisch „neutralen“ freien und unabhängigen Wähler­
gemeinschaften, die ihre Hochburgen eher in kleineren 
Gemeinden und Städten haben, deutlich zurückgeht. Die­
ses Selbstbildnis der freien und unabhängigen Wählerge­
meinschaften als „weder links noch rechts“ gerät allerdings 
zunehmend ins Schwanken – neue Forschung belegt ein­
deutig, dass sie eher dem „rechten Lager“ zuzuordnen 
sind, ihre Mitglieder und Vertreter:innen teilweise dem be­
stehenden politischen System und den darin enthaltenen 
Parteien skeptisch bis ablehnend gegenüberstehen, und 
auch ihre Wählerinnen und Wähler in Teilen stark populis­
tische und Anti-Establishment-Züge aufweisen (siehe etwa 
Angenendt 2018; Gross/Jankowski 2020; Juen/Tepe/Jan­
kowski 2021; Jankowski/Juen/Tepe 2020). 
Viertens lassen sich zwar weiterhin Stadt-Land-Unter­
schiede beim Wahlverhalten der Bürger:innen erkennen, 
die steigende Zersplit terung und Polarisierung der kommu­
nalpolitischen Landschaft führt allerdings auch inzwischen 
in kleineren Gemeinden dazu, dass die politischen Akteure 
vor Ort Koalitionen bilden.3

Der letzte Punkt spricht bereits ein zentrales Unterschei­
dungsmerkmal zwischen der kommunalpolitischen und der 
Landes- und Bundesebene an: der Unterschied beim Par­
teienwettbewerb. Der kommunale Parteienwettbewerb 
wird deshalb im Folgenden eingehender beleuchtet.

Parteienwettbewerb auf kommunaler Ebene

Eine Besonderheit der kommunalen Ebene ist sicherlich, 
dass sich die Parteiensysteme auf kommunaler Ebene zum 
einen erheblich von der Bundes- und Landesebene, aber 
auch untereinander unterscheiden. Dies liegt an zwei Fak­
toren. Zum einen treten bei Kommunalwahlen nicht alle 
etablierten Parteien an. Gerade für die kleineren Parteien, 
wie etwa die FDP, ist es teilweise schlicht schwierig, in klei­
nen Gemeinden eigene Listen aufzustellen. Es fehlt einfach 
am politischen Personal. Viele Wähler:innen orientieren 
sich aber an Parteilabeln und können daher nicht für dieje­
nige Partei stimmen, die sie eigentlich unterstützen möch­
ten. Dadurch, dass manche Parteien nicht zur Wahl stehen, 
könnte man annehmen, dass die Anzahl der Wahlvor­
schläge auf kommunaler Ebene geringer ist als bei Land- 
oder Bundestagswahlen. Kompensiert wird dieser Aspekt 
allerdings dadurch, dass bei Kommunalwahlen Unabhän­
gige Wählergemeinschaften (UWG), die formal keine Par­
teien im Sinne des Parteiengesetzes sind, antreten. Diese 
Zusammenschlüsse von Bürgerinnen und Bürgern sind ge­
rade in Süddeutschland etablierte Akteure der Kommunal­
politik, ihre Zahl nimmt aber auch in anderen Regionen 
Deutschlands zu (Jankowski/Juen/Tepe 2020).
Die empirische Forschung zum Parteienwettbewerb be­
schränkt sich allerdings nicht auf die bloße Deskription da­
von, wie viele und welche Parteien auf kommunaler Ebene 
antreten. Spannender und zugleich aufwändiger ist die 
Frage, anhand welcher Konfliktdimensionen sich die Par­
teien (und UWG) auf kommunaler Ebene positionieren. Auf 
Bundesebene wird beispielsweise oft angenommen, dass 
der Parteienwettbewerb anhand von zwei maßgeblichen 
Links-Rechts-Dimensionen beschrieben werden kann: ei­
ner ökonomischen Dimension, auf welcher sich Parteien 
anhand ihrer wirtschaftspolitischen Einstellungen vonein­
ander unterscheiden, und einer gesellschaftspolitischen 
Dimension, wie etwa der Einstellung von Parteien zur 
gleichgeschlechtlichen Ehe oder auch bezüglich der Über­
wachung des öffentlichen Raums. Sind diese Dimensionen 
auch auf kommunaler Ebene prägend? Aktuelle For­
schungsbeiträge haben verschiedene methodische Ver­
fahren genutzt, um diese Frage zu beantworten. Compu­
tergestützte Analysen der Kommunalwahlprogramme aus 
allen Großstädten zeigen beispielsweise, dass sich aus 
diesen Texten durchaus Positionen extrahieren lassen, wel­
che mit dem Parteienwettbewerb auf Bundes- und Landes­
ebene vergleichbar sind (Gross/Jankowski 2020).4 
Zugleich zeigen diese Analysen auch, dass sich Parteien 
auf kommunaler Ebene anhand einer weiteren Dimension 
unterscheiden lassen: Parteien betonen im unterschiedli­
chem Maße Politikinhalte, deren Zuständigkeit eigentlich 
auf Landes- oder Bundesebene zu verorten ist. Gerade in 
den Programmen der Linken und der AfD werden häufig 
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auch grundlegende Fragen der Flüchtlingspolitik (AfD) 
oder der Außen- und Wirtschaftspolitik (Die Linke) disku­
tiert. Bei den Parteien aus der politischen Mitte ist dies 
deutlich seltener der Fall. Es kann auch gezeigt werden, 
dass der Fokus auf solche nationalen Themen bei Parteien 
abnimmt, wenn sie mit einer höheren Anzahl an Personen 
im Gemeinde- bzw. Stadtrat vertreten sind.
Bei den Kommunalwahlen in Hessen 2021 wurden außer­
dem in ausgewählten Städten und Gemeinden Online-
Wahlhilfen, analog zum Wahl-O-Mat auf Bundes- bzw. 
Landesebene, angeboten.5 Diese dienen nicht nur dazu, 
dass Wahlberechtigte ihre eigenen politischen Vorstellun­
gen mit denen der Parteien vergleichen können. Sie kön­
nen auch von der Politikwissenschaft genutzt werden, um 
die ideologische Position der einzelnen Parteiverbände zu 
bestimmen. Auch diese Analysen bestätigen, dass sich Par­
teien auf kommunaler Ebene durchaus konsistent auf einer 
Links-Rechts-Dimension anordnen lassen. All diese Be­
funde sprechen damit gegen die Annahme einer „farblo­
sen“ oder auch weniger polarisierten Kommunalpolitik, in 
der politische Positionen keine Rolle spielen.
Dabei zeigen sich auf kommunaler Ebene auch ein paar 
Besonderheiten. Hervorzuheben sind hierbei atypische 
Koalitions- bzw. Kooperationsmuster. Zum Beispiel zeigte 
sich schon einige Zeit, bevor Koalitionen von CDU und 
Grünen auf Landes- und Bundesebene ernsthaft diskutiert 
wurden, dass die beiden Parteien auf kommunaler Ebene 
erfolgreich zusammenarbeiten können (siehe etwa 
Gross 2016). Solche Kooperationen über gewohnte poli­
tische „Lager“ hinweg können von den Parteien auf kommu­
naler Ebene durchaus strategisch ausprobiert werden, um 
deren Tragfähigkeit für etwaige Bündnisse auf Landes- und 
Bundesebene zu testen, die in den nächsten Jahren auf­
grund der zunehmend zersplit terten Parteiensysteme und 
der damit einhergehenden komplexeren Koalitionsbildung 
allein rechnerisch bereits wahrscheinlicher werden könn­
ten. Auch hierbei zeigt sich jedoch, dass die programmati­
schen Vorstellungen der kommunalen Parteien eine ent­

scheidende Rolle bei der Bildung von Koalitionen im Ge­
meinde- und Stadtrat spielen: Je näher sich die Parteien 
programmatisch befinden, desto wahrscheinlicher ist es, 
dass sie auch eine Koalition miteinander eingehen – ein 
Befund, der sich so auch für die Koalitionsbildung auf Lan­
des- und Bundesebene feststellen lässt (siehe etwa Debus/
Gross 2016). 
Aber auch ohne größere Parteistrategie können un­
typische Muster der Koalitionsbildung entstehen. Es ist si­
cherlich richtig, dass die Kommunalpolitik, gerade in klei­
neren Gemeinden, auch durch persönliche Kontakte und 
eine starke Personalisierung geprägt ist. Hier kann die Zu­
sammenarbeit zwischen Parteien nicht nur durch die Positi­
onen der Parteien bestimmt sein, sondern auch dadurch, 
ob die beteiligten Akteure menschlich miteinander können. 
Eine aktuelle Studie, die sich auf Koalitionen in der Kommu­
nalpolitik in Tschechien bezieht, zeigt dies eindrücklich: 
Koalitionen werden häufiger zwischen Parteien geschlos­
sen, wenn deren lokale Abgeordnete im gleichen Fußball­
verein spielen (Škvrňák 2020). Solche Muster lassen sich 
auf Landes- oder Bundesebene sicherlich nicht finden, er­
scheinen aber auch im deutschen Kommunalkontext plau­
sibel.

Kommunalwahlsysteme: Der Grund für komplexe 
Kommunalpolitik?

Auf Länderebene ist das Mischwahlsystem der Bundes­
ebene, also die Kombination einer personalisierten Wahl­
kreisstimme und einer Stimme für eine geschlossene Partei­
liste, vorherrschend. Nur in wenigen Bundesländern gibt 
es gänzlich andere Wahlsysteme (u. a. Baden-Württem­
berg, Bayern, Bremen, Hamburg). Auch hierin unterschei­
det sich die Kommunalpolitik von den höheren Ebenen. Bei 
den Wahlen zu den Stadt- und Gemeinderäten dominie­
ren nämlich Wahlsysteme mit sog. „offenen“ Listen, bei de­
nen die Wähler:innen zumeist auch mehrere Stimmen ha­

Kommunale Wahlsysteme 
führen oft „offene Listen“, 
bei denen Wahlberechtigte 
mit mehreren Stimmen wäh-
len können. Zur Frankfurter 
Stadtverordnetenversammlung 
erhalten Wahlberechtigte 
gemäß der Sitze 93 Stimmen. 

picture alliance / dpa |  

Frank Rumpenhorst

218

M
a

rt
in

 G
ro

ss
, M

ic
ha

el
 J

a
nk

o
w

sk
i



ben und diese entweder „panaschieren“ oder „kumulieren“ 
können. Konkret bedeutet dies, dass Parteien Listen von 
Kandidierenden aufstellen, die Wähler:innen aber nicht 
nur die Liste als Ganzes ankreuzen können, sondern ihre 
Stimme(n) gezielt an einzelne Personen abgeben. „Pana­
schieren“ heißt in diesem Kontext, dass Wahlberechtigte 
die Stimmen auf verschiedene Kandidatinnen und Kandi­
daten verteilen können – auch über Parteigrenzen hinweg. 
„Kumulieren“ beschreibt das Gegenteil, nämlich die Mög­
lichkeit, mehrere Stimmen an eine:n Kandidat:in zu geben. 
Über den Einzug in den Gemeinde- bzw. Stadtrat entschei­
den für die einzelnen Kandidierenden dann schlussendlich 
nicht nur das Parteiergebnis und der Listenplatz, sondern 
die Anzahl der erhaltenen Personenstimmen. Wähler:innen 
haben somit die Möglichkeit, durch das Abgeben von Per­
sonenstimmen die Reihenfolge der Kandidierenden auf 
den Listen zu verändern. Die konkrete Gestaltung dieser 
Wahlsysteme kann sich zwischen den einzelnen Bundes­
ländern stark unterscheiden. In Hessen bspw. haben die 
Wähler:innen so viele Stimmen wie es Plätze in dem jewei­
ligen Stadt- bzw. Gemeinderat gibt. Im Fall von Frankfurt 
am Main haben die Wahlberechtigten somit 93 Stimmen 
zur Verfügung. In Niedersachsen hingegen stehen für die 
Wahl „nur“ drei Stimmen zur Verfügung, unabhängig von 
der Gemeindegröße. 
Was sind die politischen Konsequenzen dieser Wahlsys­
teme? Zum einen erlauben solche Wahlsysteme eine ge­
nauere Stimmabgabe und haben damit das Potenzial, zu­
mindest den Wählerwillen besser zum Ausdruck zu brin­
gen. Wahlberechtigte, die sowohl die Grünen als auch die 
SPD unterstützen möchten, können dies bei der Bundes­
tagswahl mit nur einer Zweitstimme kaum zum Ausdruck 
bringen. Bei Wahlsystemen mit mehreren Listenstimmen 
können hingegen mehrere Parteien gleichzeitig unterstützt 
werden. Außerdem kann der Wählerwille insofern besser 
zum Ausdruck gebracht werden, als dass diese Wahlsys­
teme auch Einfluss auf die zu wählenden Kandidat:innen 
ermöglichen. Dies schafft, zumindest theoretisch, die Mög­
lichkeit, dass sich Wähler:innen genauer mit dem inhalt­
lichen Profil und den Qualitäten der einzelnen 
Kandidat:innen beschäftigen und die bzw. den für sich 
passende:n Kandidat:in auswählen. Damit werden auch 
die Parteien ein wenig entmachtet. Auf Bundesebene ha­
ben die Parteien die volle Kontrolle, wer auf welche Posi­
tion auf der Parteiliste kommt. Auf kommunaler Ebene ge­
ben Parteien zwar auch den Listenplatz vor, aber sie kön­
nen nicht sicher sein, dass die vorderen Kandidierenden 
auch wirklich gewählt werden. 
Zum anderen bestehen aber auch Zweifel daran, dass die 
kommunalen Wahlsysteme eine Realisierung des Wähler­
willens wirklich besser erreichen können. Ein großer Kritik­
punkt an diesen Wahlsystemen ist die vergleichsweise 
hohe Komplexität. Wahlen sind die einfachste Beteili­
gungsform für alle Bürgerinnen und Bürger. Wahlsysteme 
sollten daher so gestaltet sein, dass sie keine zusätzliche 
Hürde für Bürger:innen darstellen. Studien können jedoch 
zeigen, dass mit komplexen Wahlsystemen die soziale Ver­
zerrung der Wahlbeteiligung noch weiter zunimmt (Schä­
fer/Schoen  2013). Je komplexer die Wahlsysteme sind, 
desto geringer ist der Anteil von Wähler:innen mit niedri­
gem sozialen Status (d. h. geringe Bildung, geringes Ein­
kommen etc.). Auch der Anteil an ungültigen Stimmzetteln 
liegt bei diesen Wahlsystemen häufig über dem anderer, 
weniger komplexen Wahlsysteme. Vor diesem Hintergrund 

stellt sich die Frage, ob ein so hoher Grad an Komplexität 
wirklich notwendig ist. Dieser Punkt wird nochmals ver­
schärft durch Studien, die zeigen, dass Wähler:innen gar 
nicht so häufig von den zahlreichen Möglichkeiten zur 
Stimmenabgabe Gebrauch machen. Viele Wahlberech­
tigte folgen einfach den Vorschlägen der Parteien und 
wählen Kandidat:innen der vorderen Listenplätze (Marcin­
kiewicz/Jankowski 2014). Inwieweit dieses Verhalten zu ei­
ner weniger oder stärker polarisierten kommunalpoli­
tischen Landschaft führt, lässt sich jedoch aufgrund fehlen­
der wissenschaftlicher Studien hierzu nicht abschließend 
sagen. Vermutet werden kann jedoch, dass somit maß­
geblich Kandidat:innen gewählt werden, welche von 
der  jeweiligen Parteispitze favorisiert wurden. Diese 
Kandidat:innen sind vermutlich in höherem Maße 
„Parteianhänger:innen“ als Kandidat:innen von hinteren 
Listenplätzen, die eventuell ihre lokalen Politikvorstellun­
gen weniger an der Partei ausrichten und somit einer Pola­
risierung entgegenwirken würden.

Tabelle 1
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Repräsentationsdefizite und ihre Folgen

Trotz – andere würden vielleicht sogar sagen wegen – der 
vielfältigen Möglichkeiten der Wähler:innen, Einfluss auf 
die Zusammensetzung von Gemeinde- und Stadträten bei 
Kommunalwahlen nehmen zu können, sind diese von er­
heblichen Repräsentationsdefiziten gekennzeichnet. Bei­
spielhaft hierfür stehen die baden-württembergischen 
Kommunalwahlen 2019, nach denen nur knapp 27 Prozent 
der Gewählten in den Gemeinderäten weiblichen Ge­
schlechts waren (siehe Tabelle 1).6 Die hierbei ersichtlichen 
Parteiunterschiede, mit einer nahezu 50-prozentigen 
Quote an gewählten Frauen bei Bündnis 90/Die Grünen 
und nur 7,5 Prozent Frauenanteil bei der AfD, sind charak­
teristisch für die Zusammensetzung von Gemeinde- und 
Stadträten in vielen Bundesländern. Damit spiegelt die 
Kommunalpolitik Muster der Landes- und Bundespolitik, 
wo die Verteilung der Abgeordneten meist ähnlich ausfällt.
Ein Blick auf die Geschlechterverteilung der Bürgermeis­
ter:innen in Deutschland im Jahr 2020 lässt dann jegliche 
Illusion einer Geschlechterparität in der Kommunalpolitik 
verschwinden: Nicht einmal jedes zehnte Stadtoberhaupt 
ist weiblichen Geschlechts (vgl. Abbildung 1).7 Insbeson­
dere CDU und SPD stellen vergleichsweise wenige Frauen 
als Kandidatinnen bei Bürgermeister:innenwahlen auf – 
und wenn sie dies tun, dann schicken sie sie häufig in be­
reits im Vorhinein als aussichtslos zu bezeichnende Rennen 
gegen populäre Amtsinhaber (siehe etwa Holtkamp/
Garske/Wiechmann 2020).
Dies sind nur einige wenige Aspekte, die die Unterreprä­
sentation von Frauen in der Kommunalpolitik kennzeich­
nen. Hinzu kommen Sitzungszeiten, die wenig familien­
freundlich sind und von Personen mit Care-Aufgaben kaum 
wahrgenommen werden können. Darüber hinaus sind 
auch Arbeiter:innen, Personen mit keinem oder einem ge­
ringen Bildungsabschluss und Personen mit Migrationshin­
tergrund in der deutschen Kommunalpolitik unterrepräsen­
tiert, während der Anteil promovierter Gemeinde- und 
Stadtratsmitglieder und der Anteil von Kandidierenden mit 
Mandatserfahrung deutlich höher liegt als in der Bevölke­
rung (siehe etwa Friedhoff/Holtkamp/Wiechmann 2016; 
Pollex et al. 2021).
Sieht man die Kommunalpolitik auch als Startpunkt für po­
litische Karrieren, dann lassen die hier beschriebenen 

Muster keine schnellen Änderungen in den Repräsenta­
tionsmustern auf Landes- und Bundesebene vermuten. 
Zwar kommt es vor, dass Kandidat:innen ohne (kommunal-)
politische Vorerfahrung direkt für den Land- oder Bundes­
tag nominiert werden. Aber eine gewisse politische Vorer­
fahrung auf kommunaler Ebene und die berühmt-berüch­
tigte „Ochsentour“ durch verschiedene Parteiämter sind 
häufig die Voraussetzung, um sich für höhere Mandate zu 
empfehlen. Betrachtet man also die Kommunalpolitik als 
potenziellen Nachwuchs für die Landes- und Bundes­
ebene, so deuten sich bei den derzeitigen Repräsentati­
onsmustern keine allzu großen Änderungen an. Parteien 
hätten hier höchstens die Möglichkeit, gezielt Kommunal­
politiker:innen aus unterrepräsentierten Gruppen zu för­
dern. Dies würde neue, bisher vernachlässigte Perspekti­
ven und Themen in den kommunalpolitischen Diskurs ein­
führen und zu einer polarisierten Auseinandersetzung füh­
ren, die von der einen Seite als Chance, von der anderen 
Seite eher als Gefahr für die bestehende Kommunalpolitik 
angesehen würde.

Fazit und Ausblick

Die Kommunalpolitik gilt gemeinhin als „Schule der Demo­
kratie“. Demokratische Prozesse werden für Bürgerinnen 
und Bürger niedrigschwellig erfahrbar, der politischen Be­
teiligung werden nur geringe Hürden gesetzt und in vielen 
Fällen ist der Erfolg politischer Partizipation unmittelbar 
sichtbar – zumindest unmittelbarer als dies auf Landes- 
oder Bundesebene der Fall ist. Die zurzeit vorherrschende 
Demokratievariante ist die „repräsentative Demokratie“, 
bei der Parteien die wichtigste Rolle für die Vermittlung und 
Umsetzung politischer Interessen und Präferenzen zu­
kommt. In diesem Sinne ist eine zunehmende parteipoliti­
sche Auseinandersetzung in der Kommunalpolitik eigent­
lich zu begrüßen, damit Bürger:innen früh mit der „Schule 
der (repräsentativen) Demokratie“ vertraut gemacht wer­
den. Dies gilt auch im Hinblick auf die Polarisierung der 
Kommunalpolitik durch eine bedeutendere Stellung der 
Parteien, denn Bürger:innen würden auch vor Ort mit den­
selben Mustern des Parteienwettbewerbs wie auf allen an­
deren politischen Ebenen konfrontiert werden. Allerdings 
verstärken sich die ohnehin bereits bestehenden Reprä­

Abbildung 1
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sentationsdefizite der gegenwärtigen repräsentativen De­
mokratie in Deutschland auf der kommunalen Ebene noch 
einmal, da hier die sogenannten „alten, weißen Männer“ 
nahezu uneingeschränkt die Politik vor Ort bestimmen. Der 
Charme der Kommunalpolitik besteht jedoch darin, dass 
hier auch zunächst Änderungen ausprobiert werden kön­
nen, die später auch Einzug in die Landes- oder Bundespo­
litik finden könnten – beispielsweise eine weitere Absen­
kung des Wahlalters, die Ausweitung des Wahlrechts für 
bisher nicht repräsentierte Personen mit Migrationshinter­
grund, die eine Staatsbürgerschaft eines Nicht-EU-Mit­
gliedlands besitzen, oder eine angemessenere Vergütung 
der kommunalpolitischen Arbeit für Gemeinderatsmitglie­
der.

LITERATUR

Angenendt, Michael (2018): Anti-Partyism in German Independent Local 
Lists: Empirical Insights from a Membership Study. In: German Poli­
tics 27, Heft 3/2018, S. 401–423.

Debus, Marc/Gross, Martin (2016): Coalition formation at the local level: 
Institutional constraints, party policy conflict, and office-seeking politi­
cal parties. In: Party Politics 22, Heft 6/2016, S. 835–846.

Egner, Björn (2015): Parliaments in Disguise? How German Councillors 
perceive Local Councils. In: Local Government Studies 41, Heft 2/2015, 
S. 183–201.

Friedhoff, Caroline/Holtkamp, Lars/Wiechmann, Elke (2016): Frau Doktor 
steht zur Wahl: Eine quantitative Analyse des bundesdeutschen Wahl­
verhaltens auf lokaler Ebene aus der Genderperspektive. In: Gender 
– Zeitschrift für Geschlecht, Kultur und Gesellschaft 8, Heft  1/2016, 
S. 91–107.

Gross, Martin (2016): Koalitionsbildungsprozesse auf kommunaler Ebene. 
Schwarz-Grün in deutschen Großstädten. Wiesbaden.

Gross, Martin/Jankowski, Michael (2020): Dimensions of political conflict 
and party positions in multi-level democracies: evidence from the Local 
Manifesto Project. In: West European Politics 43, Heft 1/2020, S. 74–
101.

Holtkamp, Lars (2008): Kommunale Konkordanz- und Konkurrenzdemokra­
tie: Parteien und Bürgermeister in der repräsentativen Demokratie. 
Wiesbaden.

Holtkamp, Lars/Garske, Benjamin/Wiechmann, Elke (2020): Die Wahl von 
Bürgermeister_innen in Deutschland – Ursachen der Unterrepräsen­
tanz von Frauen. In: Gender – Zeitschrift für Geschlecht, Kultur und Ge­
sellschaft 12, Heft 1/2020, S. 127–145.

Jankowski, Michael/Juen, Christina-Marie/Tepe, Markus (2020): The impact 
of anti-establishment parties on the electoral success of independent local 
lists: Evidence from Germany. In: Party Politics 20, Heft 10/2020, S. 1–10. 
DOI: https://doi.org/​10.1177%2F1354068820965430.

Juen, Christina-Marie/Tepe, Markus/Jankowski, Michael (2021): Ab­
stiegserfahrungen in der Kommune und der Aufstieg Unabhängiger 
Wählergemeinschaften. Neue Befunde aus einem Mehrebenen-Kom­
munalwahlpanel. In: Zeitschrift für Parlamentsfragen 52, Heft 1/2021, 
S. 59–77.

Marcinkiewicz, Kamil/Jankowski, Michael (2014): When There’s No Easy 
Way Out: Electoral Law Reform and Ballot Position Effects in the 2011 
Hamburg State Elections. In: German Politics  23, Heft  1–2/2014, 
S. 103–117.

Pollex, Jan/Block, Sebastian/Gross, Martin/Nyhuis, Dominic/Velimsky, 
Jan (2021): Ein zunehmend bunter Freistaat: Die Analyse der bayeri­
schen Kommunalwahlen im März unter besonderer Berücksichtigung 
der kreisfreien Städte. In: Zeitschrift für Parlamentsfragen  52, 
Heft 1/2021, S. 78–94.

Schäfer, Armin/Schoen, Harald (2013): Mehr Demokratie, aber nur für we­
nige? Der Zielkonflikt zwischen mehr Beteiligung und politischer Gleich­
heit. In: Leviathan 41, Heft 1/2013, S. 94–120.

Škvrňák, Michael (2021): You’ll never rule alone: how football clubs and 
party membership affect coalition formation. In: Local Government Stu­
dies 47, Heft 2/2021, S. 312–330.

Wehling, Hans-Georg (1991): „Parteipolitisierung“ von lokaler Politik und 
Verwaltung? Zur Rolle der Parteien in der Kommunalpolitik. In: Heinelt, 

Hubert/Wollmann, Hellmut (Hrsg.): Brennpunkt Stadt: Stadtpolitik und 
lokale Politikforschung in den 80er und 90er Jahren. Basel, S. 149–166.

ANMERKUNGEN

1	 Ganz anders sieht es hingegen im Bereich der Verwaltungswissen­
schaften aus, in denen sich ein lebhaftes Forschungsfeld zur kommunalen 
Selbstverwaltung entwickelt hat.
2	 Die genannten Gründe treffen auch auf die „zweite“ kommunalpoliti­
sche Ebene, die Kreistage, zu, die nochmals weniger im Blickpunkt der 
kommunalpolitischen Forschung stehen als die Gemeinde- und Stadträte.
3	 So zum Beispiel in Bensheim (2001–2006), Hammerbach (seit 2021), 
Petersberg (seit 2021) oder Pfaffenhofen (seit 2020).
4	 Vgl. hierzu auch das Local Manifesto Project (LMP), das von den Au­
toren dieses Beitrags betreut wird und über 800 lokale Wahlprogramme 
versammelt: http://www.localpartymanifestos.de/ [18.10.2021].
5	 https://kommunalwahlkompass.de/ [18.10.2021].
6	 https://www.statistik-bw.de/Presse/Pressemitteilungen/2019138 
[21.09.2021].
7	 https://kommunal.de/frauen-kommunalpolitik-umfrage [21.09.2021].

Dr. Martin Gross ist Politikwissenschaftler am Geschwister-Scholl-
Institut für Politikwissenschaft der Ludwig-Maximilians-Universität 
München. Er beschäftigt sich mit Wahlen, Parteiensystemen, Koa‑
litionsbildung und Fragen der politischen Repräsentation.

U
N

SER A
U

TO
R

ENT
EA

M

Dr. Michael Jankowski ist Politikwissenschaftler an der Carl von 
Ossietzky Universität Oldenburg. Im Wintersemester 2021/2022 
ist er Vertretungsprofessor an der Universität Bremen. Seine For‑
schungsschwerpunkte liegen im Bereich der Parteien-, Wahl-, und 
Repräsentationsforschung sowie quantitativen Methoden. 

221

kOMMUnAlPOlItIk: kOMPlEx, POlARISIERt 
UnD ZUnEHMEnD SCHWIERIGER? 

 

http://www.localpartymanifestos.de/
https://kommunalwahlkompass.de/
https://www.statistik-bw.de/Presse/Pressemitteilungen/2019138
https://kommunal.de/frauen-kommunalpolitik-umfrage
https://journals.sagepub.com/doi/10.1177/1354068820965430


Polarisierung und politischer Diskurs  
in Zeiten von Corona
Melanie Nagel, Melanie Schäfer 

 
Lockdown, Impfung und Co.: Die Corona-Pandemie lässt 
hautnah spürbar werden, welche gesellschaftlichen 
Spaltungspotenziale bestimmte Themen in der politi­
schen Debatte besitzen. Um diese Polarisierung zu ana­
lysieren, beleuchten Melanie Nagel und Melanie Schäfer 
zunächst grundlegende Begrifflichkeiten zur Funktions­
weise politischer Diskurse. Diese haben sich im Zeitalter 
der Massenmedien verändert: Im Internet erhalten Ak­
teure durch Algorithmen gesteuerte, personalisierte In­
halte, die oft zu „Filterblasen“ oder „Echokammern“ füh­
ren. Dadurch entsteht die Gefahr einer Fragmentierung 
und Spaltung der Gesellschaft. „Schwache“ Akteure 
oder Themen wie Klima, Bildung oder Migration werden 
oft überhört, während „starke“ Akteure oder Themen im 
Mittelpunkt der Debatte stehen. Besonders bei komple­
xen Themen, die von großer Unsicherheit geprägt sind, 
bilden sich polarisierte Meinungen. Wichtig ist dabei 
eine klare politische Kommunikation, um Orientierung zu 
geben, ein gutes Bildungssystem, eine breite Medienöf­
fentlichkeit und eine politische Debattenkultur. Es entste­
hen polarisierte Diskurskoalitionen, die jedoch auch eine 
Chance bieten, sich mit Sachthemen kritisch auseinan­
derzusetzen und die Debatte in einer stabilen Demokra­
tie zu beleben.�

Diskurspolarisierung als Herausforderung in Zeiten 
von Corona

Traditionelle öffentliche Medien, wie Zeitungen, Fernse­
hen oder Rundfunk dienen als Sprachrohre der Politik. Aber 
auch neue Soziale Medien, wie Facebook, Twitter und Co. 
spielen eine immer wichtigere Rolle bei der politischen 
Kommunikation. Besonders in Zeiten der Pandemie haben 
sich diese verschiedenen Wege der Informationsverbrei­
tung zur Krisenkommunikation bewährt. Wissenschaftliche 
Informationen von Virolog:innen oder dem Gesundheits­
minister können so auf direktem Weg vermittelt werden. 
Wissenschaftskommunikation ist in diesen Zeiten so wich­
tig wie nie zuvor. Daten und Fakten sollen für alle gleicher­
maßen verständlich aufbereitet werden. Wie relevant 
klare und nachvollziehbare wissenschaftliche Erklärungen 
sind, zeigt sich deutlich, wenn „alternative Fakten“ in ande­
ren Foren kursieren, und in Folge Verunsicherung und Miss­
trauen in staatliche Problemlösungsfähigkeit gestärkt wer­
den. Verschwörungstheoretiker:innen versuchen, diese 
Verunsicherung zu nutzen und mit abstrusen Argumenten 
Menschen auf ihre Seite zu ziehen, wie wir bei zahlreichen 
Anti-Corona-Protesten feststellen mussten. Krisenkommu­
nikation ist essentiell für die Akzeptanz politischer Maß­
nahmen. Dennoch birgt es auch die Gefahr der Infor­
mationsmüdigkeit und des Alarmismus, wenn diese Aus­
nahmesituation über mehrere Wochen und Monate 
anhält.  Menschen können durch zu viele komplexe Infor­

mationen überreizt werden oder sind nicht mehr bereit, 
weitere schlechte Nachrichten zu ertragen. Grundsätzlich 
(und besonders in dieser unsicheren Zeit) neigen Men­
schen dazu, sich Argumenten und Gruppen ähnlich den­
kender Personen anzuschließen, die Ihnen dabei helfen, 
diese komplexe Situation zu strukturieren und Orientierung 
geben. 
Wie kommt es dazu, dass Diskurse polarisieren? Wann en­
det der dialogische Diskurs und wann fängt die Polarisie­
rung an? Polarisieren Meinungen im Internet schneller als 
offline? Welche Gefahren bringt diese Polarisierung für 
die Akzeptanz unseres demokratischen politischen Sys­
tems? In diesem Beitrag skizzieren wir die Grundbegriffe 
politischer Kommunikation und Medien und diskutieren am 
Beispiel der Corona-Debatte Fragen der Polarisierung und 
Fragmentierung im politischen Diskurs. 

Grundbegriffe politischer Kommunikation im 
Zeitalter der Massenmedien

Der Soziologe Niklas Luhmann stellte schon 1996 in sei­
nem Buch Die Realität der Massenmedien dar, welchen Ein­
fluss Massenmedien auf die Realität haben und wie sie 
diese konstruieren. Zwischen Sender und Empfänger gibt 
es keine wirkliche Interaktion; durch Broadcasting wird eine 
Nachricht vom einzelnen Sender zu einer enormen Menge 

Das System der Massenmedien 
hat sich in den letzten zehn 
Jahren gewandelt. Neben 
etablierte Sender treten neue 
Medien wie etwa die Sozialen 
Netzwerke.
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Empfänger gesendet (Luhmann 1996). Das Mediensystem 
kann nur intern reguliert werden und produziert somit seine 
„eigene Realität“. Ob die Inhalte nun wahr oder falsch 
sind, bleibt ungeklärt und kann bei täglich neuen Informa­
tionsflüssen nicht unterschieden werden. Nach Luhmann 
hat „Realität“ eine doppelte Bedeutung: Zum einen als be­
obachtbare Handlung, die statt findet, und zum anderen 
als gesellschaftliche Realität, die dadurch generiert wird. 
In den frühen 1990er Jahren kam es zur (Wieder-)Entde­
ckung der Sprache und narrativen Erzählungen, die helfen, 
politische Situationen zu erklären und einzuordnen (Ha­
jer 2002: 61). Die amerikanischen Wissenschaftler Donald 
A. Schön und Martin Rein prägten in diesem Zusammen­
hang den Begriff framing (Schön/Rein 1994). Die Erkennt­
nis, dass Sprache bedeutend ist für die Deutung politischer 
Prozesse hatte zur Folge, dass sich politikwissenschaftliche 
Analysen hin zu Diskursanalysen wandelten, und damit Er­
zählungen oder Geschichten stärker Beachtung fanden 
(Hajer 2002). 

Akteure im Diskurs

Akteure im Diskurs besitzen verschiedene Attribute, wie 
Gruppenzugehörigkeit (Mitglied einer Organisation), per­
sönliche Merkmale (Geschlecht, Alter) oder auch grund­
legende Überzeugungen und Werte. Bei diesen Akteuren 
unterscheiden wir zwischen individuellen, kollektiven und 
korporativen Akteuren. Individuelle Akteure sind Personen, 
die sich im Rahmen politischer und sozialer Prozesse enga­
gieren und sich beispielsweise in öffentlichen Debatten zu 
Wort melden. Kollektive Akteure hingegen sind ein Zusam­
menschluss von mehreren Personen, die sich beispiels­
weise in Bürgerinitiativen, Gruppen oder soziale Bewe­
gungen zusammenschließen und die ein gemeinsames 

Thema verbindet. Korporative Akteure bestehen aus meh­
reren Personen, verfügen jedoch über einen hohen forma­
len Organisationsgrad (Donges/Jarren 2017: 28; Dolata/
Schrape 2014: 9; Scharpf 2000: 101). Unter Letztere fallen 
beispielsweise Ministerien oder Verwaltungsbehörden. 
Dort werden Entscheidungen hierarchisch und nicht durch 
Abstimmung oder Konsens getroffen. Auch kollektive oder 
korporative Akteure können strategisch handeln und Ziele 
mit dem Einsatz vorhandener Ressourcen verfolgen. Ak­
teure verfügen über eine gewisse Handlungsfähigkeit, Ko­
operationsfähigkeit, Konflikt fähigkeit und Strategiefähig­
keit. 
Insgesamt kann man sagen, dass das Handeln dieser Ak­
teure zu gewissem Maße vorhersehbar ist (Donges/Jar­
ren 2017: 29). Die Akteure verfügen über unterschiedliche 
Handlungslogiken, abhängig davon, welcher Organisa­
tion sie angehören und welche Überzeugung sie vertreten. 
Beispielsweise wird ein Mitarbeiter aus einem Ministerium 
den offiziellen Standpunkt seiner Organisation darstellen 
und nicht seine persönliche Meinung. Eine Bürgerin aus 
dem Umfeld einer sozialen Bewegung hingegen wird auf­
grund der persönlichen Einstellung, die sich in weiten Tei­
len mit der Einstellung anderer Personen in dieser Bewe­
gung deckt, die Position in der Debatte der eigenen 
Gruppe unterstützen. Jeder gesellschaftliche Teilbereich 
(Wirtschaft, Politik, Verwaltung, Wissenschaft, Zivilgesell­
schaft) besitzt somit eine eigene Handlungslogik, die die 
individuelle Position im Diskurs bedingt. 

Diskurs und Diskursarenen

Mit dem Begriff „Diskurs“ lässt sich ein Ensemble aus Ideen, 
Konzepten und Kategorien beschreiben, durch das Phäno­
menen eine Bedeutung zugeordnet werden kann (Ha­
jer  2002:  62). Mit Hilfe einer Reihe von beobachtbaren 
Handlungen werden demnach Bedeutungen produziert 
und reproduziert.   Öffentliche Debatten finden in ver­
schiedenen „Diskursarenen“ statt. Beispielsweise kann die 
Presse-Berichterstattung der Tageszeitungen eine Platt­
form darstellen, auf der sich verschiedene Diskursteilneh­
mer:innen positionieren. Lokale Debatten bleiben meist 
auf die Ebene der Lokalzeitungen beschränkt, auch weil 
diese jeweils abhängig von den regionalen Möglichkeiten 
der Lokalredaktionen thematisiert werden können. 
Das System der Massenmedien hat sich in den vergange­
nen zehn Jahren gewandelt. Neue Medien wie Facebook, 
Twitter oder Instagram gewinnen enorm an Bedeutung. 
Bei den herkömmlichen Medien steuern Presseredaktionen 
als sogenannte Gatekeeper die Berichterstattung und In­
formationen werden durch Broadcasting einseitig an 
Leser:innen vermittelt. Neue Medien verfügen ebenfalls 
über diese Broadcasting-Funktion, ermöglichen darüber hi­
naus aber auch Kommentare und Interaktion. Die verschie­
denen Mediensysteme haben eigene Rationalitäten. Dies 
hängt davon ab, ob sie durch Likes getriggert werden und 
die Interaktion und Aufmerksamkeit der Menschen auf­
grund von Geschäftsinteressen anregen wollen oder ob 
sie als klassische Printmedien von Werbeanzeigenkunden 
und Auflagenzahlen abhängig sind. Durch Algorithmen 
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gesteuerte Systeme filtern die scheinbar unbegrenzte 
Menge an Information und bieten Nutzer:innen „pas­
sende“ Inhalte an, auf Grundlage dessen sich diese Ak­
teure dann tendenziell mit ähnlich denkenden Personen 
und Organisationen vernetzen. Dieses Phänomen, dass 
sich „ähnliche“ Menschen zusammenschließen, wird „Ho­
mophilie“ genannt (siehe McPherson et al. 2001). 

Filterblase oder Echokammer?

In der Wissenschaft wird immer wieder diskutiert, inwie­
weit Empfehlungen und personalisierte Algorithmen zu un­
terschiedlichen digitalen Inhalten und Präsentationen des­
selben Themas führen. Mit Konzepten wie sogenannten 
„Filterblasen“ (siehe u.  a. Bruns  2019; Pariser  2011) oder 
„Echokammern“ (Cinelli et al. 2021; Sunstein 2001) wird die 
Vermutung geäußert, dass diese personalisierten Inhalte 
für gesellschaftliche und ideologische Polarisierung 
verantwortlich sind. Diese neuen digitalen Plattformen bie­
ten den Nutzer:innen Zugang zu einer großen Menge an 
Informationen und haben damit die Informationsverbrei­
tung grundlegend verändert. Bei dieser Informationsflut 
besteht die Gefahr der Überforderung. Außerdem beein­
flussen sogenannte Feed-Algorithmen die Verbreitung der 
Inhalte unter Berücksichtigung der Präferenzen und Einstel­
lungen der Nutzer:innen – mit einem Feed wird die an indi­
viduelle Präferenzen angepasste und sich laufend aktuali­
sierende Nachrichtenstruktur auf Plattformen wie Face­
book und Twitter bezeichnet. 
Dieser Paradigmenwechsel wirkt sich auf die Konstruktion 
sozialer Wahrnehmung und Gestaltung aus und beein­
flusst Politikgestaltung, politische Kommunikation und Ver­
lauf öffentlicher Debatten erheblich, ganz besonders wenn 
es sich um polarisierte Themen handelt (Cinelli et al. 2021). 
Cinelli et al. (2021) haben wissenschaftlich untersucht und 
nachgewiesen, dass Online-Nutzer:innen dazu neigen, In­
formationen zu präferieren, die ihrer Weltanschauung ent­
sprechen. Abweichende Informationen werden ignoriert 
und in Folge bilden sich häufig polarisierte Gruppen um 
gemeinsame Narrative. Das sozialpsychologische Kon­
zept der kognitiven Dissonanz (Festinger 1962) bezeichnet 
einen als unangenehm empfundenen Gefühlszustand der 
entsteht, wenn verschiedene in Konflikt stehende Kognitio­

nen vorliegen. Zunächst einmal werden nur selektive Infor­
mationen, die in das bestehende Weltbild passen, gese­
hen und andere vermieden. Erst wenn eine gewisse Tole­
ranzschwelle überschritten wird, kommt es zu einer Ände­
rung der Entscheidung, und somit können Erfahrung und 
Entscheidung wieder in Konsonanz zueinander gebracht 
werden.

Themenkarrieren und Diskurskonstellationen

Aufbauend auf diesen allgemeinen theoretischen Vor­
überlegungen möchten wir nun in diesem Beitrag darstel­
len, welche Themen in der Zeit der Pandemie bedeutend 
waren und welche Faktoren dies begünstigt hatte. Akteure 
versammeln sich um verschiedene Themenkomplexe, for­
men Narrative und positionieren sich damit im Diskurs. 
Themen wie systemrelevante Berufe, wirtschaftliche Hilfen 
oder virologische Erkenntnisse waren fast im ganzen Zeit­
verlauf der Pandemie in der Medienberichterstattung prä­
sent. Hingegen wurden Anliegen und Nöte von Familien 
und vor allem Care-Arbeit leistenden Frauen, Schüler:innen 
im Home Schooling oder Studierenden im Online-Semester 
wenig thematisiert. 
Wenn wir die Entwicklungen und Debatten in der Pan­
demie anschauen, können wir verschiedene Themen­
karrieren identifizieren. Die verschiedenen Phasen, die 
ein  Thema in der öffentlichen Diskussion durchlaufen 
kann,  haben bereits Niklas Luhmann und der Politologe 
Anthony Downs mit dem sogenannten Themen-Aufmerk­
samkeits-Zyklus (issue attention cycle) beschrieben (Luh­
mann 1970; Downs 1972). In Abbildung 1 haben wir die 
Entwicklung über Zeit in Anlehnung an die Arbeiten der 
Kommunikationswissenschaftlerin Annie Waldherr (Wald­
herr 2014: 853) schematisch dargestellt: Zunächst steigt 
die mediale Aufmerksamkeit hinsichtlich eines Themas la­
tent an, erlebt sodann den Durchbruch, auf den der Boom 
folgt. Flacht die Zahl der Artikel sodann ab, kann von einer 
Ermüdung des Themas gesprochen werden. 
Analog zu diesem Modell können wir die Entwicklungen 
der Pandemie Revue passieren lassen. Zu Beginn der Pan­
demie erreichten uns Berichte über Covid-19-Infektionen 
in China. Diese führten zu einem latenten Problembewusst­
sein und einem Anstieg an medialer Berichterstattung über 
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Corona-bezogene Themen. Größere Aufmerksamkeit 
wurde geweckt, als sich die Lage in China verschlimmerte 
und erste Fälle in Deutschland bekannt wurden, was end­
gültig zum medialen Durchbruch in Deutschland führte. 
Erste Super Spreading Events in Norditalien, Südtirol oder 
Ischgl ließen die Infektionszahlen in die Höhe schnellen 
und führten dazu, dass Quarantäne-Maßnahmen ange­
ordnet wurden und am 13. März 2020 zudem die gesam­
ten Schulen in Deutschland geschlossen wurden. Weitere 
Maßnahmen wie Einreiseverbote und Grenzschließungen 
(16.03.2020) und der erste Lockdown (22.03.2020) beflü­
gelten die Krisenkommunikation der politisch Verantwort­
lichen und weiterer gesundheitspolitisch relevanten Ak­
teure, wie dem Gesundheitsminister Jens Spahn, der Bun­
deskanzlerin Angela Merkel und dem Chef des Robert-
Koch-Instituts (RKI) Lothar Wieler. Aus medialer Perspektive 
kann zu diesem Zeitpunkt bereits von der Phase des Booms 
gesprochen werden: Sämtliche Zeitungen veröffentlichten 
rund um die Uhr Neuigkeiten über Corona. Die Berichter­
stattung konzentrierte sich aufgrund der dramatischen 
Entwicklung fast ausschließlich auf das Pandemiegesche­
hen. Im Fall der Corona-Pandemie könnte man die Boom-
Phase des Themen-Aufmerksamkeits-Zyklus ausweiten, so­
dass die Kurve im Zeitverlauf breiter verläuft als in Abbil­
dung 1. Die Phase der Ermüdung wurde, bis auf die durch 
geringe Inzidenzwerte geprägten Sommermonate Mai bis 
August 2020, bei einer reinen Betrachtung von Artikelzah­
len kaum erreicht. Diese Entwicklung geht auch aus den 
Umfrage-Daten des Politbarometers1 hervor, bei dem aus­
gewählte Bürger:innen die wichtigsten aktuellen Probleme 
benennen.
Wie in Abbildung 2 zu sehen ist, sank mit dem Anstieg der 
Pandemie die Problemwahrnehmung hinsichtlich anderer 
Themen, wie beispielsweise des Klimas oder der Migration. 
Diese Themen galten zuvor als besonders relevant, wurden 
aber mit Beginn des (medialen) Durchbruchs der Pandemie 
marginalisiert. Obwohl Corona dazu führte, dass sich sozi­
ale Ungleichheiten deutlich verschärften und vor allem im 
Bildungsbereich enorme Problematiken sichtbar wurden 
(Digitalisierung, Home-Schooling, etc.), änderte sich die 
Relevanz dieser Themen kaum.2 Im Gegenteil: Zu Beginn 

der Pandemie wurde das Thema Bildung beispielsweise 
fast vollständig aus dem Feld der wahrgenommenen Prob­
lematiken in Deutschland verbannt. Auch im Zeitverlauf 
stieg die Salienz, beziehungsweise die Dringlichkeit des 
Themas Bildung nur unmerklich an und blieb insgesamt 
trotz immer deutlich werdender Defizite weit hinter den 
meisten anderen Themen im öffentlichen Diskurs. 
Nachdem sich sowohl die Reproduktionszahl (R-Wert) An­
fang Mai 2020 als auch die Fallzahlen verringerten, wurde 
der erste Lockdown beendet und die Salienz des Themas 
Corona sank, insbesondere während der weniger fallrei­
chen Sommermonate (siehe blauer Linienverlauf in Abbil­
dung 2). Die Debatte drehte sich aber weiterhin um Locke­
rungen der Schutzmaßnahmen, die Corona-Warn-App 
oder wirtschaftliche Hilfen und wurde hinsichtlich ihrer Re­
levanz lediglich im Monat September 2020 von den Brän­
den im Flüchtlingslager Moria in Griechenland verdrängt. 
Mit Beginn der zweiten Welle im Oktober 2020 stieg laut 
Polit-Barometer auch das Corona-Problembewusstsein 
wieder an (siehe Abbildung 2). Der Diskurs um u. a. Maß­
nahmenverschärfungen, den Impfstart sowie um die Bun­
desnotbremse oder die verschiedenen Impfstoffe im Früh­
jahr 2021 hielt das Problembewusstsein des Themas Co­
rona im Vergleich zu anderen Themen weiterhin auf einem 
sehr hohen Niveau.
Insgesamt könnte das Themenzyklus-Muster aus der heuti­
gen Perspektive heraus beinahe als Blaupause der Co­
rona-Themensalienz fungieren, das die Phasen der Latenz, 
des Durchbruchs, des Booms und der Ermüdung medialer 
Aufmerksamkeit durchläuft (vgl. dazu Waldherr  2012); 
wenngleich auch bemerkt werden muss, dass die Phase 
des Booms aufgrund der besonderen Tragweite des The­
mas deutlich ausgeprägter zu sein scheint. Aufgrund der 
Retroperspektivität und anhaltenden Aktualität können 
außerdem lediglich Schlüsse darüber gezogen werden, 
was bisher geschah; die Phase der Ermüdung kann also 
noch nicht genau bestimmt werden. 

Abbildung 2
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Auch wenn die Themen-Aufmerksamkeit im Verlauf der 
Pandemie, rein nach der Anzahl von Artikeln betrachtet, 
nur bedingt nachließ, konnte man mit fortschreitender Zeit 
einerseits eine wachsende Corona-Müdigkeit in der Be­
völkerung wahrnehmen, andererseits prägten besonders 
einige wenige Themen den Diskurs. Diesen kann eine pola­
risierende Wirkung zugeschrieben werden, die in der Be­
völkerung für Spaltungen sorgte. 
Wie wir in einer Mediendiskursanalyse zur Corona-Kont­
roverse konstatierten, verliefen die ersten Monate der Pan­
demie zunächst wenig kontrovers (Nagel/Schäfer 2020). 
Polarisierung und öffentliche Auseinandersetzungen wa­
ren zunächst nur begrenzt zu finden, da es sich bei der Si­
tuation um einen Ausnahmezustand handelte und schnel­
les und einheitliches Krisenmanagement erwartet wurde. 
Erst nach Beginn der Lockerungsdiskussion kam es ver­
mehrt zu Kontroversen. Besonders deutlich wurde die Pola­
risierung der Gesellschaft bei den ab Ende Mai  2020 
immer häufiger statt findenden Anti-Corona-Demos. Auf 
diesen wurde gegen Corona-Auflagen demonstriert und 
Einflüsse rechter Verschwörungstheorien und demokratie­
feindlicher Tendenzen führten zu einem ernsthaften Ge­
fährdungspotenzial.3 In diesem Zusammenhang kam es 
immer wieder zu gewalttätigen Angriffen gegenüber 
Journalist:innen. Beispielsweise wurde das Team der Sen­
dung Heute Show laut Medienberichten krankenhausreif 
geschlagen. Die zunehmende Gewaltbereitschaft und die 
Allianz aus Anhänger:innen links- und rechtsextremer 
Gruppierungen, Esoteriker:innen und Impfgegner:innen 
wurden daher mit Sorge beobachtet. Zudem wurden Ab­
stands- und Hygieneregeln während dieser Demonstra­
tionen nicht beachtet. Die Politik erschien machtlos hin­
sichtlich tausender demonstrierender Menschen in zahlrei­
chen deutschen Städten. Gleichzeitig bemängelten 
Kritiker:innen in diesem Zusammenhang die unzureichende 
Begründung der Verbote und Grundrechtsbeschränkun­
gen im Zusammenhang mit der Pandemie. Dies führe dazu, 
dass Menschen überfordert seien und erhöhe somit den 
Unmut gegenüber den staatlichen Vorgaben. 

Diskurskoalitionen

Unter einer Diskurskoalition lässt sich eine Gruppe von Ak­
teuren verstehen, die ein soziales Konstrukt teilen (Ha­
jer 1993: 45). Diese können eine bestimmte Sichtweise auf 
ein Problem darstellen und dienen dazu, mehrdeutigen so­
zialen Umständen eine Bedeutung zuzuschreiben. Diese 
Bedeutungszuschreibung durch Konstruktion und Framing 
von politischen Problemen ist ein bedeutender Vorgang im 
politischen Prozess. Akteure versuchen dabei, anderen Ak­
teuren ihre Sichtweise in öffentlichen Debatten zu vermit­
teln: durch Überzeugungskraft oder in manchen Fällen 
auch durch Manipulation oder Machtausübung (Ha­
jer  1993). Im Corona-Diskurs bildeten sich verschiedene 
Diskurskonstellationen heraus und veränderten sich im 
Verlauf der Zeit. Nach einem Rückgang der Fallzahlen im 
Sommer und einer Rückkehr zu einem scheinbar „norma­
len“ Leben spaltete sich die Debatte zum einen in mah­
nende Stimmen, darunter v. a. Politiker:innen, wie Karl Lau­
terbach (SPD), oder Virolog:innen, wie Christian Drosten, 
die mit Blick auf die Gefahr einer „zweiten Welle“ für vor­
sorgende Maßnahmen und härtere Einschränkungen plä­
dierten. Auf der anderen Seite fanden sich politische 

Akteur:innen, die scheinbar unbeirr t eine zweite Infektions­
welle für unwahrscheinlich hielten, diese Szenarien als 
reine Panikmache bezeichneten oder einfach keine Sorgen 
und Ängste verbreiten wollten. 
Die Corona-Debatte spitzte sich zu, als im Herbst 2020 die 
Fallzahlen stark anstiegen und eine exponentielle Wachs­
tumskurve ein schnelles und drastisches politisches Han­
deln nahelegten. Ministerpräsidentenkonferenzen (MPK) 
tagten, konnten sich jedoch nicht auf ein einheitliches Vor­
gehen einigen. Während der Corona-Pandemie hatten 
die MPKs politisch an Bedeutung gewonnen und sollten 
die Maßnahmen wechselseitig abstimmen bzw. sich ver­
ständigen. Kritisch wurde jedoch gesehen, dass bei den 
Beschlüssen die Landesparlamente und der Bundestag 
umgangen wurden.4 Hierbei preschten verschiedene Län­
derchefs wie Markus Söder (CSU) vor, der öffentlichkeits­
wirksam für Bayern strengere Maßnahmen verkündete und 
oft einen bayerischen Sonderweg einging. Im politischen 
Wettbewerb spielten in der Debatte des Öfteren weitere 
Faktoren eine Rolle, wie die Kanzlerkandidatenfrage der 
CDU/CSU oder parteipolitische Positionierungen. Es bil­
deten sich im Verlauf verschiedene Diskursdynamiken her­
aus, etwa durch Statements aus Kreisen um Kanzlerin 
Merkel und RKI-Chef Wieler, welche die Öffentlichkeit in­
formierten und mit Sorge auf den Ernst der Lage hinwiesen, 
jedoch politisch ohnmächtig und handlungsunfähig er­
schienen. Konträre Sichtweisen und Kritik gab es häufig 
aus der Opposition (FDP, AfD und Die Linke), die insgesamt 
den Kurs der Regierung infrage stellten und die Einschrän­
kung der persönlichen Freiheit bemängelten. 
Nachdem sich der „Lockdown light“ als wirkungslos erwie­
sen hatte und die Inzidenzen drastisch anstiegen, wurde 
im Januar 2021 ein zweiter Lockdown beschlossen. Dieser 
wurde nochmals verlängert und anschließend durch einen 
5-Stufen-Plan in Abhängigkeit der Inzidenz erweitert. Die 
nach einer langen Kabinettssitzung Ende März 2021 be­
schlossene „Osterruhe“ erwies sich als Fehler und musste 
von Kanzlerin Merkel mit einer öffentlichen Entschuldigung 
zurückgenommen werden. Nach langer, diskursiver Ausei­
nandersetzung und einer sich zuspitzenden Pandemielage 
kam es dann schließlich zur „Bundesnotbremse“. Diese war 
heftig umstrit ten, sollte jedoch zu einer nachhaltigen Ver­
besserung durch eine kontextbedingte Lagebewertung 
und darauf abgestimmte Maßnahmen führen. Auch bei der 
Debatte über den Patentschutz für Impfungen und die Un­
gerechtigkeiten bei deren Verteilung wurde gestrit ten. 
Diese Debatten spitzten sich zu, als US-Präsident Joe 
Biden verkündete, diesen Patentschutz aufheben zu wol­
len, Kanzlerin Merkel jedoch weiterhin auf diesem be­
stand. Ethisch-moralische Argumente standen dabei wirt­
schaftlich-protektionistischen gegenüber. Die Überlegen­
heit westlicher Industriestaaten traf auf eine „schwache“ 
Diskurskoalition mit Vertreter:innen des globalen Südens, 
auch wenn dieser vermeintliche Vorteil durch den Schutz 
der „eigenen“ Bevölkerung langfristig nicht zu einer globa­
len Ausrottung des Covid-19-Virus führen wird. Besonders 
augenfällig wurde die Gerechtigkeits-Debatte bei den so­
genannten „Masken-Deals“, bei denen Politiker:innen 
nachweislich ihre Position und Macht in dieser Notlage 
ausnutzten und mit Beraterverträgen und Beteiligungen 
große Gewinnsummen einstreichen konnten.  
Zudem zeichnete sich im Zeitverlauf eine zunehmende 
Fragmentierung der Corona-Debatte ab. Kleine, weniger 
„sichtbare“ Diskurse thematisierten gesellschaftlich-
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ethische Probleme und Herausforderungen, wie beispiels­
weise die Entstehung von Ungleichheiten in verschiedenen 
sozialen Milieus. Nur vereinzelt und leise wurde die Last 
der Care-Arbeit und die damit einhergehende Retraditio­
nalisierung der Familienstrukturen angemahnt.5 Die Sozio­
login Jutta Allmendinger prophezeite, dass die Pandemie 
zukünftig nicht nur gesundheitliche und wirtschaftliche 
Probleme erzeugen, sondern auch das Geschlechterver­
hältnis nachhaltig ins Ungleichgewicht bringen würde (All­
mendinger 2021). 
Insgesamt dominierten im Diskurs Akteur:innen, die sich um 
wirtschaftliche Themen gruppierten, wie die Sorge um Um­
satzrückgänge der Industrie durch zu strenge Einschrän­
kungen oder die Befürchtung, dass die finanzielle Lage in 
Deutschland durch milliardenschwere Corona-Hilfszah­
lungen und Kurzarbeitergeld jeglichen Spielraum für zu­
künftige Investitionen zunichtemachen würde. Diese 
„laute“ Debatte verdrängte häufig „leise“ Themen, wie so­
ziale Ungleichheit, Geschlechter- und Generationenkon­
flikte. „Schwache“ Akteur:innen hatten im Diskurs häufig 
keine Stimme oder Aufmerksamkeit und wurden schlicht 
„überhört“. Die Hegemonie starker Diskurskoalitionen vari­
iert meist im zeitlichen Verlauf, jedoch gelingt es manchmal 
vermeintlich „schwachen“ Diskurskoalitionen, durch über­
zeugende Argumente (oder auch nach besonderen Ereig­
nissen und ein dadurch entstehendes Möglichkeitsfenster) 
eine diskursive Hoheit zu erreichen. 

Polarisierung im Diskurs – Fallstricke und Chancen

Wie wir in der Corona-Debatte sehen konnten, kommt es 
bei Themen, die durch Komplexität und Unsicherheit ge­

prägt sind, oft zu polarisierten Meinungen. Politische (Kri­
sen-)Kommunikation erfolgt über verschiedene Massen­
medien: öffentliche und zunehmend auch neue Soziale 
Medien, die unsere Wahrnehmung und Sichtweise stark 
beeinflussen. Akteure im Diskurs tendieren dazu, Informa­
tionen zu bevorzugen, die ihre Weltsicht bestätigen, und 
es bilden sich Gruppen ähnlich denkender Menschen. 
Hinzu kommt bei einem Blick auf die Sozialen Medien, dass 
Algorithmen diese Tendenzen nochmals verstärken und 
die Entstehung von Filterblasen oder Echokammern be­
günstigen. Die Fragmentierung der öffentlichen Aufmerk­
samkeit und eine daraus resultierende Polarisierung der 
Einstellungen und Präferenzen zu bestimmten Themen6 ent­
stehen durch konträre, anscheinend unvereinbare 
Sichtweisen auf ein Thema (Nagel 2015). Ein Beispiel hier­
für ist die Meinung, dass es strikter politischer Maßnahmen 
wie Maskenzwang, Abstandsregeln oder Kontaktverbote 
bedarf, um die Pandemie zu bekämpfen und dieser Prä­
misse persönliche Freiheiten untergeordnet werden sollen. 
Oder die entgegengesetzte Sichtweise, dass die Freiheit 
jedes einzelnen wichtiger sein muss als die Eindämmung 
der Pandemie und der Staat keinerlei einschränkende 
Maßnahmen ergreifen sollte, um die Ansteckungen zu ver­
hindern. Ganz allgemein muss es sich nicht zwingend nur 
um zwei Sichtweisen auf ein Thema handeln, es können 
sich auch mehrere konträr gegenüberstehen. Partielle 
Fragmentierung und Polarisierung sind jedoch nicht per se 
problematisch, im Gegenteil zeugen sie meist von Plurali­
tät und Diversität. Meinungsvielfalt und kritische Stimmen 
abseits des „Mainstreamdiskurses“ sind in einer Demokra­
tie essentiell für die Abwägung politischer Alternativen, 
die Steigerung von politischer Beteiligung und höherer 
Parteiidentifikation (Helms 2016). Ein zu großes Ausmaß an 
Fragmentierung und Polarisierung wird jedoch häufig als 
problematisch und demokratieschädlich gesehen. Das 
grundlegende Misstrauen gegenüber dem politischen 
Gegner und eine damit einhergehende Kompromissunfä­
higkeit könnten dazu führen, dass das demokratische Sys­
tem beschädigt wird (Helms 2016). 
Bei der Corona-Debatte wurde deutlich, dass eine Ausein­
andersetzung mit abweichenden Meinungen wichtig ist, 
es dann jedoch zu klaren und nachvollziehbaren poli­
tischen Beschlüssen kommen muss. Ist dies nicht der Fall, 
besteht die Gefahr, dass Beschlüsse verwässert werden, 
Maßnahmen nicht wirken und der Schaden für die Gesell­
schaft letztendlich größer wird. Paralleldiskurse und Filter­
blasen im Internet bringen eine zusätzliche Gefahr der 
Fragmentierung und fördern damit Polarisierung. Solange 
diese Debatten in der Filterblase nicht überhandnehmen, 
und eine Rückkopplung und Verbindung zur generellen öf­
fentlichen Debatte besteht, ist dies für das demokratische 
politische System unkritisch. Wichtig erscheint jedoch eine 
klare politische Kommunikation, um unsichere sowie kom­
plexe Sachverhalte verständlich und nachvollziehbar dar­
zulegen und Orientierung zu geben. Ein ausgewogenes 
öffentliches Meinungssystem mit starken öffentlich finan­
zierten Medien sowie eine umfassende politische Bildung, 
die bereits die Schule bietet, stellen eine wichtige Grund­
lage dar für eine breite Medienöffentlichkeit mit kritischem 
Journalismus bzw. einer politischen Debattenkultur.

In der Pandemie führen Komplexität und Unsicherheit zu 
polarisierten Meinungen, etwa in der Diskussion um eine 
Maskenpflicht.

picture alliance / CHROMORANGE | Christian Ohde
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Die Bewertung politischer Polarisierung hängt auch stark 
vom Kontext ab. Selbst wenn politische und gesellschaftli­
che Kontextbedingungen günstig sind, kann durch eine zu 
große Polarisierung ein tiefes Misstrauen der Kritiker:innen 
in die Regierung erzeugt werden und zu einer nachhalti­
gen Beschädigung des Vertrauens in das politische Sys­
tem führen. Die Kluft zwischen politischen Entscheidungs­
trägern und politischen Herausforderern würde damit ver­
größert (Helms 2016). Im gewissen Maße jedoch bietet die 
Polarisierung von Diskursen eine Chance, sich mit Sachthe­
men kritisch auseinanderzusetzen und die politische De­
batte in einer stabilen Demokratie zu beleben. 
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Öl ins Feuer: Welche Rolle spielen die Medien 
bei der gesellschaftlichen Polarisierung?
Daniel Stegmann, Christina Viehmann, Nikolaus Jackob, Tanjev Schultz, I lka Jakobs, Oliver Quiring

 
Medien spielen als möglicher Treiber einer Polarisierung 
eine zentrale Rolle. Die Art und Weise, wie sich Gruppen 
medial über Themen informieren oder sich austauschen, 
kann Polarisierung noch verstärken oder, wie häufig 
etwa für die Sozialen Medien angeführt wird, auch eine 
Ursache der Polarisierung darstellen. Die pluralisierte 
Medien- und Informationslandschaft hat zur Folge, das 
Nutzer:innen selektiv und interessensgeleitet Medienin­
halte wählen können. Ob diese Selektionsmechanismen 
zu einer größeren Spaltung der Gesellschaft führen, die­
ser Frage gehen Daniel Stegmann, Christina Viehmann, 
Nikolaus Jackob, Tanjev Schultz, Ilka Jakobs und Oliver 
Quiring von der „Mainzer Langzeitstudie Medienver­
trauen“ nach. Ihre Studie untersucht, wie die Nutzung 
verschiedener Medienangebote gesellschaftspolitische 
Einstellungen bedingt. Dabei legen sie offen, wie sehr 
Polarisierung durch die Auswahl zwischen etablierten 
und alternativen Medien und deren Wahrnehmung be­
dingt ist.�

Grundlagen

Hinführung: Definitionen und Dimensionen von Polarisierung
Polarisierung ist ein komplexes Phänomen, das sich als 
eine Art gesellschaftlicher Spaltung beschreiben lässt, die 
verschiedene Dimensionen aufweisen kann: So können 
sich Gesellschaften etwa entlang ethnischer, religiöser 
oder ökonomischer Trennlinien polarisieren. Der Fokus des 
vorliegenden Beitrags liegt auf der politischen Polarisie­
rung, also auf Formen von Spaltung, „[…] die sich auf der 
Ebene von Werten, Einstellungen und Handlungen indivi­
dueller und kollektiver politischer Akteure bewegen“ 
(Helms 2016: 59).
Üblicherweise wird zwischen drei Arten der politischen Po­
larisierung differenziert: der einstellungsbezogenen, der 
gruppenbezogenen und der wahrgenommenen Polarisie­
rung (Neubaum 2021; Stark et al. 2021). 
	l Einstellungsbezogene Polarisierung beschreibt eine 

Kluft oder Verschärfung der Einstellungen, Haltungen 
oder Meinungen von Bürger:innen (attitude polarization: 
Prior   2013) zu politischen Parteien (party polarization 
oder partisan polarization), Ideologien (ideological pola‑
rization) oder konkreten Themen (issue polarization). 
	l Gruppenbezogene oder affektive Polarisierung (affec‑

tive polarization) bezieht sich auf die Bewertung von 
Gruppen. Hier ist vor allem eine Aufwertung der eige­
nen (politischen) Gruppe und eine Abwertung anderer 
(politischer) Gruppen gemeint (Iyengar et al. 2019). 
	l Weniger stark im öffentlichen Fokus steht schließlich die 

wahrgenommene Polarisierung. Sie beschreibt, inwie­
fern Menschen das Gefühl haben, in einer polarisierten 
Gesellschaft zu leben (Yang et al. 2016). 

Polarisierung kann dabei sowohl Zustand, als auch Prozess 
sein (Helms 2016: 59): Als Zustand beschreibt Polarisierung 
die Distanz bzw. Differenz bezogen auf Einstellungen und/
oder Gruppen zu einem Zeitpunkt, während sie als Prozess 
ein Extremer-werden im wörtlichen Sinne impliziert, also 
eine größer werdende Spaltung über die Zeit. 
Dieser Beitrag untersucht den Zusammenhang zwischen 
der Nutzung verschiedener Medientypen und der Extremi­
tät individueller Einstellungen zu einem bestimmten Zeit­
punkt, also einstellungsbezogene Polarisierung als Zu­
stand. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob sich das Bild einer 
politisch polarisierten Gesellschaft mit der Nutzung von 
Medien und medienbezogenen Einstellungsmustern in 
Verbindung bringen lässt. Zu diesem Zweck werden Daten 
der Mainzer Langzeitstudie Medienvertrauen herangezo­
gen, die seit 2015 kontinuierlich das Vertrauen der 
Bundesbürger:innen die etablierten Medien erhebt. 

Gibt es einen Zusammenhang zwischen der Nutzung 
verschiedener Medientypen und der Extremität bestimmter 
Einstellungen?

Adobe Stock | photokozyr (Ausschnitt)
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Gesellschaftliche Folgen von Polarisierung
Auch wenn Polarisierung häufig als unerwünscht oder als 
Bedrohung für die Demokratie betrachtet wird, gibt es 
durchaus auch positive Folgen von politischer Polarisie­
rung, etwa im Kontext von Wahlen: So wird darauf verwie­
sen, dass Polarisierung von Parteien und Kandidat:innen 
– in dem Sinne, dass sie deutlich voneinander abwei­
chende Positionen ausbilden – eine Steigerung der politi­
schen Beteiligung bewirken kann (Helms  2016:  61–62). 
Den Bürger:innen wird so die Wahlentscheidung erleich­
tert, da sie besser in der Lage sind, politische Standpunkte 
zu identifizieren und mit ihren eigenen Vorstellungen und 
Präferenzen abzugleichen (z.  B. Moral  2017). Polarisie­
rung kann also auch mobilisieren und Partizipation an­
regen.
Gleichwohl fördert „eine nähere Betrachtung“ der 
Wirkungen von Polarisierung „tatsächlich überwiegend 
problematische Aspekte zutage“ (Helms  2016:  60): So 
kann durch Polarisierung tiefes Misstrauen zwischen politi­
schen Gegner:innen entstehen, welches „Kompromisse, 
die für Demokratien existenziell sind, erschwert und im Ex­
tremfall unmöglich macht“ (Stark et al. 2021: 308). Zudem 
besteht die Gefahr, dass sich politische Haltungen über 
ein demokratietheoretisch akzeptables Maß hinaus radi­
kalisieren (Sunstein 2001). Gemeint ist damit unter ande­
rem das Verstummen ziviler demokratischer Kommunika­
tion, die Zunahme an Hassrede, die Diffamierung der poli­
tischen Gegenseite bis hin zu ausgeprägter Feindseligkeit 
oder schlimmstenfalls ein Ausbruch von Gewalt. Im Extrem­
fall kann sich eine Art „Syndrom“ herausbilden, also Brüche 
entlang politischer Themen, Ideologien und Einstellungen 
zu Gruppen, die zumindest teilweise mit einer zunehmend 
ablehnenden Haltung gegenüber eingespielten politi­
schen Prozessen und gesellschaftlichen Institutionen, Un­
zufriedenheit mit der Demokratie und einer zynischen Hal­
tung gegenüber Medien und dem politischen System an 
sich einhergehen können (z. B. Cappella/Jamieson 1997; 
Jackob et al. 2019). 

Mögliche Einflüsse von Medien auf politische Polarisierung
Die Medien werden häufig als ein Treiber politischer Pola­
risierung identifiziert (Barberá 2020; Neubaum 2021). Die 
Kombination aus dem verfügbaren Medienangebot und 
psychologischen Prozessen bei den Mediennutzer:innen 
kann zu einem Kommunikationsverhalten führen, das aus 
dem Blickwinkel der Demokratietheorie problematisch ist 
und eine nähere Betrachtung des Zusammenhangs von 
Mediennutzung und Polarisierung erfordert (Neu­
baum 2021). 
Die Digitalisierung hat eine Medienumwelt hervorge­
bracht, die als „high-choice media environment“ (van Aelst 
et al. 2017) beschrieben wird. Anders als in allen früheren 
Epochen haben Bürger:innen heute einen quasi unbe­
schränkten Zugang zu einer Vielzahl an Informationsquel­
len und Medien. Damit gehen einige Änderungen im Nut­
zungsverhalten und einige mögliche Medienwirkungen 
einher: Zunächst erleichtert das vielfältige Medienange­
bot eine stark interessengeleitete Auswahl, was mit dem 
Prinzip des selective exposure erklärt wird. Gemeint ist die 
Neigung von Mediennutzer:innen, Nachrichtenangebote 
auszuwählen und Inhalte zu konsumieren, die im Einklang 
mit ihren persönlichen Interessen und Präferenzen stehen 
(für Details siehe Neubaum 2021: 4–6; Stroud 2017). Se­
lektive Mediennutzung hat auch einen weiteren, ganz 

praktischen Grund: Je zahlreicher, vielfältiger und damit 
unübersichtlicher das verfügbare Angebot wird, desto 
eher sind die Nutzer:innen dazu gezwungen, aktiv Aus­
wahlentscheidungen zu treffen (van Aelst et al. 2017: 7). 
Im Kontext der beschriebenen Medienumwelt befürchten 
manche Autor:innen nun eine Spaltung der Gesellschaft 
entlang politischer Präferenzen. Für die USA etwa identifi­
zierten die Politikwissenschaftler Lance Bennett und Shanto 
Iyengar (2008: 723) eine Zunahme von partisan polariza‑
tion. Diesem Szenario zufolge tendieren die Anhänger:innen 
der republikanischen und der demokratischen Partei dazu, 
nur noch Informationen aus Medien, die ihrer parteipoli­
tischen Ausrichtung entsprechen, auszuwählen – für 
Republikaner:innen beispielsweise Fox News, für 
Demokrat:innen ABC oder NBC (Newman et al. 2017) –, 
während die Quellen und Argumente der Gegenseite 
gemieden werden. Diese einseitige Mediennutzung würde 
die vorhandenen Einstellungen der Nutzer:innen bestäti­
gen und verstärken, was die inhaltliche und psychologische 
Kluft zwischen den Anhänger:innen der Parteien noch ver­
tieft (de Benedictis-Knesser et al. 2019; Stroud 2010). Aller­
dings zeigt sich dieser Zusammenhang außerhalb der USA 
maximal in Ansätzen, was vor allem darauf zurückgeführt 
wird, dass das Zweiparteiensystem der USA politischer Po­
larisierung deutlich zuträglicher ist als die europäischen 
Mehrparteiensysteme (z. B. Trilling et al. 2017). Der Vielfalt 
und Zusammensetzung des deutschen Mediensystems wer­
den viele US-spezifische Befunde nicht gerecht. So spielen 
z. B. offen parteinahe Medien hierzulande kaum eine Rolle. 
Daher wird im Folgenden Deutschland in den Mittelpunkt 
gerückt.

Spezifika deutscher Medien und mögliche Folgen für 
Polarisierung
Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist in Deutschland 
höchstrichterlich dazu verpflichtet, eine integrative Rolle 
für die Gesellschaft einzunehmen (Bundesverfassungsge­
richt 1971). Konkret bedeutet das, dass öffentlich-rechtli­
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che Medien wie ARD und ZDF dazu verpflichtet sind, ein 
vielfältiges und ausgewogenes Medienangebot bereitzu­
stellen, das die Interessen, Präferenzen und politischen 
Meinungen möglichst aller Bevölkerungsgruppen abbildet 
(Serong 2011; Steiner et al. 2019). Idealtypisch ermöglicht 
diese Art der Berichterstattung eine ausgewogene Mei­
nungsbildung, die die verschiedenen Gruppen der Gesell­
schaft zusammenführt und Spaltungen vorbeugt (Bos 
et al.  2016). Öffentlich-rechtliche Medien sind demnach 
strukturell darauf ausgelegt, Polarisierung zu vermeiden.
Zwar sind Qualitätszeitungen wie die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung oder die Süddeutsche Zeitung rechtlich nicht an der­
artige Vorgaben gebunden. Empirische Untersuchungen 
zeigen jedoch, dass ihre Berichterstattung ähnlich vielfältig 
und ausgewogen wie die des öffentlich-rechtlichen Rund­
funks ist (z.  B. Magin  2019; de  Vreese et  al.  2016; 
Steiner 2020), so dass auch für diese Medien ein depolari­
sierendes Potenzial angenommen werden kann.
Das Gegenstück zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk und 
Qualitätszeitungen stellen alternative Medien dar. Im Fo­
kus stehen dabei sogenannte „dark alternatives” (Schwar­
zenegger 2021: 101), ein relativ neuer Medientyp, der sich 
selbst als anti-systemische Fundamentalopposition zum 
Mainstream von Medien, Politik und Gesellschaft versteht 
(Holt et  al.  2019; Schweiger  2017). Diese überwiegend 
sehr weit rechts von der politischen Mitte positionierten 
Medien greifen strategisch Themen oder Standpunkte auf, 
die ihrer Wahrnehmung nach marginalisiert sind. Außer­
dem vertreten sie Anti-Establishment-Positionen und radi­
kale Sichtweisen, verbreiten Verschwörungstheorien und 
bedienen antisystemische Narrative (Barnidge/Pea­
cock 2019; Boberg et al. 2020; Holt et al. 2019; Schwar­
zenegger 2021). Darüber hinaus treten viele von ihnen als 
lautstarke Medienkritiker:innen auf, die den medienzyni­
schen „Lügenpresse“-Vorwurf verbreiten (Figenschou/Ihle­
baek 2019; Schweiger 2017). 
Demokratietheoretisch problematisch sind solche Medien­
inhalte, weil sie die Demokratie zu delegitimieren versu­

chen: Eine zynische Geisteshaltung ist geprägt von einer 
undifferenzierten, fundamentalen Opposition gegenüber 
demokratischen Prozessen und Institutionen. Medienzyni­
ker:innen lehnen die etablierten Medien pauschal ab und 
bewerten ihre Berichterstattung als systematisch verzerrt 
oder frei erfunden. In diesem Zuge wird den Medien mit 
dem „Lügenpresse“-Vorwurf unterstellt, die öffentliche 
Meinung bewusst manipulieren zu wollen und dafür mit 
politischen Akteuren konspirativ zusammenzuarbeiten 
(Jackob et al. 2019). Aktuelle Forschungsarbeiten zeigen 
eine Spaltung der Gesellschaft in eine kleinere Gruppe 
von Medienzyniker:innen und ein Gros an Nicht-
Zyniker:innen (Jackob et al. 2019; Jakobs et al. 2021). Alter­
native Medien1 könnten dieser Spaltungstendenz durch 
ihren medienkritischen Tenor zusätzlichen Schub verlei­
hen. Daher wird ihnen ein polarisierendes Potenzial zuge­
sprochen (Prior 2013; Schweiger 2017). 
Weniger eindeutig als bei Qualitäts- und alternativen Me­
dien fallen die Vermutungen bei Boulevardmedien und 
dem Privatfernsehen aus. Hier ist die Berichterstattung ge­
nerell qualitativ weniger anspruchsvoll und von Sensatio­
nalismus, Emotionalität, einer Affinität zum Populismus und 
Negativität geprägt (Magin  2019). Eine negative, pau­
schal (über-)kritische Tonalität steht im Verdacht, die Ein­
stellungen der Bürger:innen zu polarisieren (Cappella/Ja­
mieson 1997; Wu/Shen 2020). Zwar berichten das Privat­
fernsehen und Boulevardmedien insgesamt etwas negati­
ver als bspw. der öffentlich-rechtliche Rundfunk (de Vreese 
et al. 2016), jedoch sind die Unterschiede nicht allzu groß 
(siehe auch Steiner  2020; Steiner et  al.  2019). Dennoch 
kann man vorsichtig vermuten, dass die Nutzung dieser 
Medientypen Polarisierung verstärken kann.
In der öffentlichen Diskussion wird außerdem Sozialen 
Medien immer wieder unterstellt, verantwortlich für politi­
sche Polarisierung zu sein. Zu dieser Sichtweise haben ein­
gängige Metaphern wie die „Filterblase“ (Pariser  2011) 
oder die „Echokammer“ (Sunstein 2001) beigetragen. Sie 
beschreiben, wie Nutzer:innen Sozialer Netzwerke durch 
Personalisierungsalgorithmen in Informationsumgebun­
gen hineingezogen werden, in denen ihnen ausschließlich 
Inhalte begegnen, die mit den eigenen Einstellungen und 
Meinungen konform sind (Stark et al. 2021). Damit werde 
die psychologische Neigung der Nutzer:innen zur selekti­
ven Nutzung und Wahrnehmung von Inhalten auch seitens 
des Angebots verstärkt. Mit Blick auf Polarisierung wird 
insbesondere vor Echokammern gewarnt, in denen sich 
gleichgesinnte Nutzer:innen nur untereinander austau­
schen, sich gegenseitig ihrer Meinungen versichern und in 
eine Radikalisierungsspirale geraten, die zu Polarisierung 
führt. Es ist jedoch unklar, wie weit verbreitet Filterblasen 
und Echokammern tatsächlich sind (z. B. Stark et al. 2021). 
Folglich ist es derzeit eine offene Frage, inwiefern Soziale 
Medien zu Polarisierung beitragen (vgl. Barberá  2020): 
Manche, hauptsächlich US-basierte, Studien ermitteln ei­
nen positiven Zusammenhang (z. B. Bail et al. 2018), an­
dere finden keinen oder sogar einen negativen Zusam­
menhang (z. B. Anspach 2017; Beam et al. 2018) – also, 
dass die Nutzung Sozialer Medien sogar mit weniger Po­
larisierung einhergeht.

Die heutige Vielfalt an Medien 
und Informationsquellen 
bedeutet eine selektive 
Mediennutzung. Diese wird 
häufig mit einer Polarisierung 
in Verbindung gebracht.

Adobe Stock / Wellphoto
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Untersuchung

Methodischer Ansatz
Um zu untersuchen, ob Medien zur Polarisierung in der Ge­
sellschaft beitragen, stützen wir uns auf eine Befragung 
von 1.207 Personen, die repräsentativ für die deutsche Be­
völkerung ab 18 Jahren sind. Die Umfrage wurde telefo­
nisch im Herbst 2020, kurz nach Beginn des zweiten lan­
desweiten Lockdowns, vom Marktforschungsinstitut IFAK 
im Auftrag der Forschungsgruppe der Mainzer Langzeit­
studie Medienvertrauen durchgeführt. Um herauszufin­
den, ob Medien in Deutschland zur gesellschaftlichen Po­
larisierung beitragen, wurden zwei konkrete Untersu­
chungsperspektiven eingenommen: 
Wir schauen uns erstens an, inwiefern es mit Blick auf zent­
rale gesellschaftspolitische Einstellungen und Perspekti­
ven einen Unterschied macht, welche Medien die Men­
schen zur aktuellen Information nutzen. Hier unterscheiden 
wir eine ganze Bandbreite an verschiedenen Medienan­
geboten: Öffentlich-rechtliches Fernsehen wie z.  B. ARD 
oder ZDF, privates Fernsehen wie z.  B. RTL oder Pro7, 
deutschlandweite Tageszeitungen wie z.  B. Süddeutsche 
Zeitung oder Frankfurter Allgemeine Zeitung, Boulevardzei­
tungen wie z. B. Bild oder der Kölner Express, alternative 
Nachrichtenseiten wie z.  B. politically incorrect, compact 
oder Russia Today, Soziale Netzwerke wie Facebook oder 
Instagram oder Nachrichten in Gruppen auf Messenger-
Diensten wie WhatsApp und Telegram. 
Wir betrachten in einem zweiten Schrit t, wodurch sich eine 
besondere Gruppe auszeichnet, nämlich jene Menschen, 
die den Medien tiefsitzendes Misstrauen entgegenbringen 
– sogenannte Medienzyniker:innen. Diese Personen stim­
men folgenden Aussagen im Durchschnitt mindestens zum 
Teil oder sogar eher zu:
	l „Die Medien und die Politik arbeiten Hand in Hand, um 

die Bevölkerungsmeinung zu manipulieren.“
	l „Die Bevölkerung in Deutschland wird von den Medien 

systematisch belogen.“
	l „Die Medien sind in der Bundesrepublik lediglich ein 

Sprachrohr der Mächtigen.“
	l „Die Medien untergraben die Meinungsfreiheit in 

Deutschland.“
Insgesamt weisen die Deutschen hier auf einer Skala von 
1 bis 5 nur moderate Werte auf – im Mittel 2,26. In unserer 
Analyse fokussieren wir konkret jene 25 Prozent der Perso­
nen, die im Durchschnitt über diese vier Fragen die höchs­
ten Werte aufweisen. 
Für beide Analysen prüfen wir jeweils, wie sich die politi­
schen Einstellungen und gesellschaftlichen Perspektiven 
der Menschen unterscheiden. Die eigentlich interessieren­
den Zusammenhänge zwischen Mediennutzung und poli­
tischen Einstellungen werden dabei in jeder Analyse mit 
Blick auf Alter, Geschlecht, Bildung und die Wohnregion 
der Menschen kontrolliert, um sicherzustellen, dass die Be­
funde nicht durch überlagernde Effekte der Soziodemo­
graphie falsch interpretiert werden. 

Befunde
Zunächst betrachten wir, wie die Nutzung verschiedener 
Medienangebote zur aktuellen Information mit verschie­
denen gesellschaftspolitischen Einstellungen zusammen­
hängt. Um die Nutzung der Medienangebote zu erfragen, 
konnten die Befragten angeben, ob sie die acht untersuch­
ten Medienangebote „nie“, „seltener als einmal im Monat“, 

„ein- oder mehrmals im Monat“, „ein- oder mehrmals pro 
Woche“ oder „täglich bzw. fast täglich“ nutzen. Die Einstel­
lungen und Perspektiven wurden jeweils auf einer fünfstufi­
gen Skala von 1 („trif f t überhaupt nicht zu“) bis 5 („trif f t voll 
und ganz zu“) erfasst. 
Die Auswertungen legen eine Polarisierung entlang einzel­
ner Mediennutzungsmuster nahe: Menschen, die öffent­
lich-rechtliches Fernsehen nutzen, um sich bei aktuellem 
Geschehen zu informieren, haben tendenziell eine höhere 
Demokratiezufriedenheit (Tabelle 1). Sie nehmen den ge­
sellschaftlichen Zusammenhalt stärker wahr, sind weniger 
politikverdrossen und lehnen politisch motivierte Gewalt 
etwa gegen Journalist:innen ab. Auch sind sie mit der Be­
richterstattung über die Corona-Pandemie tendenziell zu­
friedener und geben auch eine höhere Bereitschaft zu 
Protokoll, sich gegen Corona impfen zu lassen. Wer öffent­
lich-rechtliches Fernsehen zu Informationszwecken nutzt, 
lehnt schließlich auch Verschwörungsmythen aller Art eher 
ab. 
Fast identisch ist das Bild für die regelmäßige Nutzung von 
überregionalen Tages- bzw. Qualitätszeitungen: Auch un­
ter den Nutzer:innen der Tagespresse finden sich über­
durchschnittlich viele Menschen mit hoher Demokratiezu­
friedenheit und einem starken Empfinden gesellschaftli­
chen Zusammenhalts. Sie zeigen eine hohe Impfbereit­
schaft, haben die Corona-Berichterstattung der Medien 
eher positiv aufgenommen und lehnen Verschwörungs­
mythen größtenteils ab.
Diese beiden Gruppen, die regelmäßigen Rezipient:innen 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und der überregiona­
len Tageszeitungen, waren auch in früheren Wellen der 
Mainzer Langzeitstudie Medienvertrauen gewissermaßen 
der eine Pol der Diskussion: der mit der höchsten Medien- 
und Politikzufriedenheit und der schwächsten Tendenz zur 
Politikverdrossenheit oder zum Medienzynismus (z.  B. 
Jackob et al. 2019). 
Den anderen Pol der Skala besetzen Menschen, die ihre 
aktuellen Informationen bevorzugt aus alternativen Me­
dienquellen wie Russia Today, aus sozialen Netzwerken 
wie Facebook oder aus Messengerdiensten wie Telegram 
beziehen: Nutzer:innen alternativer Nachrichtenseiten 
etwa weisen eine niedrige Demokratiezufriedenheit auf, 
sind tendenziell politikverdrossener und haben das Ge­
fühl, dass die Gesellschaft, in der sie leben, nicht von sozia­
lem Zusammenhalt geprägt ist. Ihre Impfbereitschaft ist 
niedrig, sie lehnen das bisherige Corona-Management 
der Politik als zu einschneidend ab und sehen bei der Co­
rona-Berichterstattung der Medien einige Mängel – vor 
allem war sie ihrem Eindruck nach zu einseitig und wider­
sprüchlich. Auch neigen sie punktuell dazu, Verschwö­
rungserzählungen Glauben zu schenken, vor allem dem 
Mythos, die USA hätten die Anschläge am 11. September 
2001 selbst inszeniert und der US-Milliardär Bill Gates 
wolle durch Impfungen Chiptechnologie in Menschen im­
plantieren. 
Noch radikalere Positionen nehmen Nutzer:innen von 
Messengerdiensten ein, deren Profil dem der 
Rezipient:innen von alternativen Medien ansonsten sehr 
ähnelt: Sie haben ein gesteigertes Verständnis für Gewalt 
gegenüber Politiker:innen, eine negativere Einstellung ge­
genüber der medialen Corona-Berichterstattung und 
glauben eine größere Anzahl an Verschwörungsmythen. 
Schwächer als in beiden vorgenannten Gruppen schlagen 
die Indikatoren für Menschen aus, die vorrangig soziale 
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Medien für Informationen konsumieren. Sie tendieren zwar 
in die Richtung derer, die vorrangig Messengerdienste 
oder alternative Medien nutzen, die Ausschläge sind je­
doch nicht ganz so stark bzw. konsistent.
Wollte man nun das Panorama der gesellschaftlichen Po­
larisierung entlang der Mediennutzung bis zu diesem 
Punkt der Analyse beschreiben, wären zwei Pole erkenn­
bar, die im ideologischen Kern klar definierbar sind und 

deren Angehörige je nach Mediennutzungsmuster mehr 
oder weniger nah am Pol stehen: Auf der einen Seite finden 
sich diejenigen, die bevorzugt etablierte Medien nutzen 
und dem Mediensystem und seinen Leistungen sehr posi­

Tabelle 1
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tive Einstellungen entgegenbringen sowie der Demokratie 
und deren Institutionen vertrauen. Auf der anderen Seite 
stehen diejenigen, die nicht-etablierte Medien nutzen, mit 
Zynismus auf deren Inhalte und Leistungen schauen sowie 
der Demokratie und deren Institutionen nicht trauen. Beide 
Gruppen unterscheiden sich bei ihrer Einschätzung der 
Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie, in ihrer Impf­
bereitschaft, in ihrer Haltung zur Medienberichterstattung 
über die Pandemie und in ihrer Tendenz, Verschwörungs­
mythen zu glauben. 
Dieses klare Muster, das sich in ähnlicher Form auch schon 
in früheren Wellen der Studie abzeichnete und dort als 
Ausweis gesellschaftlicher Polarisierung gewertet wurde 
(Jackob et al. 2019), wird durch die Nutzer:innen des Pri­
vatfernsehens und der Boulevardzeitungen – in durchaus 
überraschender Weise – ergänzt: Wer private Fernseh­
sender zur Informationsversorgung nutzt, weist tendenziell 
eine niedrige Demokratiezufriedenheit und eine hohe Poli­
tikverdrossenheit auf und glaubt eher nicht, in einer Gesell­
schaft mit hohem sozialem Zusammenhalt zu leben. Zu­
gleich finden diese Personen, die Eindämmung der Co­
rona-Pandemie habe zu hohe (Freiheits-)Kosten und die 
Berichterstattung über die Pandemie sei nicht sonderlich 
vertrauenswürdig. Verschwörungsmythen sind sie eher ab­
geneigt. Damit sind sie nicht ganz so klar den beiden zuvor 
herausgearbeiteten Polen zuzuordnen. 
Ein besonderer Ausreißer, der eine solche Zuordnung hin­
sichtlich des Spektrums der Polarisierung ebenfalls er­
schwert, ist die Gruppe derer, die intensiv Boulevardme­
dien zur Informationsversorgung nutzen. Diese Gruppe 
äußert nur in wenigen Punkten dezidierte Ansichten, je­
doch sind diese vergleichsweise unkonventionell: Wer z. B. 
die BILD-Zeitung und ähnliche Titel regelmäßig als Infor­
mationsquelle nutzt, zeigt zwar keine besonderen Tenden­
zen in Richtung Demokratiezufriedenheit oder Politikver­
drossenheit, neigt aber auf niedrigem Niveau dazu, Ge­
walt gegenüber Politiker:innen und Journalist:innen als le­
gitim zu erachten. Zugleich nimmt besonders diese 
Nutzungsgruppe die Corona-Berichterstattung als einsei­
tig und übertrieben wahr. 
Sieht man von diesen beiden etwas schwerer zuzuordnen­
den Gruppen ab, lässt sich insofern eine Polarisierung er­
kennen, als dass Nutzer:innen etablierter Medien in vielen 
Meinungen und Einstellungen diametral einer neu entstan­
denen Gruppe von Menschen gegenüberstehen, die ent­
weder alternative Medien zur Informationsversorgung nut­
zen oder viele ihrer Informationen über Messengergrup­
pen erhalten. In geringerem Ausmaß gilt das auch für Infor­
mationen, die die Menschen über Soziale Netzwerke wie 
Facebook oder Instagram erhalten. 

In früheren Studien haben wir diejenigen Menschen, die 
wir als besonders ablehnend gegenüber dem medialen 
Mainstream identifiziert haben, medienzynisch genannt 
(Jackob et al. 2019). Um einen konkreteren Einblick in die 
Gedankenwelt dieser Menschen zu erhalten, die wesent­
lich jenen Pol ausmachen, der dem etablierten Mediensys­
tem und den demokratischen Institutionen, Akteuren und 
Prozessen feindselig gegenübersteht, haben wir in einem 
zweiten Schrit t den Versuch unternommen, diese Men­
schen näher zu charakterisieren. Hierzu vergleichen wir 
die Eigenschaften derjenigen Menschen, die besonders 
zynisch sind (320 Befragte), mit jenen, die sich nicht dezi­
diert zynisch geäußert haben (883 Befragte). 
Zunächst sieht man, dass sich unter den Medien­
zyniker:innen mehr Männer als Frauen finden (Tabelle 2). 
Auch sind sie in den ostdeutschen Bundesländern prozen­
tual überrepräsentiert, vergleicht man sie mit ihrem Anteil in 
Westdeutschland. Ihr Bildungsgrad ist deutlich niedriger 
als der jener Menschen, die keine negativ-zynische Sicht 
auf die Medien einnehmen: 47 Prozent von ihnen sind for­
mal niedrig gebildet, 19 Prozent hoch – bei denjenigen mit 
einer nicht-zynischen Einstellung gegenüber den etablier­
ten Medien weisen nur 30 Prozent eine formal niedrige Bil­
dung auf, 39  Prozent sind hoch gebildet. Im Alter unter­
scheiden sie sich nur geringfügig; die Zyniker:innen schei­
nen jedoch im Schnitt ein bisschen älter zu sein als ihr Ge­
genpol.
Interessanter als die demographische Verteilung ist der 
Blick auf die politischen Einstellungen dieser Gruppe, die 
wir als einen Treiber der Polarisierung beschreiben. Mit­
hilfe von Mittelwertvergleichen haben wir die Zynischen 
und Nicht-Zynischen miteinander verglichen. Bei all den 
genannten Einstellungen und Perspektiven konnten die Be­
fragten auf einer Skala von 1 („trif f t überhaupt nicht zu“) bis 
5 („trif f t voll und ganz zu“) antworten. Dabei wurden die 
zuvor betrachteten Faktoren Alter, Geschlecht, Bildung 
sowie Wohnregion erneut als Kontrollfaktoren berücksich­
tigt.
Medienzynische Menschen nutzen weniger häufig das öf­
fentlich-rechtliche Fernsehen und die Tageszeitungen und 
verlassen sich bei ihrer Informationsnutzung viel stärker 
auf privates Fernsehen, alternative Nachrichtenseiten, 
Soziale Netzwerke, Videoplattformen und Messenger­
dienste als nicht-zynische Personen (Tabelle 3). Hier spie­
gelt sich der zuvor ausgebreitete Befund der Polarisierung 
entlang der Mediennutzung. 
Differenziert werden die Befunde durch eine ganze Reihe 
weiterer Einstellungsmuster, die ein Schlaglicht auf die 
Gedankenwelt derer werfen, die eine besondere Rolle in 
der Polarisierung zu spielen scheinen: Wer die Arbeit der 

Tabelle 2
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etablierten Medien pauschal ablehnt, diese nicht oder mit 
zynischem Blick nutzt und ihre Leistungen und Funktionen 
in Abrede stellt, vertraut tendenziell auch weniger der me­
dialen Darstellung des Islam in Deutschland und der Be­
richterstattung über den Klimawandel oder die Corona-
Pandemie. An diesen drei zentralen Diskurs-Themen der 
letzten Jahre lässt sich die tiefe ideologische Spaltung 
zwischen den von uns zynisch genannten Medien­
nutzer:innen und dem Rest des Publikums anschaulich illus­
trieren: Sie lehnen die Art und Weise, wie die etablierten 
Medien über Muslime, den Klimawandel und die Pande­
mie berichtet haben, statistisch hochsignifikant und, er­
kennbar am großem Mittelwertunterschied, besonders 
stark ab – ganz anders als diejenigen, die ihre zynische 
Sicht auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk und/oder die 
Zeitungen nicht teilen. 
Es verwundert kaum, dass die Unterscheidung zwischen 
diesen beiden Gruppen auch zu heftigen Ausschlägen bei 
einschlägigen Vertrauensindikatoren führen: Die medien­
zynischen Personen in unserer Studie vertrauen allen Expo­
nenten der etablierten Medien zum Teil drastisch weniger 
als die nicht-zynischen Personen – die Unterschiede sind 
im Mittelwertvergleich stark und hochsignifikant: Den eta­
blierten Medien wird durchgängig weniger vertraut, alter­
native und Soziale Medien hingegen erhalten viel mehr 
Vertrauen, als unter denjenigen, die keine medienzynische 
Einstellung vertreten. 
Hier ist ein Bruch in der Mediennutzung entstanden, der 
mit zwei verschiedenen Wahrnehmungs- und Erlebenswel­
ten einhergeht, die ihrerseits zur Polarisierung beitragen. 
Erkennen kann man dies an einer Vielzahl an Positionen, 
die für medienzynische Menschen charakteristisch sind 
und die sie von den nicht-zynischen Menschen und dem 
gesellschaftlichen Durchschnitt abheben: So empfinden 
sie etwa den gesellschaftlichen Zusammenhalt als gerin­
ger und befürworten weit häufiger Gewalt z. B. gegen An­
dersdenkende, Politiker:innen und Journalist:innen. Auch 
fühlen sie sich von Politiker:innen missachtet, denen sie un­
terstellen, dass diese sich nicht darum kümmerten, was 
Leute wie sie selbst dächten. Die Corona-Berichterstattung 
der Medien kam ihnen einseitig, übertrieben und wider­
sprüchlich vor. Sie finden, dass zu viel über Corona berich­
tet wurde, andere Themen und Aspekte ausgelassen wur­
den und die Berichterstattung insgesamt nicht hilfreich 
war. Die meisten politischen Maßnahmen lehnen sie ab, 
darunter die Kontakt- und Freiheitseinschränkungen und 
sie finden, dass der Preis zur Bekämpfung der Pandemie zu 
hoch war. Und schließlich schenken sie allen relevanten 
Verschwörungsmythen tendenziell eher Glauben als die 
nicht-zynischen Personen in unserer Studie. 

Zusammenfassung und Fazit

Im Mittelpunkt des Beitrages stand die Frage, ob sich das 
in den letzten Jahren verfestigte Bild einer politisch polari­
sierten Gesellschaft mit der Nutzung von Medien und me­
dienbezogenen Einstellungsmustern in Verbindung brin­
gen lässt. Die Vermutung lautete, dass die Nutzung ver­
schiedener Medien Folgen für den Polarisierungsprozess 
hat. Diese Vermutung wird – bei aller Vorsicht, die solche 
querschnittlichen Betrachtungen zu einem Zeitpunkt sowie 
die Limitationen von Telefonbefragungen abnötigen – im 
Großen und Ganzen bestätigt: Die Nutzung des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks und die Lektüre von Qualitätszeitun­
gen hängt mit moderaten Einstellungen und mit einer ho­
hen Unterstützung für das politische System zusammen – 
hier kann man eine depolarisierende Wirkung vermuten. 
Für die Nutzung von alternativen Medien und Messenger­
diensten gilt das Gegenteil. Die Nutzung von Boulevard­
medien und privatem Rundfunk scheint nicht unmittelbar zu 
systematischer Polarisierung beizutragen, depolarisie­
rend sind diese Nutzungsmuster jedoch ebenfalls nicht. 
Die vergleichende Betrachtung von medienzynischen und 
nicht-zynischen Menschen unterstreicht und ergänzt die 
Befunde und legt den Schluss nahe, dass sich unter denen, 
die in der bisherigen gesellschaftlichen Polarisierung zum 
systemkritischen bzw. -zynischen Extrem neigen, beson­
ders viele Menschen zu finden sind, die etablierte Medien 
ablehnen und mit Verachtung auf mediale und politische 
Akteure, Institutionen und Prozesse schauen. Auch vertre­
ten diese Menschen häufig politische Positionen, die 
gleichsam von sogenannten Corona- und 
Klimaleugner:innen und Islamkritiker:innen vertreten wer­
den. Ob diese und weitere Einstellungen und Positionie­
rungen eine Folge der Mediennutzung sind oder ob die 
vom Mainstream abweichende Mediennutzung aus den 
extremeren politischen Ansichten resultiert, lässt sich auf 
Basis der vorliegenden Daten jedoch nicht abschließend 
klären. Plausibel ist die Annahme, dass sich entsprechende 
Einstellungen und die Nutzung bestimmter Medien gegen­
seitig stützen und verstärken können.
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ANMERKUNGEN

1	 An dieser Stelle muss differenzierend angemerkt werden, dass alter­
native Medien nicht gleich alternative Medien sind. Eine klare Definition 
ist aufgrund der Vielfalt der Angebote, die unter diesen Begriff fallen, 
schwierig (vgl. Holt et al. 2019). Neben den überwiegend rechtsalterna­
tiven, zynischen Medien, die im Fokus dieses Beitrags stehen, gibt es noch 
solche Typen, die demokratietheoretisch mitunter wichtige Korrekturfunk­
tionen einnehmen. 

Die Kommunikationswissenschaftler:innen Daniel Steg‑
mann, Dr.  Christina Viehmann, PD  Dr.  Nikolaus Jackob, 
Prof. Dr. Tanjev Schultz, Dr. Ilka Jakobs und Prof. Dr. Oliver 
Quiring arbeiten am Institut für Publizistik an der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz an der „Mainzer Langzeitstu‑
die Medienvertrauen“. Das Projekt untersucht langfristig die 
Entwicklung des Medienvertrauens und dessen Determi‑
nanten, die Verbreitung von Verschwörungstheorien, die 
Prävalenz von gerechtfertigter und konspirativer Medien‑
kritik (u. a. „Lügenpresse“-Vorwürfe) sowie den Wandel von 
Meinungsbildungsprozessen, die sich durch Digitalisierung 
von Kommunikation ergeben. Seit der Pilotstudie 2008 wur‑
den sieben Wellen der Studie erhoben (Stand: September 
2021), seit 2015 finden die Erhebungen jährlich statt.
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Gesellschaftliche und  
parteipolitische Polarisierung 
Uwe Wagschal, Sebastian Jäckle 

 
Wie lässt sich die politische Polarisierung in Deutschland 
beurteilen? Beobachtungen der jüngeren Zeit deuten da­
rauf hin, dass die politische Zustimmung eine Ausfransung 
von der Mitte hin zu den Rändern der Parteienlandschaft 
erkennen lässt. Um diese Beobachtung abzugleichen, 
differenzieren Uwe Wagschal und Sebastian Jäckle in 
ihrem Beitrag zunächst zwischen einer gesellschafts- und 
parteipolitischen Dimension von Polarisierung. Sie prä­
sentieren erstens unterschiedliche Erhebungen, die ge­
sellschaftspolitische Polarisierungen im Vertrauen ge­
genüber Medien und politische Institutionen offenlegen. 
Zweitens wenden sie sich der Entwicklung parteipoliti­
scher Polarisierungen zu und erläutern die bundesdeut­
sche Position im internationalen Vergleich. Während die 
Corona-Pandemie keine nennenswerten Verschiebun­
gen in Vertrauen oder Skepsis gegenüber etablierten 
Medien und Parteien erkennen lässt, zeichnen die lang­
fristigen Erhebungen und Vergleiche ein anderes Bild. 
Gerade im internationalen Vergleich der parteipoliti­
schen Polarisierungen lässt sich erkennen, dass auch in 
Deutschland die Polarisierung zunimmt.�

Einleitung

Die Polarisierung der Gesellschaft nimmt seit Jahren zu, 
wie aktuelle Umfrageergebnisse zeigen (Back et al. 2021). 
Augenscheinlich hat sich die Stimmung im Land die letzten 
Jahre massiv verändert. In kurzer Folge haben Streit the­
men wie die Finanzkrise (2009–2012), die Eurokrise (ab 
2010), die Flüchtlingskrise (ab 2015) sowie die Umwelt- und 
Klimakrise die gesellschaftlichen Spannungen und Kon­
flikte verstärkt. Seit Jahren steigen zudem links- und rechts­
extremistische Straftaten in Deutschland an. So weist der 
Verfassungsschutzbericht von 2020 1237  linksextremisti­
sche und 1023 rechtsextremistische Gewalttaten für 2020 
aus (Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei­
mat 2021). Hinzu kommen steigende Zahlen beim islamis­
tischen Extremismus und Terror sowie im Zuge der Corona-
Proteste die sogenannten „Querdenker“, die teilweise 
ebenfalls militante Aktionsformen anwenden. 
Die Corona-Pandemie kann als Katalysator dieses Prozes­
ses aufgefasst werden. Zahlreiche Demonstrationen, mit­
unter gewalttätige Proteste, die Verlagerung des Diskurses 
in untereinander nicht mehr kommunizierende „Echokam­
mern“ im Internet und die Radikalität, mit der die eigenen 
Positionen dort vertreten werden, sind Erscheinungen die­
ses Strukturwandels der politischen Kommunikation. Den 
Corona-Protesten wird zudem ein „erhebliches, relativ sta­
biles Mobilisierungspotenzial“ (Grande et al. 2021: 3) at­
testiert. 
Dieser Beitrag möchte drei Dimensionen der Polarisierung 
besonders in den Blick nehmen: Erstens die Veränderungen 
des Vertrauens in Medien, zweitens das Vertrauen in die 

Politik sowie drittens die parteipolitische Politisierung. Die 
ersten beiden Variablen bilden dabei die gesellschaftliche 
Polarisierung ab. Die Datengrundlage bilden dabei meh­
rere Umfragen, die das Politikpanel Deutschland (www.poli­
tikpanel.de) 2020 und 2021 durchgeführt hat. Datengrund­
lage für die parteipolitische Polarisierung sind 41 entwi­
ckelte bzw. defekte Demokratien (Merkel et al. 2003), de­
ren Entwicklung in den letzten drei Legislaturperioden vor 
2019 betrachtet wird, so dass für die empirischen Auswer­
tungen insgesamt 124 Wahlen zu Grunde gelegt wurden.
Der Beitrag geht wie folgt vor: Im ersten Abschnitt wird das 
Medienvertrauen während der Corona-Krise untersucht. 
Das darauffolgende Kapitel betrachtet die Entwicklung 
des Vertrauens in die Politik während der Corona-Krise. 
Der drit te Abschnitt befasst sich sodann mit der Messung 
der Polarisierung der Parteiensysteme. Die empirische Aus­
wertung der Polarisierungsmessung wird im Anschluss da­
ran in einer international vergleichenden Analyse vorge­
stellt. Die wichtigsten Ergebnisse werden schließlich im 
letzten Kapitel zusammengefasst.

Vertrauen in die Medien während der Corona-
Pandemie

Die Datengrundlage für die Analyse der ersten beiden Ab­
schnitte sind mehrere Umfragen im Jahr 2020 und 2021  
des Politikpanel Deutschland, welches durch die Autoren 
seit mehreren Jahren verantwortet wird. Bei der ersten 
Welle (07.–17.05.2020) hatten knapp über 10.000 Perso­
nen aus ganz Deutschland teilgenommen, von denen mehr 
als 7.000 den gesamten Fragebogen beendeten. Die 
zweite Panel-Welle wurde im Herbst 2020 durchgeführt. 
Insgesamt wurden 7.881  Personen zu ihren Erfahrungen 
und Einstellungen in der Corona-Pandemie online befragt, 
wobei 6.800 den Fragebogen komplett beendeten. Die 
drit te Panel-Welle wurde im Zeitraum vom 4. bis zum 15. Fe­
bruar 2021 durchgeführt (5.701  vollständig Befragte). 
Über ein Gewichtungsverfahren können die Daten der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer anhand von 
soziodemographischen Merkmalen, wie Alter und Ge­
schlecht sowie dem Wohnort in Ost- bzw. Westdeutsch­
land, an die reale Verteilung in der Bevölkerung angepasst 
werden. Hierdurch ist es möglich, ähnlich wie bei einer Zu­
fallsstichprobe, verallgemeinerbare Aussagen über die 
gesamte Bevölkerung anzustellen. 
Welches sind nun die wichtigsten Ergebnisse dieser Um­
fragen? Beim Vertrauen in Informationsquellen bezüglich 
der Corona-Berichterstattung zeigen sich deutliche Unter­
schiede zwischen den Anhängerinnen und Anhängern der 
verschiedenen Parteien. In den Abbildungen  1a und 1b 
sind für die zweite und drit te Welle der Corona-Umfrage 
die Mittelwerte des Vertrauens in unterschiedlichen Me­
dien nach der Wahlpräferenz dargestellt. Diese Spinnen‑
diagramme stellen das Vertrauen auf einer Skala von 0 
(nicht vertrauenswürdig) bis 2 (vertrauenswürdig) dar (mit 
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0,5er-Abstufungen). Positionen innerhalb der gestrichelten 
Linie stehen für wenig Vertrauen in das jeweilige Medium; 
Positionen außerhalb dafür, dass die Anhänger der Partei 
dem Medium eher Vertrauen entgegenbringen. 
In Bezug auf die Corona-Berichterstattung vertrauen die 
Anhängerinnen und Anhänger der CDU/CSU, der SPD und 
der Grünen stark offiziellen Webseiten sowie den etab­
lierten, öffentlich-rechtlichen Medien und Zeitungen. Die 
Anhängerschaft der Linken und insbesondere der FDP 
weist hier durchweg ein geringeres Vertrauen auf. Diejeni­
gen, die der AfD oder den Protestbewegungen anhängen, 
weichen deutlich vom Rest der Bevölkerung ab. Sie halten 
im Durchschnitt so gut wie alle Informationsquellen für eher 
nicht vertrauenswürdig, insbesondere das öffentlich-recht­
liche Fernsehen schneidet bei ihnen besonders schlecht 
ab. Die beiden Informationsquellen, denen von ihnen noch 
am ehesten vertraut wird (Internet-Blogs und YouTube so­
wie Soziale Netzwerke), sind gerade diejenigen, denen 
die restliche Bevölkerung am wenigsten Vertrauen entge­

genbringt. Über die drei Befragungswellen hinweg haben 
sich beim Vertrauen in die Medien keine nennenswerten 
Veränderungen ergeben. Die aktuell beobachtete Polari­
sierung auch in Bezug auf die Informationsquellen war 
bereits im Mai und November letzten Jahres ersichtlich. 
Der empirische Befund ist somit eindeutig: Das Medienver­
trauen (und auch die Mediennutzung) unterscheidet sich 
beachtlich, insbesondere bei „Querdenkern“ und der An­
hängerschaft der AfD, von den anderen Parteien. Die 
FDP-Anhängerinnen und -Anhänger sind gleichfalls wäh­
rend der Corona-Krise skeptischer. Dies zeigt sich auch 
an  der Kritik am Pandemiekurs der Bundesregierung 
durch FDP-Chef Christian Lindner, bei gleichzeitigem Be­
mühen um Distanz zu „Querdenkern“. Überraschend ist das 
vergleichsweise hohe Vertrauen der Anhängerinnen und 

Abbildung 1b
Anmerkung: N = 5355, gewichtet 
nach Alter, Geschlecht, Ost-West.

Abbildung 1a
Anmerkung: N = 7155, gewichtet 
nach Alter, Geschlecht, Ost-West 
und Sonntagsfrage.
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Anhänger der Partei Die Linke. Kaum Unterschiede gibt 
es zwischen den Anhängern der Union, der SPD und der 
Grünen. 

Vertrauen in die Politik während der Corona-Krise

In der Literatur wird zwischen unterschiedlichen Formen 
des politischen Vertrauens und der politischen Unterstüt­
zung unterschieden. Der Politologe David Easton (1965) 
differenziert beispielsweise in spezifisches und diffuses 
Vertrauen. Dabei gilt, dass das diffuse Vertrauen in die 
Kerninstitution des Staates sowie in die staatliche Ord­
nung an sich zumeist höher ist als etwa spezifisches Ver­
trauen in einzelne konkrete politische Entscheidungsträ­
ger. Diametral zu Vertrauen steht Misstrauen und Angst. 
Während Vertrauen eine bessere Governance ermöglicht, 
hat Franz L. Neumann (1954) erstmals Angst als Politische 
Kategorie eingeführt. 
Bemerkenswert ist auch, dass trotz aller sozialwissen­
schaftlicher Krisenrhetorik die gesellschaftliche Dauerbe­
obachtung ein anderes Bild liefert. So zeigen die Daten 
der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissen­
schaften (ALLBUS) eine durchgehend hohe Zufriedenheit 
von über siebzig Prozent mit der Demokratie, wobei es le­
diglich einen größeren Einbruch während der sogenann­
ten Migrationskrise  2015 gab (GESIS-Leibniz-Institut für 
Sozialwissenschaften 2020). Die seit dreißig Jahren statt­
findenden „Angst-Umfragen“ der R+V-Versicherung zei­
gen für 2020 das niedrigste Niveau an Angst, das jemals 
gemessen wurde. Die größte Angst der Deutschen 2020 
war Donald Trump. Die Corona-Erkrankung kam in dieser 
Studie erst auf Platz 17. Wenngleich sich das Bild für 2021 
insofern geändert hat, als dass die Angst vor Corona mit 
andauernder Pandemie zu und gleichzeitig das Vertrauen 
in die Politik abgenommen hat, lassen diese Daten weiter­
hin auf ein hohes diffuses Vertrauen in das politische Sys­
tem schließen.1

Zunächst wird in Abbildung 2 die Entwicklung des spezifi­
schen und diffusen Vertrauens über die drei Befragungs­
wellen des Politikpanels Deutschland hinweg – differenziert 

über die Parteipräferenz – dargestellt. Die höchsten Ver­
trauensniveaus bei beiden Vertrauensarten weist die An­
hängerschaft von CDU/CSU, SPD und Grüne auf. Die An­
hängerinnen und Anhänger der FDP haben ein deutlich 
niedrigeres Niveau an spezifischem Vertrauen, welches 
sogar noch unter demjenigen der Anhängerinnen und An­
hänger der Linken liegt. Ihr diffuses Vertrauen ist indes hö­
her. Noch eklatanter ist die Abweichung beim spezifischen 
Vertrauen zu den AfD-Anhängerinnen und -Anhängern 
und vor allem den Anhängerinnen und Anhängern der neu 
gegründeten Protestparteien. Diese beiden haben zwar 
auch das geringste diffuse Vertrauen aller Parteianhänger, 
aber hier sind die Differenzen zu den anderen Parteien 
weitaus geringer als beim spezifischen Vertrauen. 
Das politische Vertrauen (gemessen auf einer Skala von 1  
bis 5) ist insgesamt allerdings von einer hohen Konstanz 
geprägt. So bleibt die Rangfolge der Parteien in Bezug auf 
das spezifische wie auch das diffuse Vertrauen über den 
gesamten Untersuchungszeitraum identisch. Im Zeitverlauf 
zeigen sich nur relativ geringe Veränderungen. Der größte 
Vertrauensabfall zeigt sich noch beim spezifischen Ver­
trauen (insbesondere bei FDP, AfD und den Protestpar­
teien), wohingegen die Mittelwerte des diffusen Vertrau­
ens von Mai 2020 bis Februar 2021 bei allen Parteien mit 
Ausnahme der Protestparteien nahezu gleichblieben. Die­
ser deskriptive Befund bestätigt tendenziell die Annahme, 
dass mit länger andauernder Krisendauer das spezifische 
Vertrauen (zumindest leicht) abnimmt, wohingegen das 
diffuse Vertrauen weitestgehend konstant bleibt. 
Im Ergebnis zeigen die Daten somit einerseits eine gene­
relle Konstanz und insbesondere Stabilität des Vertrauens 
bei den Anhängerinnen und Anhängern von Union, SPD 
und Grüne. Deutlich niedriger liegt das spezifische Ver­
trauen bei Linken und FDP und deutlich niedriger bei AfD 
und der Anhängerschaft der Corona-Protestparteien. Be­
merkenswert ist auch das höhere diffuse Vertrauen bei Un­
terstützern der FDP. Gerade in der Pandemie lagen die An­
hängerschaft der FDP doch überraschend in der Mitte zwi­
schen Union, SPD und Grüne auf der einen sowie AfD und 
den Corona-Protestparteien auf der anderen Seite. Man 
sieht auch deutlich, dass die kurzfristige spezifische Unter­

Abbildung 2
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SPEZIFISCHES UND DIFFUSES VERTRAUEN NACH 
SONNTAGSFRAGE ÜBER DIE DREI WELLEN

Spezifisches Vertrauen
(Mittelwert +95 % CI)

Di�uses Vertrauen
(Mittelwert +95 % CI)

FDP
Protestpartei andere Partei würde nicht wählen
SPD Linke B90/GrüneCDU/CSU

AfD
Quelle: Eigene Datenerhebung und Auswertungen, Wagschal/Jäckle
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stützung deutlich mehr streut und polarisierter ist als das 
allgemeine Vertrauen in das politische System. Der stärkste 
Rückgang hier ist bei den Corona-Protestlern zu beobach­
ten, die offensichtlich mit dem politischen System bereits 
gebrochen haben.

Die Messung der Polarisierung der Parteiensysteme

Polarisierung von Parteiensystemen 
Auf der Parteisystemebene bestehen zahlreiche Indikato­
ren zu deren Charakterisierung (vgl. Niedermayer 2013), 
wie etwa Anzahl der Parteien, die Zersplit terung der Par­
teienlandschaft, aber auch die Polarisierung von Parteien­
systemen. Diese Polarisierung basiert auf der ideolo­
gischen Distanz zwischen den einzelnen Parteien eines 
Parteiensystems und ist insofern eine Messung innerhalb 
eine politischen Raumes. Der Indikator „Polarisierung des 
Parteiensystems“ wurde in den 1970er Jahren von Michael 
Taylor und V. M. Herman (1971) sowie Lee Sigelman und 
Nam Yough Syng (1978) entwickelt und gehört seitdem zum 
Standardrepertoire der Parteiensystemanalyse.
Die Berechnung eines Polarisierungsindexes basiert einer­
seits auf der räumlichen Verortung der einzelnen Parteien 
eines Parteiensystems und andererseits auf der Stärke der 
jeweiligen Parteien. Am gängigsten sind dabei eindimen­
sionale Messungen auf einer Links-Rechts-Skala. Durch die 
Konstruktionslogik dieser Variable ist es jedoch kaum mög­
lich, die Polarisierung eines Parteiensystems in jedem Jahr 
mithilfe eines standardisierten Messinstruments genau zu 
spezifizieren. Man muss daher Annahmen und Vereinfa­
chungen machen, die es ermöglichen, einen solchen Pola­
risierungsindikator zu berechnen. Um die eindimensionale 
Polarisierung des Parteiensystems zu ermitteln, muss man 
die einzelnen Parteien auf einer Links-Rechts-Skala einord­
nen. Darüber hinaus sind auch Messungen im zwei- und 
mehrdimensionalen Politikraum möglich. 
	l Der gängigste und verbreitetste Ansatz sind Experten­

interviews, indem etwa Vertreterinnen und Vertreter der 
Politikwissenschaft, der Soziologie oder der Politik über 
die Links-Rechts-Positionen der Parteien befragt werden 
(z. B. Castles/Mair 1984; Laver/Hunt 1992; Benoit/La­
ver 2006; Bakker et al. 2015).
	l Man kann Wahlberechtigte, Parteimitglieder bzw. Per­

sonen mit einer hohen Parteiidentifikation über ihre Ver­
ortung auf der Links-Rechts-Dimension befragen. Diese 
Daten liegen etwa in Eurobarometerumfragen vor.	
	l Drittens ist es möglich, Inhaltsanalysen (content analysis) 

von Partei- oder Wahlprogrammen durchzuführen (La­
ver/Budge  1992). Das Comparative Manifesto Project 
(Budge et al. 1987; Volkens et al. 2017) ist hier der umfas­
sendste Ansatz. Dieser drit te Ansatz hat den Vorteil, Da­
ten für eine Zeitreihenanalyse gewinnen zu können, er 
ist aber mit größeren methodischen Problemen behaftet 
als die beiden anderen Ansätze. 
	l Online-Wahlhilfen können ebenfalls zur politischen Ver­

ortung herangezogen werden. In Deutschland gibt es 
mittlerweile verschiedene Voting Advice Applications 
(VAA), von denen der Wahl-O-Mat der Bekannteste ist 
(Marschall 2011). Dabei werden Prüffragen, im Falle des 
Wahl-O-Mats insgesamt 38 Fragen, an die kandidieren­
den Parteien gestellt. Eine Alternative ist der WahlSwi‑

per, der seit 2017 angeboten wird und von den Verfas­
sern dieses Artikels verantwortet wird. 
	l Eine fünfte Variante wäre die Zuordnung nach Parteifa­

milien. Parteifamilien lassen sich entlang der Links-
Rechts-Skala sortieren. Nach Klaus von Beyme (1984) 
gibt es zehn Parteifamilien, die sich anhand einer Links-
Rechts-Skala positionieren lassen. So könnte man die 
Parteien von 1 (kommunistisch/ultra-links) bis 10 (fa­
schistisch) einsortieren. Das Problem dabei ist die Wan­
delbarkeit von Parteien, die sich politisch-programma­
tisch ändern können.

Eindimensionale Messungen: Die Links-Rechts-Skala
Die Parteiensystem- und Wahlforschung geht davon aus, 
dass sich politische Positionen in einem Politikraum darstel­
len lassen. In Westeuropa wird dieser Raum am ehesten 
durch eine sozioökonomische und eine soziokulturelle Kon­
fliktlinie bestimmt (Warwick 2002; Lijphart 2012). Auch in 
Deutschland gelten diese beiden als die wichtigsten Di­
mensionen, die den politischen Raum aufspannen (Nieder­
mayer 2009). Dabei ist allerdings zu beachten, dass diese 
beiden Dimensionen wiederum nicht unabhängig vonein­
ander sind. Verschiedene Studien konstatieren, dass beide 
Dimensionen in der Regel miteinander assoziiert sind, so­
dass sie nicht als orthogonal zueinander angenommen 
werden können (Benoit/Laver 2006: 129  ff.; Jost et  al. 
2009: 313–315). Damit besteht grundsätzlich die Möglich­
keit, die Parteipositionen in dem geschilderten zweidimen­
sionalen Raum auf einer einzelnen Achse zu verdichten.  
Mit der Links-Rechts-Position ist eine bestimmte Weltsicht 
und eine entsprechende Vereinfachung der Realität ver­
bunden. Dem Juristen und Rechtsphilosophen Norberto 
Bobbio zufolge ist dieses Links-Rechts-Schema die ent­
scheidende Heuristik, nach der sich die Bürgerinnen und 
Bürger selbst unterscheiden und positionieren können 
(Bobbio 1994). „Links“ steht dabei vor allem für Gleichheit, 
während „rechts“ die umgekehrte Auffassung widerspie­
gelt, dass Menschen grundsätzlich „ungleich“ sind. 

Tabelle 1: Links-Rechts-Reihung von Parteienfamilien

Quelle: Klassifikation in Anlehnung an von Beyme (1984)
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Jenseits der Entideologisierungsdebatten, also der pau­
schalen Gleichsetzung aller Parteien – gleich ob links oder 
rechts – und dem Auftauchen neuer Konfliktlinien in mehrdi­
mensionalen Politikräumen, etablierte sich das Links-
Rechts-Schema zur zentralen Heuristik der räumlichen Poli­
tikmodelle. Ferner ist bei den meisten Menschen die Links-
Rechts-Dimension ohnehin kognitiv verinnerlicht (vgl. von 
Beyme 1984). Weiterhin entwickelte sich diese – aufgrund 
ihres einfachen, antithetisch binären Codes (Bobbio 1994) 
– zu einem leistungsfähigen Konzept. Für die wenigen 
Länder, für welche die Links-Rechts-Einstufung fehlt, wer­
den die Parteien nach der Klassifizierung in Tabelle 1 ein­
gestuft.
Insgesamt ist der Behauptung des norwegischen Politik­
wissenschaftlers Oddbjorn Knutsens zuzustimmen: „the 
left-right semantics have an impressive absorptive power“ 
(Knutsen 1995: 86–87). In dieser „absorptive power“ kann 
sicherlich ein Grund gesehen werden, weshalb sich die 
Links-Rechts-Dimension trotz wiederholt geäußerter Kritik 
an der Reduktion auf eine einfache Dimension in der Praxis 
als Orientierungshilfe und gängige Heuristik hält (Bob­
bio 1994; Jost et al. 2009). Als eben solche Heuristik er­
laubt sie den recht verlässlichen Schluss von Labels („links“, 
„Mitte“, „rechts“ usw.) auf Positionen im Hinblick auf zent­
rale politische Konfliktdimensionen und Sachfragen, ohne 
nähere Informationen über diese einzelnen Issues sammeln 
zu müssen. 
Welche eindimensionalen Links-Rechts-Messungen exis­
tieren? Die erste systematische Erhebung von Links-Rechts-
Werten geht auf Francis G. Castles und Paul Mair (Cast­
les/Mair  1984) zurück, welche die Teilnehmenden einer 
internationalen politikwissenschaftlichen Konferenz be­
fragten. Aus den Antworten der Länderexperten auf einer 
Skala von 1 bis 10 bildeten sie einen Durchschnittswert für 
die jeweiligen Länder. Allerdings sind bei Castles und Mair 
nur die Daten für 17 Länder vorhanden. Dieser Art der Mes­
sung der ideologischen Distanz ist ein gewichtiges Prob­
lem inhärent: Die Parteien werden nur im nationalen Kon­
text verglichen. Würde man die Parteien generell als ein 
Sample behandeln, dann würden möglicherweise einige 

bürgerliche Parteien Skandinaviens (zumindest teilweise) 
links von sozialdemokratischen Parteien Südeuropas ein­
geordnet werden. 
Durch die Publikation der Studie von Michael Laver und 
Walter Hunt (1992), die auf 355 Experteninterviews aus 
der ersten Hälfte des Jahres 1989 beruht, ist es ebenfalls 
möglich, einen Polarisierungsindikator zu berechnen. Die 
befragten Expertinnen und Experten hatten anhand von 
acht Policy-Bereichen die Stellung der Parteien in ihrem je­
weiligen Land auf einer Links-Rechts-Skala von 1 bis 20 
festzulegen. Die Studie von Kenneth Benoit und Michael 
Laver (2006) ist eine Erweiterung dieser Studie. In ihrer 
Untersuchung werden wieder Expertinnen und Experten 
aus 47 Länder über 39 Policy-Positionen befragt. Die unter­
suchten Wahlen liegen dabei im Zeitraum von 2000 bis 
2004 und sind damit nicht über die Zeit variierend. 
Die Links-Rechts-Messung ist in den beiden letzten Deka­
den in die Kritik geraten. Alternative Vorschläge für neuere 
“Spaltungslinien” gibt es dabei mehrere. Die populärste ist 
der GAL-TAN-Ansatz (Grün, Alternativ, Libertär versus Tra­
ditionell, Autoritär, National; Marks et al. 2006) des 
Chapel Hill Expert Surveys (CHES): “First, the surveys mon­
itor the ideological positioning of parties on a general left-
right dimension and, since 1999, also on the economic left-
right and the social left-right dimension (“new politics” or 
green/alternative/libertarian (GAL) to traditional/authori­
tarian/nationalist (TAN) dimension)” (Bakker et al. 2015). 
Die Daten dieser beiden Dimensionen sind leicht für die 
Messung der Polarisierung auf zwei Dimensionen ver­
wendbar.

Mehrdimensionale Messungen
Mit Voting Advice Applications können Messungen für 
mehrere Dimensionen vorgenommen werden, die dann je­
doch üblicherweise in ihrer Darstellung auf zwei 
Dimensionen reduziert werden. Im Prinzip stellt dabei jede 
Frage einer solchen Wahlhilfe eine Dimension dar. Das 
programmatische Angebot der Parteien lässt sich aus den 
Wahlprogrammen der Parteien ablesen. Eine Kurzfassung 
dieser Programme liefert der Wahl-O-Mat der Bundeszent­

Abbildung 3
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rale für politische Bildung, der im Vorfeld der Wahl erar­
beitet wurde (Marschall 2011). Die Parteien machen damit 
auch gleichzeitig ihre Positionen deutlich. Wertet man alle 
38 Fragen des Wahl-O-Mats aus, dann waren sich Linke 
und Grüne am ähnlichsten (siehe Abbildung 3). Fast acht­
zig Prozent der Positionen sind identisch. Das ist nicht über­
raschend: Seit Anbeginn des Wahl-O-Mats bei der Bun­
destagswahl 2002 ist die Links-Grüne-Kombination meis­
tens die programmatisch ähnlichste Kombination bei Land­
tags- und Bundestagswahlen (vgl. Wagschal/König 2014; 
Wagschal/König 2015). 
Nicht unerwartet auf Platz  2: SPD und Grüne mit rund 
63 Prozent Übereinstimmung. Auf Platz 5 liegt die Kombi­
nation Linke und SPD. Insgesamt wären sich die drei linken 
Parteien untereinander doch ziemlich ähnlich. Überra­
schend ist jedoch die große Übereinstimmung zwischen 
FDP und AfD, bei denen knapp 58 Prozent der Positionen 
gleich sind. Wenig überraschend sind die großen Ab­
stände der linken Parteien zu den bürgerlichen bzw. rech­
ten Parteien. Mit einer Ausnahme jedoch: CDU/CSU sowie 
SPD sind sich bei der Bundestagswahl 2017 sehr ähnlich. 
Insgesamt sind Wahlhilfen eine probate Datengrundlage 
für mehrdimensionale Analysen. 
Für die Daten des WahlSwipers zur Bundestagswahl 2021 
ergibt sich in der Tendenz ein ähnliches Bild wie für den 
Wahl-O-Mat (siehe Abbildung 4). Es fällt jedoch auf, dass 
die Grünen etwas in die politische Mitte gerückt sind und 
sich die politischen Ränder noch unähnlicher geworden 
sind. In der Literatur wird von einigen Verfechtern der so­
genannten Hufeisen-Theorie jedoch erwartet, dass diese 
sich annähern. Diese Hypothese kann eindeutig zurückge­
wiesen werden. 

Ergebnisse und Befunde im internationalen Vergleich

Für die Berechnung der Polarisierung der Parteiensysteme 
im internationalen Vergleich werden hier die Ergebnisse 
für die eindimensionale Messung dargestellt. Für die Un­
tersuchung wird für 41 Länder und die letzten drei Wahlen 

vor 2019 (Ausnahme: Griechenland mit fünf Wahlen we­
gen mehreren Wahlen in einem Jahr, sowie die Türkei mit 
vier  Wahlen) ein Polarisierungsindikator berechnet. 
Grundlage für diese Berechnung sind die Daten, die auf 
der Platt form ParlGov (https://parlgov.org/) für politikwis­
senschaftliche Untersuchungen zur Verfügung gestellt 
werden. Basis ist eine eindimensionale Links-Rechts-Skala, 
die aus verschiedenen Indikatoren zusammengesetzt ist. 
Diese Links-Rechts-Werte sind über die Zeit invariant. Die 
Berechnung des Polarisierungsindikators erfolgt im eindi­
mensionalen Raum zweistufig. In einem ersten Schrit t muss 
der durchschnittliche Wert des nationalen Parteiensys­
tems auf einer Links-Rechts-Skala ermittelt werden. In ei­
nem zweiten Schrit t ist nach der Formel für die Varianz die 
Berechnung der Polarisierung erfolgt. 
Generell kann die Polarisierung sowohl auf Basis der 
Stimmen als auch der Sitze berechnet werden. Die Daten 
von ParlGov stammen aus verschiedenen Datenquellen.2 
So heißt es auf der Homepage: “We provide aggregated 
party positions in four major dimensions. These positions 
are time-invariant unweighted mean values of information 
from party expert surveys on a 0 to 10 scale. All expert 
surveys are linked with ids from the ‘party’ table and origi­
nal values are rescaled before calculating the mean. Miss­
ing party positions for each dimension are imputed by 
mean values for the respective party family. We distinguish 
mean and imputed values by the number of decimal 
places.”3 
Für die Auswertung ergaben sich einige Probleme bzw. 
mussten Entscheidungen getroffen werden. Im ParlGov-
Datensatz fehlen die USA. Deshalb wurden die USA hinzu­
gefügt und für die Links-Rechts-Werte die Daten aus einer 
anderen Quelle übernommen. Die Werte für die USA wur­
den dann umskaliert, so dass diese zu den anderen Daten 
passen. Die Wahldaten stammen aus Datenbanken wie 
Klaus Armingeons Comparative Political Data Set (Armin­

Abbildung 4
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geon et al. 2018) sowie anderen Wahldaten und nationa­
len Quellen.
Die Ergebnisse für die Polarisierung sind in Tabelle 2 (ab­
steigend sortiert) für 41 Länder dargestellt. In Zypern ist die 
Gesamtpolarisierung am höchsten, einmal sogar über 10. 
Dort stehen sich zwei relativ gleich starke extremistische 
Parteien gegenüber, die einerseits kommunistisch und an­
dererseits rechtsextrem sind. Bei Malta sind die Werte am 
niedrigsten, was daran liegt, dass es dort drei sehr ähnli­
che Parteien gibt. Länder mit höherer Polarisierung zeich­
nen sich auch durch die Existenz von populistischen Par­
teien aus. Es ist im Zeitablauf insgesamt ein (moderater) 
Anstieg der Polarisierung zu verzeichnen, wenn man die 
durchschnittliche Polarisierung im Zeitablauf und geson­
dert nach den letzten drei Wahlen betrachtet (vgl. Abbil­
dung 5).
Die Polarisierung ist von Wahl zu Wahl sichtbar angestie­
gen. Dies ist allerdings nicht in jedem Land der Fall. In 
Großbritannien und den USA ist eher Konstanz sichtbar. 

Fazit 

Die Betrachtung der drei zentralen Indikatoren Medien­
vertrauen, gesellschaftliches Vertrauen und parteipoliti­
sche Polarisierung zeigen eine Verstärkung der gesell­
schaftlichen Spaltung an. Diese kann langfristig negativ 
auf die politische Stabilität wirken. Die gesunkenen Werte 
für Die Linke und AfD bei der Bundestagswahl 2021 schei­
nen diesem Befund entgegenzustehen. Rechnet man je­
doch den angetretenen 47 Parteien noch die jeweiligen 
Split terparteien und Corona-Protestparteien den jeweili­
gen Lagern zu, dann sieht man gerade am rechten Rand 
keinen Rückgang. Die eingangs erwähnten zusätzlichen 
Indikatoren stützen ebenfalls diesen Befund. Zwar sind 
rund 80 Prozent der Bevölkerung noch bei den traditionel­
len Parteien beheimatet, aber gerade im internationalen 
Vergleich sind die Polarisierungstendenzen in Deutsch­
land nicht übersehbar.

Tabelle 2: Durchschnittliche Polarisierung in 41 Ländern 
(letzte 3 Wahlen)

Anmerkungen: In der Türkei fanden einmal zwei Wahlen in einem Jahr 
statt. In Griechenland sogar in zwei Jahren jeweils zwei Wahlen.  
Quelle: Eigene Auswertungen und Berechnungen, Wagschal/Jäckle 
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Ökonomische Polarisierung in Europa  
Jakob Kapeller

 
Hat die europäische Einigung hin zu einem gemeinsamen 
Wirtschafts- und Finanzraum der ökonomischen Polari­
sierung zwischen den EU-Mitgliedsstaaten entgegenge­
wirkt oder diese befördert? In seinem Beitrag widmet 
sich Jakob Kapeller der Frage nach Ursachen und Bemes­
sungskriterien einer ökonomischen Polarisierung im eu­
ropäischen Raum. Während der Binnenmarkt Europas für 
das Versprechen gleicher Lebensstandards und Wohl­
standsverhältnisse steht, sprechen die tatsächlichen Un­
terschiede zwischen den Mitgliedsstaaten eine andere 
Sprache. Seit der Euro-Einführung hat die Polarisierung 
sogar noch zugenommen. Kapeller beleuchtet in seinem 
Beitrag, wie sich unter dem Eindruck wirtschaftlichen 
Wettbewerbs verschiedene Typen von Wirtschaftsnatio­
nen herausbilden, die unterschiedlich auf Herausfor­
derungen von Krisen und Strukturwandel reagieren bzw. 
von diesen betroffen sind. Dies schlägt sich nicht nur in 
unterschiedlichen Akzentsetzungen als mögliche Wirt­
schaftsstandorte nieder, sondern auch in unterschied­
lichem Umgang mit Innovationen und Technologisierun­
gen. Da die EU dem Wettbewerb unter den Mitglieds­
staaten kaum Grenzen setzt, erscheint das Auftreten 
politischer Konflikte unausweichlich.�

Einleitung

Der europäische Einigungsprozess wird im historischen 
Kontext zumeist als eine epochale Wende gedeutet, als 
eine normative Neuorientierung, die gelebte Internationa­
lität, demokratische Traditionen, langfristige Friedens­
sicherung und gemeinsamen Wohlstand ins Zentrum stellt. 
Dieser ideelle Kern des europäischen Einigungsprozesses 
wird zur Zeit an vielen Stellen sichtbar herausgefordert: So 
steht gelebte Internationalität in einem steten Spannungs­
feld mit nationalen Einzelinteressen, demokratische Traditi­
onen werden durch einzelne Mitgliedsstaaten in Frage ge­
stellt und das Gebot der langfristigen Friedenssicherung 
durch das wiederholte Aufflammen nationalistischer Kon­
flikte gefährdet (wie etwa in Zypern) oder gar gebrochen 
(wie etwa im Konflikt zwischen Russland und der Ukraine).
Angesichts dieser Herausforderungen scheint der funktio­
nierende Binnenmarkt Europas, der im Kern des ökono­
mischen Wohlstands- und Fortschrit tsversprechens Euro­
pas steht, eine Art politisches Refugium, das auch in Zeiten 
fortgeschrit tener Krisen die verlässliche Säule eines ge­
meinsamen Europa bildet. Doch eine solche Lesart über­
sieht die ökonomischen Herausforderungen, die sich in 
den ersten beiden Dekaden der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion herausgebildet haben. So waren insbeson­
dere im Zeitraum nach der Finanzkrise die erzielten durch­
schnittlichen Wachstumsraten in europäischen Ländern im 
internationalen Vergleich gering. Ein wesentlicher Erklä­
rungsfaktor für dieses Ergebnis liegt dabei in den politi­
schen Institutionen Europas selbst: Durch die strikten Bud­
getvorgaben im Rahmen der Stabilitäts- und Wachstums­
phase kam es nach der Finanzkrise in Europa bereits sehr 

früh zu budgetären Konsolidierungsbemühen, die das 
Wachstum nach der Finanzkrise dämpften und Europa in 
eine zweite Rezession stürzten. Anderen entwickelten Län­
dern – wie etwa den USA und Großbritannien – die nach 
der Finanzkrise eine kontinuierliche fiskalische Expansion 
betrieben haben, blieb solch ein zweiter Wirtschaftsein­
bruch hingegen weitgehend erspart (Heimberger 2016).
Eine vor diesem Hintergrund oftmals übersehene ökono­
mische Herausforderung, die ebenso eng mit der politi­
schen Gestaltung des Binnenmarktes verbunden ist, ist da­
bei der Umstand, dass die wirtschaftliche Entwicklung in 
den verschiedenen Ländern Europas höchst unterschied­
lich ausfällt. Zumeist werden dabei bestehende Wohl­
standsunterschiede zwischen europäischen Ländern und 
Regionen weiter verstärkt – es findet also ein Prozess öko­
nomischer Polarisierung statt, in dem Länder und Gebiete 
mit größerem Wohlstand auch höhere Wohlstandszu­
wächse erzielen.
Diese Entwicklung birgt nicht nur die Gefahr eines langfris­
tigen Auseinanderdriftens der Wohlstandsniveaus inner­
halb der Europäischen Union – sie steht auch in einem 
grundsätzlichen Widerspruch zum erklärten Ziel der Euro­
päischen Union, eine langfristige Annäherung der unter­
schiedlichen Lebensstandards herbeizuführen (EU 1992). 
Diese politisch erwünschte Konvergenz der Lebensstan­
dards innerhalb Europas wird aber in der ökonomischen 
Praxis durch einen innereuropäischen Standortwettbe­
werb konterkariert, der die nationale Gesetzgebung in 
zentralen Bereichen – etwa in der Steuerpolitik, im Arbeits­
recht oder auch im Bereich der Industrie- und Umweltpoli­
tik – bestimmt und zugleich die politischen Debatten in Eu­
ropa prägt. Wenig überraschend ist dabei, dass ein sol­
cher Standortwettbewerb auch reale Konsequenzen auf 
anderen Ebenen hat und so die Migrationsströme europä­
ischer Bürgerinnen und Bürger, das Investitionsverhalten 
transnationaler Konzerne oder die politischen Konfliktli­
nien unter den Mitgliedsstaaten der Union beeinflusst.
Vor diesem Hintergrund hat dieser Beitrag zum Ziel, den 
ökonomischen Polarisierungsprozess in Europa empirisch 
nachzuzeichnen und wesentliche Mechanismen und Kon­
sequenzen dieses Auseinanderdriftens aufzuzeigen. Ein 
abschließender Ausblick befasst sich mit möglichen Lö­
sungsvorschlägen und alternativen Szenarien für die öko­
nomische Entwicklung in Europa.

Ökonomische Polarisierung in Europa: 
Eine Illustration

Das Phänomen der ökonomischen Polarisierung der Euro­
zone steht in engem Zusammenhang mit einem innereuro­
päischen Standortwettbewerb. Der Begriff der ökono­
mischen Polarisierung steht dabei in erster Instanz vor al­
lem für eine Polarisierung der Lebensverhältnisse zwischen 
den unterschiedlichen Ländern in der EU, kann aber in wei­
terer Folge auf andere Aspekte und Dimensionen ökonomi­
scher Entwicklung ausgedehnt werden. 
Eine solche Polarisierung lässt sich empirisch etwa durch 
den Vergleich der Entwicklung des durchschnittlichen Ein­
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kommens in unterschiedlichen Ländern bzw. Ländergrup­
pen erfassen, wie es in Abbildung 1 gezeigt wird. Diese 
Vorgehensweise geht allerdings mit zwei Einschränkungen 
einher: Zum einen liegt der Fokus hier rein auf den interna­
tionalen Unterschieden und Ungleichheiten, da die Un­
gleichheit von Einkommen und Vermögen innerhalb einzel­
ner Länder unberücksichtigt bleibt. Zum anderen wird die 
Polarisierung zuvorderst auf der Ebene des BIPs verortet 
und diagnostiziert. Damit bleiben mögliche andere Dimen­
sionen ökonomischer Polarisierung – etwa im Bereich des 
Außenhandels, der technischen Entwicklung oder des 
Emissionsausstoßes – hier weitgehend unberücksichtigt 
(siehe dazu Gräbner et al. 2020a, Gräbner et al. 2020b). 
Eine solche Betrachtung hat allerdings, trotz aller Ein­
schränkungen, den großen Vorteil, dass sie die Beobach­
tung einer zunehmenden Divergenz bzw. Polarisierung un­
ter den Mitgliedsstaaten der europäischen Union beson­
ders klar veranschaulichen kann.
Abbildung 1 zeigt dabei ein klares Bild ökonomischer Pola­
risierung in Europa: So sind die relativen Unterschiede in 
den Lebensstandards seit Einführung der Eurozone weiter 
angestiegen, anstatt zu sinken. Insbesondere im südeuro­
päischen Raum – und mit Einschränkungen auch in Frank­
reich – hat sich der Abstand zum europäischen Mittel in 
diesem Zeitraum sichtlich vergrößert. Osteuropa hingegen 
kann den großen Abstand zum europäischen Mittel trotz 
teilweise hoher Wachstumsraten in einzelnen Ländern 
nicht verkürzen – dazu sind die Perioden hohen Wachstums 
zu kurz und auf zu wenige Länder konzentriert (Bohle 2018).  
Einen besonders hohen Anstieg verzeichnet der allge­
meine Wohlstand hingegen in Finanzzentren, also in Län­
dern, die sich durch eine bestimmte Steuer- und Finanz­
marktpolitik als Standort für Konzernzentralen und Akteure 
der Finanzindustrie empfehlen möchten. Typische Merk­
male einer solchen Strategie sind geringe effektive Ge­
winnsteuersätze, ein flexibler Umgang mit Unternehmens­
ansiedlungen sowie eine liberale Finanzmarktpolitik.
Zwischen diesen beiden Gruppen stehen schließlich die 
restlichen EU-Länder Deutschland, Österreich, Schweden, 
Finnland und Dänemark, die ihre relative Position im euro­
päischen Vergleich in etwa halten und geradewegs dabei 
zusehen können, wie sich ihre südlich und östlich gelege­

nen Nachbarn ebenso wie die europäischen Finanzzent­
ren, die zur Heimat internationaler Konzerne und Finanzin­
stitutionen geworden sind, immer weiter von Ihnen entfer­
nen. Dieses Ergebnis mag für manche überraschend sein 
– schließlich gilt ja gerade Deutschland als „Exportwelt­
meister“ und damit als Land, das besonders stark von der 
Globalisierung profitiert. Im Kontrast dazu erscheint das 
hier diagnostizierte Halten der eigenen Position besten­
falls ein Teiler folg zu sein, der nicht so recht mit dem domi­
nanten Narrativ eines im Außenhandel reüssierenden 
deutschen Exportsektors vereinbar scheint. 
Tatsächlich stellen die in Abbildung  1 gezeigten Daten 
den Erfolg deutscher Exportgüter nicht in Frage – sie zei­
gen bloß auf, dass eine erfolgreiche Positionierung als 
Standort für multinationale Konzerne und Finanzdienstleis­
ter noch wesentlich einträglicher sein kann als die Herstel­
lung technisch hochwertiger Exportgüter. Daher ist es auch 
keine Überraschung, dass andere europäische Länder, die 
ein ähnliches Export- und Wirtschaftsprofil aufweisen wie 
Deutschland (und hier in der Kategorie „restliche Euro­
zone“ gesammelt sind), auch eine sehr ähnliche wirtschaft­
liche Entwicklung aufweisen. Luxemburg und die Nieder­
lande hingegen wären Beispiele für Länder, die vor einigen 
Jahrzehnten der wirtschaftlichen Ausrichtung Deutsch­
lands sehr ähnlich waren, die aber mittlerweile eine starke 
Deindustrialisierung erlebt haben. Vor diesem Hintergrund 
gilt deren institutionelle Neuorientierung an den Bedürf­
nissen transnationaler Konzerne und des Finanzsektors 
vielen als Grundlage eines erfolgreichen Strukturwandels.

Der europäische Standortwettbewerb:  
Viele Verlierer, wenige Gewinner

Um den Zusammenhang zum europäischen Standortwett­
bewerb von Neuem aufzugreifen, scheint es sinnvoll dar­
auf hinzuweisen, dass die in Abbildung  1 verwendeten 
Ländergruppen nicht nur aufgrund besserer Lesbarkeit ge­

Abbildung 1
Anmerkung: Die hier verwendeten 
Ländergruppen beruhen auf 
Gräbner et al. (2020) und sind fol­
gendermaßen definiert: Finanzzen­
tren – Irland, Luxemburg, Malta, 
Niederlande und Zypern; Süd-
Eurozone – Griechenland, Italien, 
Portugal und Spanien; Restliche 
EU-Länder – Belgien, Dänemark, 
Finnland, Österreich und Schwe­
den; Ost-Europa – Bulgarien, Est­
land, Kroatien, Lettland, Litauen, 
Polen, Rumänien, Slowakei, Slowe­
nien, Tschechien und Ungarn.

DIE ENTWICKLUNG DES MITTLEREN EINKOMMENS IN EUROPA
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bildet wurden. Die Gruppierung beruht vielmehr auf dem 
Versuch, die empirische Wirtschaftsentwicklung europä­
ischer Länder seit dem Beginn der 2000er Jahre in einer 
typologischen Darstellung zusammenzufassen (siehe dazu 
Gräbner et al. 2020a) und wesentliche strukturelle Unter­
schiede zwischen diesen Ländergruppen zu identifizieren. 
Im Ergebnis zeichnen sich dabei vier Typen ab, die auch 
die Darstellung in Abbildung 1 prägen: Darunter sind 
	l nord- und mitteleuropäische Kernländer mit hohen tech­

nologischen Kapazitäten und einer starken Exportorien­
tierung
	l südeuropäische Peripherie-Länder, die von der Finanz­

krise stark getroffen wurden (Heimberger/Kapel­
ler 2017) und auf internationalen Märkten in einem har­
ten Preiswettbewerb mit asiatischen Ländern stehen 
(Gräbner et al. 2020b) 
	l osteuropäische aufholende Ökonomien, die durch ge­

ringe Löhne bei hohem Qualifikationsniveau ein hohes 
Maß an Auslandsinvestitionen anziehen können, aber 
Schwierigkeiten haben, die dadurch erzielten Produkti­
vitätsfortschrit te in breite Wohlstandsanstiege zu über­
setzen. 
	l Komplementiert wird diese Typologie dabei von den 

schon erwähnten Finanzzentren wie Luxemburg, Zypern, 
den Niederlanden, Malta oder Irland, die sich einem 
spezifischen Wachstumsmodell verschrieben haben, in 
dem zusätzlicher Wohlstand zu einem großen Ausmaß 
durch die Ansiedlung multinationaler Konzerne und Fi­
nanzdienstleister entsteht.

Das Phänomen der ökonomischen Polarisierung der Euro­
zone hat damit nicht nur eine klar sichtbare empirische Ent­
sprechung in Form unterschiedlicher Wachstumsverläufe 
– diese Unterschiede in der wirtschaftlichen Entwicklung 
gehen dabei auch mit einer unterschiedlichen Ausrichtung 
einzelner Länder im internationalen bzw. europäischen 
Standortwettbewerb einher und lassen sich daher bis zu 
einem gewissen Grad auch theoretisch als unterschied­
liche Reaktionen auf eben diesen Standortwettbewerb 
deuten.

Im europäischen Kontext basiert dieser Standortwettbe­
werb letztlich auf dem grundsätzlichen Vorrang der vier 
ökonomischen Grundfreiheiten (Freier Verkehr von Waren, 
Personen, Dienstleistungen und Kapital) sowie der engen 
geld- und fiskalpolitischen Rahmensetzung der Union, die 
beide den nationalen politischen Handlungsspielraum be­
schränken. Schließlich bedeutete die Einführung des Euro 
auch das Ende einer national autonomen Geld- und Wech­
selkurspolitik, während der kurz zuvor eingeführte Stabili­
täts- und Wachstumpakt die fiskalpolitischen Spielräume 
nationaler Regierungen einengte. Darüber hinaus setzt 
der rechtliche Rahmen der vier Grundfreiheiten den staat­
lichen Regulierungskapazitäten teils enge Grenzen und 
macht etwa die gezielte Förderung von Schlüsselindus­
trien, die Sanktionierung als unfair empfundener Wettbe­
werbsteilnehmer oder den Schutz nationaler Arbeits­
märkte schwierig bis unmöglich. Obgleich viele der hier 
genannten Einschränkungen im komplexen Kontext des eu­
ropäischen Einigungsprozesses wohlbegründet sein mö­
gen (andere dagegen weniger; siehe dazu etwa Kapeller 
et al. 2019), ergibt sich aus dem hier geschilderten Mangel 
an konkreten Handlungsmöglichkeiten ein politischer Kor­
ridor in dem ein Wettbewerb der europäischen Staaten 
um Unternehmensansiedlungen, Exportanteile, Arbeits­
plätze, Auslandsinvestitionen, besonders qualifizierte Ar­
beitskräfte oder prospektive Steuereinnahmen nahezu un­
ausweichlich scheint. 
Vor diesem Hintergrund erscheinen die vier zuvor vorge­
stellten Typen wirtschaftlicher Entwicklung in den letzten 
beiden Dekaden der Europäischen Union wie unterschied­
liche Reaktionen auf eben diesen Standortwettbewerb: 
Während Südeuropa, Osteuropa und die nord- und mittel­
europäischen Kernländer unserer Typologie mit mehr oder 
weniger Erfolg versuchen, durch technische Leistungs­
fähigkeit und effiziente Arbeitsorganisation als Hochlohn­
länder in einem globalen Wettbewerb zu reüssieren, ha­
ben andere, meist kleinere Staaten bereits einen Struktur­
wandel durchschrit ten und versuchen, sich an entschei­
denden Achsen globaler Wertschöpfungsketten als 
strategischer Partner multinationaler Firmen zu positionie­

Abbildung 2:  
Vom Standortwettbewerb 
zur Polarisierung
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ren. Diese Länder sind – zumindest zur Zeit – die wahren 
Gewinner der Globalisierung, da sie von der hohen Pro­
duktivität und Profitabilität internationaler Konzernstruktu­
ren und der mit diesen verbundenen analogen und digita­
len Wertschöpfungsketten indirekt profitieren. Zugleich 
haben diese Länder eine starke Anziehungskraft für beson­
ders hoch qualifizierte, einkommensstarke und/oder ver­
mögende EU-Bürgerinnen und -Bürger und tragen damit 
zur einseitigen Entwicklung innereuropäischer Migrations­
ströme bei.
Dass diese Erfolge durchaus auf Kosten der anderen euro­
päischen Länder erwirtschaftet werden, denen entspre­
chende Investitionen oder Steuereinnahmen entgehen, ist 
nur ein Beispiel dafür, wie sich der ökonomische Standort­
wettbewerb letztlich auch in politische Konflikte übersetzt, 
die hier etwa steuerpolitische Fragen wie die mögliche 
Harmonisierung der Gewinnsteuer betreffen. Allerdings 
formieren sich auch andere politische Konflikte um ökono­
mische Fragen innerhalb der Union entlang der durch den 
Standortwettbewerb entstehenden Demarkationslinien. 
Dies wird bei politischen Konflikten rund um die geltenden 
Fiskalregeln ersichtlich, in denen südeuropäische 
Vertreter:innen regelmäßig fehlenden Handlungsspiel­
raum reklamieren, ebenso wie bei Konflikten zu Netto­
transferzahlungen, in deren Rahmen osteuropäische Län­
der zumeist ihre aufholende Position gefährdet sehen. Hier 
zeigt sich, dass ein langfristiger Wettbewerb der Natio­
nen durchaus zu sozialen und politischen Bruchlinien bei­
tragen kann, die sich – analog zu den sich vertiefenden 
ökonomischen Gräben – über die Zeit verstärken können.
Abbildung 2 fasst die hier skizzierten Entwicklungen noch­
mals überblicksartig zusammen: Dabei induziert der 
Standortwettbewerb einen Spezialisierungsdruck unter 
den beteiligten Ländern, der sich in Unterschieden in der 
globalen Wettbewerbsfähigkeit der jeweiligen Ökono­
mien manifestiert. Aus diesem Wettbewerb gehen dann 
wiederum Sieger und Verlierer hervor, die sich in ihren 
Wachstums- und Entwicklungspfaden strukturell unter­
scheiden und so bestehende Wohlstandsunterschiede in­
nerhalb Europas vertiefen. Darüber hinaus induzieren 
diese unterschiedlichen Wachstumspfade weitere Folge­
wirkungen, wie etwa Migrationsströme oder politische 
Konflikte, die die Entwicklung der Union als Ganzes ebenso 
prägen. 
Abbildung 2 weist dabei auf einen weiteren Aspekt des 
ökonomischen Polarisierungsprozesses hin, der hier bisher 
nicht präzise adressiert wurde: Während mit der Entste­
hung der Finanzzentren bereits ein klares Beispiel für eine 
regulatorische Polarisierung angeführt wurde, blieb die 
Frage der Polarisierung von Produktionsstrukturen bisher 
unbeleuchtet. Dies soll im Folgenden nachgeholt werden.

Success breeds success: Technologische Polarisierung 
als Ursache und Folge ökonomischer Polarisierung

In den vorangegangenen Abschnitten wurde bereits dar­
auf hingewiesen, dass in den vergangenen beiden Jahr­
zehnten eine stärkere Wirtschaftsentwicklung in jenen 
Ländern zu beobachten war, die technologisch besonders 
hochwertige und ausgefeilte Produkte herstellen, deren 
Nachahmung in Ländern mit niedrigeren Löhnen tendenzi­
ell schwieriger ist. Diese Beobachtung ist auch mit vergan­
genen Forschungsresultaten gut vereinbar, die zeigen, 

dass technologische Kompetenz und hoher Wohlstand 
langfristig korrelieren (Hidalgo/Hausmann 2009).
Umgekehrt lässt sich aber ebenso beobachten, dass eine 
dynamische ökonomische Entwicklung positive Effekte auf 
den technologischen Fortschrit t, die Innovationsneigung 
und die Arbeitsproduktivität hat. Ein solcher Effekt scheint 
auch mikroökonomisch plausibel, da bei guter Wirtschafts­
entwicklung vorhandene Kapazitäten besser ausgenutzt 
und mehr neue Investitionen getätigt werden. Zugleich 
wirkt sich eine gute Beschäftigungslage typischerweise 
positiv auf das Qualifikationsniveau der Beschäftigten 
aus. All diese Faktoren stärken wiederum das technolo­
gische Potenzial einer Volkswirtschaft. 
Wenn aber eine starke technologische Ausgangsbasis ho­
hes Wachstum bedingt und hohes Wachstum wiederum 
die technologische Dynamik befördert, dann haben wir es 
hier mit einem pfadabhängigen Prozess zu tun, in welchem 
reichere und technologisch leistungsfähigere Volkswirt­
schaften ihre Position tendenziell verbessern oder zumin­
dest halten können, während Länder, die im globalen Ver­
gleich technologisch etwas zurückliegen, leicht in eine Ab­
wärtsspirale geraten können. Dieser Prozess lässt sich 
auch in Europa empirisch beobachten und begleitet etwa 
die steigenden Wohlstandsunterschiede zwischen 
Deutschland und den südeuropäischen Ländern, die im 
globalen Technologievergleich tendenziell zurückfallen. 
Um dies quantitativ darstellen zu können, messen wir die 
technologische Leistungsfähigkeit von Volkswirtschaften 
mit Hilfe des Maßes ‚ökonomischer Komplexität‘ (Hidalgo/
Hausmann  2009; siehe auch: https://atlas.cid.harvard.
edu), das auf der rekursiven Analyse von Exportstatistiken 
beruht und versucht, die Fähigkeit einer Volkswirtschaft, 
besonders komplexe Produkte herzustellen, zu erfassen.1

Die nachstehende Abbildung  3 zeigt exemplarisch die 
technologische Entwicklungsdynamik in Deutschland und 
in Griechenland. Dabei wird das Wachstum einzelner Ex­
portsektoren auf der y-Achse aufgetragen und die diesen 
Sektoren zugeordnete Komplexität auf der x-Achse, wäh­
rend die Größe der einzelnen Punkte die relative ökonomi­
sche Bedeutung der dargestellten Sektoren abbildet. Der 
Vergleich des Exportwachstums bezieht sich dabei die 
Zeiträume vor (1979–2000) und nach der Einführung des 
Euro (2001–2016). Die ebenso enthaltene (Regressions-)Li­
nie zeigt schließlich die gewichtete technologische Ent­
wicklungsrichtung an: Steigt die Linie an, so ist das Export­
wachstum eher auf technologisch anspruchsvolle Sektoren 
konzentriert; fällt die Linie ab, so weist dies auf einen Rück­
gang der technologischen Kapazitäten der betrachteten 
Volkswirtschaften hin.
Sowohl in Abbildung 3 als auch bei Betrachtung umfang­
reicher Stichproben lässt sich eine klare Korrelation sowohl 
zwischen (a) anfänglicher technologischer Kompetenz und 
wirtschaftlicher Performance als auch (b) zwischen wirt­
schaftlicher Performance und der weiteren Entwicklung der 
technologischen Kapazitäten feststellen. Dies spricht da­
für, dass die im Zuge der letzten beiden Dekaden stattge­
fundene Veränderung der Produktions- und Exportstruktu­
ren zumindest teilweise von einem pfadabhängigen Pro­
zess getrieben waren, der bestehende Wohlstandsunter­
schiede und Leistungsgefälle weiter verstärkt hat.
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Ausblick

Dieser Beitrag zeigt eine Reihe ökonomischer Brüche inner­
halb des vereinten Europas auf, die eine adäquate euro­
päische Reaktion auf äußere Krisen und Herausforderun­
gen – wie den Klimawandel, steigende Ungleichheit oder 
auch die Corona-Krise – erschweren. Nicht nur, weil es 
aufgrund innerer Bruchlinien und Verwerfungen oftmals an 
einer gemeinsamen politischen Linie fehlt, sondern auch 
deshalb, weil der politische Gestaltungsraum der EU ins­
gesamt, aber auch der einzelnen Nationalstaaten, in vie­
len Fällen zu gering ausfällt. So zeigen etwa erste Analy­
sen zum Einfluss der Corona-Krise, dass es wiederum die 
wirtschaftlich und technologisch schlechter gestellten Län­
der Europas sind, die von dieser Krise härter getroffen wer­
den. Zugleich haben diese Länder auch geringere finan­
zielle Ressourcen und stehen unter strengerer fiskalpoli­
tischer Beobachtung (Gräbner et al. 2020c). Somit zeich­
net sich hier – wie schon nach der Finanzkrise – die Gefahr 
ab, dass die Wachstumsimpulse, die von nationalstaatli­
cher und europäischer Ebene ausgehen, zu gering ausfal­
len, um die südeuropäischen Länder wieder zurück auf das 
Vorkrisenniveau zu bringen. Eine alternative wirtschafts­

politische Ausrichtung der Europäischen Union, die mit 
diesen Herausforderungen eher umgehen kann, ist zwar 
denkbar (siehe dazu Kapeller et al. 2019), würde aber eine 
Reihe von Tabubrüchen und Richtungswechseln erfordern, 
um den aktuellen europäischen Standortwettbewerb so 
umzugestalten, dass solidarische Strategien zur Vermei­
dung und Bekämpfung sozioökonomischer Krisen umsetz­
bar wären.
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ANMERKUNGEN
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der empirischen Beobachtung aus, dass technologisch fortgeschrittene 
Länder eine große Vielfalt an Gütern herstellen. Betrachtet man nun ein 
Gut, dass nur von wenigen Ländern exportiert wird, gibt es zwei Möglich­
keiten: Haben die exportierenden Länder eine breit diversifizierte Export­
palette, gilt das Produkt als in hohem Maße komplex, im anderen Fall – die 
exportierenden Länder haben nur eine geringe Vielfalt an Exportgütern 
– ist das exportierte Gut von geringer Komplexität.
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Donkey vs. Elephant:  
Politische Polarisierung in den USA
Christoph M. Haas

 
Anders als in Deutschland wird in den USA das politische 
System und damit auch die Frage der Polarisierung von 
einem Zweiparteiensystem beherrscht. Hier stehen sich 
Demokraten und Republikaner im Kongress und Senat 
gegenüber. Ihre Bereitschaft zur Kooperation und zum 
Kompromiss entscheidet maßgeblich darüber, welche 
Gesetzgebung möglich und wie handlungsfähig der Prä­
sident der Vereinigten Staaten ist. In seinem Beitrag 
zeichnet Christoph M. Haas die Ursprünge und Struktu­
ren dieser zweigeteilten politischen Landschaft in den 
USA nach. Anhand von langfristigen Untersuchungen 
von Abstimmungen im Kongress verdeutlicht er die zu­
nehmende Polarisierung der Politik in den letzten fünfzig 
Jahren. Hintergründe für diese zunehmende Polarisie­
rung der amerikanischen Politik lassen sich dabei in- und 
außerhalb der zwei Kammern finden. �

Das präsidentielle Regierungssystem der USA ist auf Kom­
promisse ausgelegt. Der Präsident als Staatsoberhaupt 
und Regierungschef wird nicht vom Kongress gewählt. Er 
kann daher für sein politisches Programm nicht automatisch 
auf eine Mehrheit in der Legislative setzen wie ein Premier­
minister oder ein Kanzler in einem parlamentarischen Re­
gierungssystem, der vom Parlament – genauer: von der 
Mehrheitsfraktion (oder den Mehrheitsfraktionen) – ge­
wählt wird und in der Regel für die Dauer der Legislatur­
periode auf dessen Unterstützung setzen kann. In den USA 
haben sowohl Präsident als auch Kongress eine eigene Le­
gitimationsbasis: Der Präsident wird indirekt vom Volk über 
den Weg eines Wahlgremiums (electoral college)1 gewählt, 
die Mitglieder des aus zwei Kammern bestehenden Kon­
gresses jeweils direkt – im Falle des Senats von den Wahl­
berechtigten des Einzelstaates, im Falle des Repräsentan­
tenhaus vom Elektorat eines Wahlbezirkes innerhalb eines 
Einzelstaates. So kann es kommen, dass der Präsident nicht 
der Partei angehört, die über die Mehrheiten in einer oder 
in beiden Kammern des Kongresses verfügt. Da beide Häu­
ser in der Gesetzgebung gleichberechtigt sind, bedarf es 
seitens des Repräsentantenhauses und des Senats einer 
identischen Gesetzesvorlage. Diese kann vom Präsidenten 
mit einem Veto belegt werden, welches wiederum vom 
Kongress nur mit Zweidrit telmehrheiten in beiden Kammern 
überstimmt werden kann. Rechtskräftig wird ein Gesetz 
folglich nur dann, wenn sich die drei Institutionen einig 
sind. Die zentrale Rolle bei der Vermeidung von Blockaden 
kommt den Parteien, insbesondere ihren Fraktionen im 
Kongress zu.
Wenngleich die Verfassungsväter bei der Konzeption des 
Regierungssystems keine Parteien vorsahen – anders als 
im deutschen Grundgesetz werden sie in der Verfassung 
nicht erwähnt – und darüber hinaus sogar in factions2 ein 
großes Problem für eine Gesellschaft sahen, so war ihnen 
doch klar, dass sich Parteien unweigerlich herausbilden 

würden. Und dies geschah auch, allerdings anders als in 
den meisten Staaten Europas nicht aus der Gesellschaft 
heraus und mit einem Antrieb zur Demokratisierung des 
politischen Systems. Vielmehr entstanden die Parteien in 
den USA im Kongress unter den Bedingungen einer zur da­
maligen Zeit vergleichsweise weitreichend ausgeprägten 
repräsentativen Demokratie. Bereits in der ersten Legisla­
turperiode bildeten sich 1789 mit den Federalists und den 
Democratic-Republicans zwei Gruppierungen3, von denen 
erstere insbesondere für eine starke Zentralregierung plä­
dierten, während letztere für den Erhalt weitreichender 
Kompetenzen auf Seiten der Einzelstaaten eintraten. Aus 
diesen beiden Fraktionen leiten sich im Wesentlichen auch 
die beiden heute dominierenden Parteien her. 
Wenngleich die Forschung detaillierter von vier, fünf oder 
gar sechs Phasen der Geschichte der Parteientwicklung 
spricht, so lassen sich doch im Wesentlichen zwei große 
Zeiträume identifizieren. Der erste entspricht der Zeit bis 
zum Bürgerkrieg (1861–1865) – gleichsam als Findungs­
phase –, in der es mehrfach wechselnde Parteibezeichnun­
gen gab, in der gleichwohl aus den Democratic-Republicans 
die Demokratische Partei entstand. Der zweite umfasst die 
Zeit seither, denn mit der Präsidentschaft von Abraham Lin­
coln (1861–1865) verbindet sich im Wesentlichen auch die 
Bildung der Republikanischen Partei, die in der Tradition 
der Federalists stehend als Grand Old Party (GOP) für einen 
starken Bundesstaat und damit auch für den Erhalt der 
Union eintrat. In der Zeit nach dem Bürgerkrieg war sie 
weiterhin die Partei der Nordstaaten, der Sklaverei- und 
Segregationsgegner und somit auch die Partei, die die 
Afro-Amerikaner überwiegend wählten. Erst im Laufe der 
ersten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts und spätestens mit 
dem New Deal des Demokratischen Präsidenten Franklin D. 
Roosevelt änderten sich die Positionen der beiden Parteien 
bezüglich der Rolle des Bundes. Nunmehr sind es die De­
mokraten, die eine starke Rolle des Bundes favorisieren, 
während die Republikaner die Rechte und Kompetenzen 
der Einzelstaaten gestärkt sehen wollen.
Die hier nur kursorisch dargelegte Geschichte der US-Par­
teien zeigt auf, dass es in den USA schon seit jeher zwei 
Blöcke gab, die sich mal versöhnlicher, mal parteiischer 

Abbildung 1: Die Symbolfiguren Esel und Elefant

picture alliance / Zoonar | Cigdem Simsek
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Exkurs 1: Esel und Elefant als Symbole amerikanischer Polarisierung

Abbildung 2 zeigt Präsident Grover Cleveland, wie er eine 
Latte an einem Zaun anbringt, die beschriftet ist mit „Ex­
tension of Civil Service Reform under President Cleve­
land“. Weitere Zaunlatten tragen ebenfalls die Aufschrift 
zur Erweiterung der Reform des Staatsdienstes unter den 
Präsidenten Benjamin Harrison, erneut Cleveland und 
Chester A. Arthur. Der Zaun umschließt ein Gehege mit 
der Bezeichnung Public Office (öffentlicher Dienst). Cleve­
land wird vom Republikanischen Elefanten und Demokra­
tischen Esel beobachtet, die beide Halstücher tragen, auf 
denen To the Victors Belong the Spoils (den Siegern ge­
hören die Pfründe) steht. Zwei Vignetten zeigen, oben 
links, Republikanische Partei geschlagen 1884 und 1892, 
mit all ihren Ämtern und oben rechts Demokratische Partei, 
geschlagen 1888 und 1894, mit all ihren Ämtern. Am Bo­
den liegt eine weitere Zaunlatte mit der Beschriftung 
Further Extension of Civil Service Reform. Die Karikatur 
stammt von John S. Pughe (1870–1909) aus dem Jahr 1895.

Der Esel ist das Symbol der Demokratischen Partei. Zu­
rück geht seine Verwendung auf die Präsidentschafts­
kampagne von Andrew Jackson im Jahr 1828, als dessen 
Gegner ihn einen jackass, also einen Esel, nannten. Jack­
son wendete diese Assoziation positiv für sich, da der Esel 
auch als willensstarkes, durchsetzungsfähiges Tier gilt. 

Gebräuchlich und berühmt wurde der Esel als Symbol der 
Demokraten allerdings erst durch die Karikaturen von 
Thomas Nast (1840–1902) in der Zeitschrift Harper’s 
Weekly, für die er von 1859 bis 1886 zeichnete. Nast 
führte zudem den Elefanten als Symbol für die Republika­
nische Partei ein. In einer Karikatur, die 1874 in Harper’s 
Weekly erschien (Abbildung 3), zeichnete Nast einen Esel 
in einer Löwenhaut, der alle anderen Tiere aus Angst in 
die Flucht treibt. Eines dieser Tiere ist ein Elefant, der die 
Aufschrift The Republican Vote trägt. Nast unterstellte da­

mit der Demokratischen Partei unnötige Panikmache vor 
einer drit ten Amtszeit des Republikaners Ulysses Grant, 
der von 1869–1877 als Präsident amtierte.1 

Die Karikaturen von Nast fallen in die Zeit der reconstruc‑
tion, die den Zeitraum der Wiedereingliederung der Süd­
staaten in die Union bis 1877 umfasst. Sie war ähnlich wie 
heute geprägt von einer extremen Polarisierung der Par­
teien im Kongress. Nast fing diesen Antagonismus der 
Demokraten und Republikaner in seinen Karikaturen ein. 
Wie schon Pughe grif fen und greifen bis heute Karikatu­
risten auf diese Symbole für diese beiden Parteien zurück 
– und nicht zuletzt haben sie selbst den Esel und den Ele­
fanten als ihre Symbole übernommen. 

1  Erst seit dem 22. Zusatzartikel von 1951 darf ein Präsident nicht mehr 
für eine dritte volle Amtszeit kandidieren. Grant trat 1876 nicht erneut 
an.

Abbildung 2:  
Karikatur von John S. 
Pughe, 1895

picture alliance / United Archives / WHA

Abbildung 3: Karikatur von Thomas Nast, 1874

picture alliance / Everett Collection | © Jerry Tavin



und sich im Bürgerkrieg kulminierend sogar kriegerisch im 
wahrsten Sinne des Wortes zeigten. In anderen Worten: 
partisanship gab es immer, polarization erscheint dagegen 
periodisch. Und für erfolgreiche Gesetzgebung bedarf es, 
insbesondere, wenn die Kongressmehrheit nicht von der 
Partei des Präsidenten gestellt wird, bipartisanship. Im Ein­
zelnen bedeutet dies, dass die Fraktionen im Kongress bei 
Personalentscheidungen (z. B. bei der Wahl des Sprechers 
des Repräsentantenhauses) oder bei Fragen zur Ge­
schäftsordnung geschlossen abstimmen. Dies kann selbst­
redend auch bei Gesetzen so sein. Dann erfordert es Ver­
handlungsgeschick seitens der Fraktionsführungen und 
auch seitens des Präsidenten, um Kompromisse zu schlie­
ßen und möglichst zu parteiübergreifenden (bipartisan) 
Entscheidungen zu gelangen. Dazu bedarf es des Willens 
wenigstens einiger Kongressmitglieder, die Linie der eige­
nen Partei zu verlassen und mit der gegnerischen Fraktion 
zu stimmen. In Phasen der Polarisierung bewegen sich die 
Fraktionen jedoch voneinander weg, die ideologischen 
Fronten verhärten sich und die Zahl der moderaten Kon­
gressmitglieder, die zu Kompromissen bereit ist, schrumpft. 
Genau diese Entwicklung ist spätestens seit Mitte der 
1990er Jahre in den USA eingetreten. Wenn jedoch heute 
die Polarisierung in den USA als Missstand beklagt wird, 
darf nicht vergessen werden, dass dies kein neues Phäno­
men ist, sondern insbesondere in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts bis in die ersten Dekaden des 20. Jahr­
hunderts hinein schon einmal der Fall war. Angesichts der 
heutigen Polarisierung müsste vielmehr gefragt werden, ob 
nicht die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg die Besonder­
heit darstellt und diese Phase der oftmals praktizierten bi‑
partisanship nicht vielleicht sogar eher die Anomalie ist. 
Ungeachtet dessen stellt sich die Frage, wie es zur heuti­
gen Polarisierung insbesondere im Kongress kam und in­
wieweit sie ihre Wurzeln in der amerikanischen Gesell­
schaft hat.

Gründe der parteipolitischen Polarisierung 
im Kongress4

Für den Kongress versteht man unter parteipolitischer Pola­
risierung, dass sich das Abstimmungsverhalten der Abge­
ordneten und Senatoren immer mehr an der Parteilinie ori­
entiert. Zugleich nahm und nimmt weiterhin in beiden Frak­
tionen die Zahl der moderaten Kongressmitglieder ab. Als 
geschrumpfte Gruppe steuern die moderaten Kräfte immer 
weniger häufig die entscheidenden Stimmen für über Par­
teigrenzen hinausreichende Mehrheitsbildungen bei. Für 
diese Entwicklung werden in der politikwissenschaftlichen 
Forschung Gründe identifiziert, die einerseits außerhalb 
des Kongresses liegen und daher als externe Faktoren be­
zeichnet werden und die andererseits durch Veränderun­
gen im Kongress selbst herrühren und somit als interne Ur­
sachen gelten. Von der Forschung wird ausgeschlossen, 
dass es ein einzelnes Phänomen ist, welches die parteipo­
litische Polarisierung auslöst, und auch, dass ausschließ­
lich äußere oder innere Faktoren für diese Entwicklung ur­
sächlich sind. Im Gegenteil besteht eine weitgehende Ei­
nigkeit darüber, dass sich sowohl externe als auch interne 
Faktoren gegenseitig bedingen und verstärken. Die partei­
politische Polarisierung des Kongresses lässt sich dem­
nach nur als ein Gesamtbündel von Faktoren erklären. Al­
lerdings gibt es in der Literatur unterschiedliche Gewich­

tungen hinsichtlich der Wirkung beziehungsweise der 
Bedeutung der einzelnen, im Folgenden in Kürze beschrie­
benen Faktoren.

Außerhalb des Kongresses liegende Ursachen der 
Polarisierung
Fünf außerhalb des Kongresses liegende Entwicklungen 
gelten als ursächlich dafür, dass die Parteien in Repräsen­
tantenhaus und Senat ideologisch-programmatisch homo­
gener wurden. 
	l Der breiteste Erklärungsansatz besteht darin, dass es, 

erstens, eine zunehmend polarisierte Wählerschaft sei, 
welche für diese Entwicklung verantwortlich ist. Ein 
ideologisches Auseinanderdriften auf gesamtgesell­
schaftlicher Ebene führe dazu, dass in Übereinstimmung 
damit die Mitglieder des Kongresses entsprechend ge­
wählt würden. 
	l Zweitens wird darauf abgehoben, dass die parteipoli­

tisch aktivsten Bürgerinnen und Bürger der Polarisierung 
besonderen Vorschub leisten würden, da sie in den Vor­
wahlen Kandidatinnen und Kandidaten von den ideolo­
gischen Rändern der Parteien bevorzugen und in die 
Hauptwahlrennen schicken würden. Ungeachtet der 
Frage, ob die Wählerschaft als Ganzes polarisiert ist 
oder nicht, stünden dieser keine moderaten Mandats­
bewerberinnen und -bewerber zur Wahl. 
	l Als weiterer Faktor gelten drit tens Wählerwanderungen 

insbesondere im Süden, aber auch im Nordosten der 
USA. Ab den 1960/70er  Jahren wandten sich in den 
Südstaaten zunehmend mehr der weißen Wählerinnen 
und Wähler den Republikanern zu. Damit sank die Zahl 
konservativer und moderater Abgeordneter und Sena­
toren der Demokraten aus dieser Region. Andersherum 
wurden in den Staaten des Nordostens immer weniger 
moderate Republikaner in den Kongress gewählt. Diese 
beiden Veränderungen sorgten mithin für die zuneh­
mende ideologische Homogenisierung der Kongress­
parteien. 
	l Viertens wird das gerrymandering – die Einteilung der 

Wahlkreise zugunsten der Parteien – für die Zunahme 
der Polarisierung im Repräsentantenhaus mitverant­
wortlich gemacht. Dadurch wuchs die Zahl der sicheren 
Sitze für die Parteien beziehungsweise verkleinerte sich 
die Anzahl der kompetitiven Wahlkreise. Zugleich be­
deutet dies homogenere Wählerschichten in den Wahl­
kreisen beziehungsweise weniger moderate Kandida­
tinnen und Kandidaten, die um die Stimmen der Mitte 
kämpfen, und somit auch weniger Abgeordnete der 
ideologischen Mitte. Für die Polarisierung im Repräsen­
tantenhaus hat das gerrymandering durchaus nachvoll­
ziehbare Erklärungskraft. Dass jedoch im Senat, für des­
sen Wahlen das Ziehen von Wahlkreisgrenzen entfällt, 
parteipolitische Homogenisierung ebenso auftrit t, 
macht deutlich, dass die Wahlkreiseinteilung nicht der 
alleinige Grund für die Polarisierung sein kann. 
	l Als fünfter bedeutsamer externer Faktor gilt die sich 

ebenfalls polarisierende US-amerikanische Medien­
landschaft. Zu nennen wären etwa FOX News auf der 
konservativen, den Republikanern zugeneigten Position 
oder MSNBC auf der liberalen, den Demokraten zuge­
wandten Seite. Während manche Autorinnen und Auto­
ren den Medien selbst polarisierende Wirkung zu­
schreiben – wie das für die eine oder andere Radio Talk 
Show (etwa die des im Februar 2021 verstorbenen Rush 
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Limbaugh) durchaus plausibel erscheint –, sprechen an­
dere von den Verstärkereffekten der Medien, indem 
diese über die in Gesellschaft und Politik beobachtbare 
Polarisierung berichteten beziehungsweise sich sogar 
ganz dezidiert auf eine der Seiten stellten. Der Zusam­
menhang von Medien und Polarisierung zeigt sich etwa 
darin, dass die politisch aktivsten Parteianhängerinnen 
und -anhänger die ihnen ideologisch genehmen Sender 
präferieren, dadurch in ihrer Position bestärkt werden 
und dann etwa bei den Vorwahlen großen Einfluss auf 
die Kandidatenauswahl ihrer Partei ausüben.

Kongressinterne Gründe der Polarisierung
Als aus dem Kongress heraus entstehende Ursachen der 
Polarisierung werden vier Faktoren genannt. 
	l Erstens ist über die letzten Jahrzehnte ein schleichender 

Zusammenbruch überparteilicher Normen zu beobach­
ten, der sich aus einer Mischung verschiedener techni­
scher Entwicklungen sowie politischen Notwendigkei­
ten und Zwängen ergibt. So wird vom Kongress mittler­
weile als einem Tuesday-Thursday Club gesprochen. Da­
runter ist zu verstehen, dass die Abgeordneten und 
Senatoren sich anders als früher überwiegend nur noch 
von Dienstag bis Donnerstag in Washington, D.C. für 
ihre Arbeit aufhalten und sich den Rest der Zeit jedoch 
gleichsam im Dauerwahlkampf in ihren Wahlkreisen be­
finden. Lag früher der Lebensmittelpunkt in der Haupt­
stadt und ergab es sich hieraus, dass sich die Kongress­
mitglieder einschließlich ihrer Familien untereinander 
besser kannten und beruflich weiter reichende, aber 
auch private Kontakte selbst über die Parteigrenzen hin­
weg pflegten, gibt es eine solche gemeinsame Soziali­
sation heute in deutlich geringerem Ausmaß. Dies resul­
tiert darin, dass das Einvernehmen über bestimmte 
Grundsätze der gemeinsamen Arbeit, wie etwa die Be­
reitschaft zur Kompromissfindung, schwindet oder gar 
ganz wegfällt. Im Wesentlichen besteht das soziale Um­
feld in Washington, D.C. aus den Parteikolleginnen und 
-kollegen. 
	l Zweitens ist die Identifikation mit der eigenen Kammer, 

dem Repräsentantenhaus beziehungsweise dem Senat, 
in beiden Häusern einer Art Mannschaftsgeist im Sinne 

eines kollektiven Pflichtgefühls gegenüber der eigenen 
Partei gewichen. Auch früher war politischer Zusammen­
halt notwendig, aber er gilt nunmehr nicht mehr nur ins­
besondere in Bezug auf die Wahl des Führungsperso­
nals sowohl des Kongresses als auch der jeweiligen 
Fraktionen, sondern insgesamt für die inhaltliche Posi­
tionierung in den verschiedenen Policy-Feldern. 
	l Das heißt drit tens im Umkehrschluss, dass es die Kon­

gress- und die Fraktionsführungen heutzutage häufiger 
und leichter vermögen, (erfolgreich) Druck auf die eige­
nen Fraktionsmitglieder auszuüben. 
	l Das ist, viertens, nicht zuletzt auch auf verschiedene 

Reformen der Geschäftsordnung der beiden Häuser 
sowie auf die zugunsten des Führungspersonals aus­
gefallenen Änderungen der Fraktionssatzungen zurück­
zuführen, die für die Homogenisierung der Parteien 
und somit für deren Polarisierung ebenfalls bedeutsam 
sind.

Das Abstimmungsverhalten im Kongress als Indikator 
parteipolitischer Homogenisierung

In den letzten fünfzig Jahren hat sich die parteiliche Ge­
schlossenheit beständig und in beiden Kammern fast zeit­
gleich erhöht. Das lässt sich anhand der party unity votes 
anschaulich zeigen. Grundlage der Bestimmung der Ein­
heit der Partei (party unity) sind die roll calls, die namentli­
chen Abstimmungen. Von einer party unity vote spricht man, 
wenn bei einer Abstimmung eine Mehrheit der Abgeord­
neten bzw. der Senatoren der einen Partei einer Mehrheit 
der Abgeordneten bzw. Senatoren der anderen Partei ge­
genübersteht. Abbildung 4 zeigt den Anteil der party unity 
votes an der Gesamtzahl der roll calls in Repräsentanten­
haus und Senat im Zeitverlauf seit 1963.
Im Repräsentantenhaus lag der Anteil der party unity votes 
im Jahr 1967 bei 36,3 Prozent, im Senat bei 34,6 Prozent. 
Demnach standen nur bei rund einem Drit tel der Abstim­

Abbildung 4:  
Parteienkohärenz bei 
Abstimmungen in 
Repräsentantenhaus und 
Senat 1963–2020

Quelle: Eigene Zusammenstellung und Darstellung auf Grundlage des Datenmaterials aus verschiedenen Ausgaben des CQ Weekly bzw. CQ Ma­
gazine, Christoph M. Haas
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mungen Mehrheiten der einen Partei den Mehrheiten der 
anderen Partei gegenüber. Andersherum bedeutet das, 
dass sich bei fast zwei Drit tel der Abstimmungen keine 
mehrheitlichen Parteiblöcke bildeten. Im Jahr 2017 dage­
gen betrug der Anteil der party unity votes im Repräsentan­
tenhaus 76,0 Prozent, im Senat 68,9 Prozent. Linear stieg 
der Anteil der party unity votes innerhalb der letzten fünf­
zig Jahre um 30 Prozentpunkte an.
Der Anstieg der party unity votes ist nicht der einzige Indika­
tor für eine zunehmende Kohärenz der Parteien in beiden 
Kammern des Kongresses. Betrachtet man die party unity 
votes genauer und bestimmt den Grad der Geschlossen­
heit bei diesen Abstimmungen, so zeigt sich auch hier ein 
signifikanter Anstieg. Der Maßstab hierfür sind die party 
unity scores, die abbilden, wie hoch der Anteil der jeweili­
gen Parteimehrheit bei party unity votes im Durchschnitt ei­
nes Sitzungsjahres war. 

Blickt man erneut auf das Jahr 1967, so stimmten im Reprä­
sentantenhaus (Abbildung 5) durchschnittlich 67 Prozent 
der Demokratischen Abgeordneten entlang der Parteilinie 
ab; bei den Republikanern waren es 74 Prozent. Die Refe­
renzwerte fünfzig Jahre später liegen bei 93 Prozent bei 
den Demokraten und bei 92 Prozent bei den Republika­
nern. In Abbildung 5 wird sichtbar, wie zwar die Quote 
Ende der 1960er Jahre kurzzeitig abfiel, sich danach aber 
zunächst in einem Korridor zwischen 65 und 75 Prozent be­
wegte. Auf Seiten der Republikaner wurde die Schwelle 
von 90 Prozent im Jahr 1995 erstmalig überschrit ten. In die­
sem Jahr verfügte die Republikanische Partei zum ersten 
Mal seit vier Dekaden über die Mehrheit im Repräsentan­
tenhaus. Seither fielen die party unity scores der Republika­
ner nicht mehr unter 85 Prozent. Die Demokraten liegen erst 
seit 2002 durchgängig über dieser Schwelle und weisen 
erstmalig im Jahr 2007 einen Wert jenseits der 90 Prozent 

Abbildung 5:  
Parteigeschlossenheit 
im Repräsentantenhaus 
bei party unity votes  
1963–2020

Quelle: Eigene Zusammenstellung und Darstellung auf Grundlage des Datenmaterials aus verschiedenen Ausgaben des CQ Weekly bzw. CQ Ma­
gazine, Christoph M. Haas

Abbildung 6:  
Parteigeschlossenheit 
im Senat bei  
party unity votes  
1963–2020

Quelle: Eigene Zusammenstellung und Darstellung auf Grundlage des Datenmaterials aus verschiedenen Ausgaben des CQ Weekly bzw. CQ Ma­
gazine, Christoph M. Haas
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auf. Damals stellten die Demokraten nach zwölf Jahren in 
der Minderheit erneut die Mehrheit im Repräsentanten­
haus. Für das Repräsentantenhaus lässt sich somit festhal­
ten, dass die Geschlossenheit beider Parteien deutlich zu­
genommen hat und Demokraten wie Republikaner seit 
2002 kontinuierlich ein homogenes Abstimmungsverhalten 
jenseits der Schwelle von 85 Prozent an den Tag legten.
Ähnlich wie im Repräsentantenhaus verlief die Entwicklung 
im Senat (Abbildung 6). Auch hier überschritten die Repub­
likaner die Schwelle von 85 Prozent bei den party unity 
scores erstmals im Jahr 1995. Ebenso wie im Repräsentan­
tenhaus stellten sie damals auch im Senat die neue Mehr­
heit. Die Republikaner waren es auch im Senat, die im 
Jahr 2002 als erste die Marke von 90 Prozent übertrafen 
und im Jahr 2017 gar auf eine neue Rekordquote von 97 Pro­
zent kamen. Die hohen Quoten in diesen beiden Jahren 
lassen sich durch die besondere Geschlossenheit der Par­
tei im Nachgang der Terroranschläge vom 11. September 
2001 sowie bei den Abstimmungen zu von Donald Trump 
ausgesprochenen Nominierungen – und hier im speziellen 
Ernennungen an die obersten Bundesgerichte – erklären. 
Mit der Amtsübernahme Barack Obamas als Präsident im 
Jahr 2009 überschritten auch die Demokraten im Senat die 
Marke von 90 Prozent bei den party unity scores und hielten 
sie über seine gesamte Regierungszeit hinweg über diesem 
Wert, während die Republikaner in diesem Zeitraum diese 
Quote bis 2017 nicht mehr übertrafen.
Auch der Rückgang der Raten im Jahr 2018 lässt sich erklä­
ren. Die anstehenden Zwischenwahlen führten insbeson­
dere bei einigen Demokraten aus eher konservativen Ein­
zelstaaten zu einem von der Parteilinie abweichenden Ab­
stimmungsverhalten. Ganz generell sind bei Abstimmun­
gen entlang der Parteilinie die Ausschläge nach unten 
sowohl im Repräsentantenhaus wie im Senat allesamt in 
Wahljahren zu beobachten.
Die vorangegangenen Schaubilder zeigen die Zunahme 
der Geschlossenheit beider Parteien bei Abstimmungen. 
Für sich allein genommen sind sie allerdings noch kein Indi­
kator für die parteipolitische Polarisierung. Zudem zeigen 
sie auch nicht die Schwierigkeiten auf, die die Präsidenten 
in den letzten Jahrzehnten – insbesondere seit Mitte der 

1990er Jahre – bei der Gewinnung von Zustimmung zu ih­
ren Programmen und Vorstellungen hatten. 
Abbildung  7 zeigt beispielhaft für das Repräsentanten­
haus das Verhalten der beiden Parteien bei Abstimmun­
gen, bei denen der Präsident eine eindeutige Position be­
zogen und öffentlich kundgemacht hatte. Damit will er zu­
gleich auch den Kongress um Abstimmung in seinem Sinne 
ersuchen. Die schwarze Trendlinie zeigt an, wie sich der 
Abstand zwischen den beiden Parteien kontinuierlich ver­
größert hat. Sie ist damit auch ein Indikator der kontinuier­
lich zunehmenden parteipolitischen Polarisierung.5

Fazit und Ausblick

Wenngleich Blockaden im präsidentiellen Regierungssys­
tem der USA angelegt sind, so bedeutet doch die zuneh­
mende Polarisierung des Kongresses, dass es immer 
schwieriger wird, parteiübergreifende Mehrheiten zu fin­
den. Umso mehr gilt das, wenn Präsidentenamt und Kon­
gressmehrheiten von unterschiedlichen Parteien kontrol­
liert werden. Diesem Problem Abhilfe zu schaffen, haben 
letztlich allein die Wählerinnen und Wähler in der Hand, 
indem sie moderatere Kandidatinnen und Kandidaten un­
terstützen. Ein Weg dahin wäre, die Auswahl der Kandida­
tinnen und Kandidaten in den Vorwahlen nicht allein den 
parteipolitisch aktiven Bürgerinnen und Bürger zu überlas­
sen. Studien zeigen, dass sich nach wie vor der größere 
Teil der amerikanischen Gesellschaft als moderat bezeich­
net. Soll die Polarisierung weniger werden, bedarf es einer 
stärkeren Partizipation dieser Gruppe bei der Auswahl der 
Kandidatinnen und Kandidaten.6 Ebenso wie die parteipo­
litische Polarisierung kontinuierlich zunahm, wird sie auch 
nur langsam wieder abnehmen. Stand jetzt wird dies aller­
dings in absehbarer Zeit (noch) nicht geschehen.

Abbildung 7:  
Unterstützung der Position 
des Präsidenten im 
Repräsentantenhaus nach 
Parteien, 1962–2015

Quelle: Eigene Zusammenstellung und Darstellung auf Grundlage des Datenmaterials aus verschiedenen Ausgaben des CQ Weekly bzw. CQ Maga­
zine, Christoph M. Haas
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ANMERKUNGEN

1	 Im electoral college verfügt jeder Einzelstaat über so viele Stimmen, wie 
es der Gesamtzahl seiner Mitglieder im Kongress entspricht. Da jeder Ein­
zelstaat zwei Senatoren in den Senat sowie wenigstens einen Abgeord­
neten in das Repräsentantenhaus entsendet, hat er wenigstens drei Stim­
men im electoral college. Mit der Ausnahme von zwei Staaten gilt das 
winner takes all-Prinzip: Diejenige Kandidatin bzw. derjenige Kandidat, die 
oder der in einem Einzelstaat die Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
erhält, bekommt die electoral votes. Zum Wahlsystem in den USA siehe 
ausführlicher Haas/Koschut/Lammert 2018: S. 39–52.
2	 Als faction werden in Artikel 10 der Federalist Papers von 1787/88 (ge­
schrieben von Alexander Hamilton, James Madison und John Jay als Ver­
fassungskommentar) „eine Gruppe von Bürgern – das kann eine Mehrheit 
oder eine Minderheit der Gesamtheit sein – die durch den gemeinsamen 
Impuls einer Leidenschaft oder eines Interesses vereint und zum Handeln 
motiviert ist, welcher im Widerspruch zu den Rechten anderer Bürger oder 
dem permanenten und gemeinsamen Interesse der Gemeinschaft steht“ 
(zit. nach Haas/Koschut/Lammert 2018: S. 19) bezeichnet.
3	 Die wesentlichen Gründe für die Herausbildung eines Zweiparteien­
systems in den USA sind das Mehrheitswahlprinzip und die Tatsache, dass 
es die beiden großen Parteien bislang stets vermochten, kurzzeitig (zu­
meist auch nur regional) erfolgreiche dritte Parteien gleichsam program­
matisch einzusaugen.
4	 Vgl. folgend u. a. McCarty 2019 sowie zur Bedeutung der Geschäfts­
ordnungsreformen für die Polarisierung im Kongress Haas 2018: S. 284 ff. 
5	 Für den Senat ergibt sich ein ähnliches Bild, auf eine Wiedergabe wird 
daher an dieser Stelle verzichtet. Ausführlicher hierzu: Haas 2016: S. 208–
218. 
6	 Zu verstehen ist dies als die Quintessenz der verschiedensten Lösungs­
ansätze. Deren Vielfalt und die zum Teil sogar gegenläufigen Vorschläge 
zur Verringerung der Polarisierung zeigen die Beiträge in dem von Natha­
niel Persily 2015 herausgegebenen Sammelband.

Dr. Christoph M. Haas ist Akademischer Oberrat am Seminar für 
Wissenschaftliche Politik der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg. 
Der Schwerpunkt seiner Beschäftigung in Forschung und Lehre 
liegt auf dem Regierungssystem der USA und hierbei insbesonde‑
re dem US-Kongress.

 
U

N
SE

R 
A

U
TO

R

258

C
hr

is
to

p
h 

M
. H

a
as



Polarisierung als Herausforderung  
für die politische Bildung1

Franziska Heinze

 
Politischer Bildung kommt die Aufgabe zu, sich an einer 
zeitgemäßen, angemessenen und demokratischen Ant­
wort auf Polarisierungsprozesse zu beteiligen sowie Of­
fenheit und (Ambiguitäts-)Toleranz im Hinblick auf ge­
lebte Pluralität zu fördern. Hinreichendes Wissen kann 
die Angst vor Komplexität mindern. Es gilt, Pluralismus 
begreifbar zu machen und Diskursverschiebungen auf­
zudecken. In einer pluralistischen Gesellschaft geht es 
letztlich darum, ein Stück weit Differenzen und wider­
streitende Interessen auszuhalten. In ihrem Beitrag zeigt 
Franziska Heinze Wege auf, wie die politische Bildung 
auf polarisierte Themen und Gruppen reagieren kann. 
So braucht es nicht nur Angebote, um sich mit den jewei­
ligen Themen und ihren Standpunkten auseinanderzuset­
zen und der Komplexität und dem Widerspruch der De­
batte Raum zu geben. Auch auf die Rolle der Medien 
muss die politische Bildung ein Augenmerk legen, um 
zunehmender Polarisierung entgegenzuwirken.�

Zum Wesenskern moderner Demokratien gehört, dass die 
in einer Gesellschaft vorhandenen vielfältigen und teil­
weise widerstreitenden Perspektiven und Interessen mitei­
nander ausgehandelt werden. Das bedeutet, in der kon­
kreten Verhandlung und Auseinandersetzung zu aner­
kannten Lösungen im Streit um konkurrierende Interessen 
und Perspektiven zu kommen. Dabei muss auch die Demo­
kratie, die als Lebens-, Gesellschafts- und Herrschaftsform 
begriffen werden kann (Himmelmann 2001), immer wieder 
neu begründet, ihre grundlegenden Prinzipien und Werte 
immer wieder aktualisiert oder neu erarbeitet werden. In­
sofern bilden Auseinandersetzung und Streit einen grund­
legenden produktiven Kern jedes demokratischen Mitein­
anders (Deitelhoff 2021: 48).
Westliche Demokratien und somit auch die Bundesrepub­
lik Deutschland sind von einer zunehmenden Pluralisierung 
von Lebensverhältnissen gekennzeichnet. Der Kultursozio­
loge Andreas Reckwitz konstatiert einen gesellschaft­
lichen Strukturwandel hin zu einer „Gesellschaft der Sin­
gularitäten“ (Reckwitz 2017). Diese erlebt die zunehmende 
Ausdifferenzierung von sozioökonomischen und soziokul­
turellen Milieus, von sich immer weiter voneinander entfer­
nenden Lebensentwürfen und -realitäten. Das Grundle­
gende dieses Wandels bestehe darin, „dass die soziale 
Logik des Allgemeinen ihre Vorherrschaft verliert an die 
soziale Logik des Besonderen“ (Reckwitz 2017: 11). Medi­
ale und politische Entwicklungen spiegeln die 
sozioökonomische und soziokulturelle Vereinzelung und 
können dazu beitragen, sie zu verstärken. Die gesellschaft­
liche Pluralität und Ausdifferenzierung stellt mit ihrer Beto­
nung des Singulären und Besonderen neue Anforderungen 
an die Aushandlung von Interessen und Perspektiven. Im 
immer vielfältiger werdenden Konzert jener verliert das 
Allgemeine zwangsläufig an Bedeutung und seine (ver-)

bindende Kraft schwindet. Zugleich führt die Vielfalt der 
Möglichkeiten auch zu einem größeren Maß an Komplexi­
tät und Unübersichtlichkeit. Dies wiederum bietet nicht nur 
Chancen, sondern kann auch zu einem Gefühl der indivi­
duellen Überforderung führen.
Seit längerem lassen sich zugleich in Deutschland und an­
deren westlichen Demokratien Entwicklungen beobach­
ten, die mit dem Begriff der Polarisierung bezeichnet wer­
den. Darunter gefasst werden verschiedene (Zeit-)Phäno­
mene, die sich je nach Perspektive auf die politische Dis­
tanz infolge von politischen, sozialen, kulturellen oder 
ökonomischen Entwicklungen beziehen. Jene wird als zu­
nehmende Ausprägung von Unterschieden zwischen und 
als Auseinanderdriften von unterschiedlichen politischen 
Lagern und Haltungen verschiedener sozialer und kulturel­
ler Milieus oder wohlhabender bzw. prekärer Lebenslagen 
sichtbar. Politische Distanz kann sich dabei sach- oder the­
menbezogen äußern oder sich als affektive bzw. gruppen­
bezogene Polarisierung darstellen. Zudem lassen sich ver­

Auseinandersetzung und Streit um gemeinsame Werte und 
Prinzipien ist der produktive Kern jedes demokratischen Mit-
einanders, besonders in einer sich ausdifferenzierenden 
Gesellschaft. Adobe Stock | Hurca! (Ausschnitt)
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schiedene Gruppen, die als polarisiert gelten („Träger von 
Polarisierung“), unterscheiden (vgl. Schmelzle 2021). 
Polarisierung bezeichnet also ganz unterschiedliche Er­
scheinungen: beispielsweise die Auseinandersetzungen 
um Fragen des Klimawandels und Klimaschutzes oder um 
Genderfragen und deren gesellschaftliche und sprach­
liche Repräsentanz. Hierbei handelt es sich häufig um 
sach- oder themenbezogene Polarisierungen. Diese liegen 
dann vor, „wenn sich die politischen Positionen zu einer 
bestimmten Sachfrage […] innerhalb einer bestimmten Po­
pulation stark unterscheiden“ (Schmelzle 2021: 52). Ein an­
deres Beispiel stellt die US-amerikanische Auseinander­
setzung zwischen Republikanern und Demokraten in einem 
polarisierten Wahlkampf um die Präsidentschaft in den 
USA im vergangenen Jahr dar, die in Wahlbetrugsvorwür­
fen und dem Sturm auf das Kapitol, dem Sitz des Kongres­
ses der Vereinigten Staaten von Amerika, gipfelten. Hier 
kann primär von einer affektiven, gruppenbezogenen Po­
larisierung gesprochen werden, die gar nicht immer und 
vor allem nicht zwangsläufig mit sachbezogenen Differen­
zen einhergeht. Affektive bzw. gruppenbezogene Polari­
sierung bezieht sich insbesondere „auf die affektiven Ein­
stellungen, das heißt auf Gefühle der Sympathie und Anti­
pathie, der Verbundenheit und der Feindschaft, zwischen 
politisch definierten Gruppen“ (Schmelzle 2021: 52). Einen 
sichtbaren Ausdruck findet Polarisierung in Deutschland 
und Europa u. a. auch im Zulauf populistischer Bewegun­
gen, über die es möglich ist, die verschiedenen Träger von 
Polarisierung zu identifizieren.

Orientierung im Dickicht der Möglichkeiten

Gemeinhin wird Polarisierung als Herausforderung, wenn 
nicht gar als Bedrohung für gesellschaftlichen Zusammen­
halt und die Demokratie angesehen. Demgegenüber steht 
eine (oftmals unausgesprochene) Vorstellung vom Soll-Zu­
stand einer demokratischen Gesellschaft, die sich über ein 
als allgemein anerkannt angenommenes Verbindendes 
definiert. Eine Instanz, die Orientierung und Unterstützung 
bei der Identifikation und näheren Bestimmung dieses „All­
gemeinen“ im Dickicht der Vielfalt an politischen 
Möglichkeiten sowie gesellschaftlichen Singularitäten ge­
ben und Modi zum Umgang mit Polarisierungen bieten 
kann, ist die politische Bildung.
Politische Bildung soll Lernprozesse anstoßen, die auf de­
mokratische Teilhabe und Diskursfähigkeit abzielen, ihre 
Adressat:innen bei Urteilsbildungen unterstützt, sie zur In­
teressenvertretung ermutigt und politisch handlungsfähig 
macht (Hafeneger 2009). Als Instanz der politischen Sozi­
alisation von (jungen) Menschen trägt sie dazu bei, jene 
„Werthaltungen, Einstellungen, Überzeugungen, Wissens­
bestände und Handlungsdispositionen“ zu erwerben, die 
bedeutsam sind, dass (junge) Menschen die politische 
Ordnung einer Gesellschaft verstehen. Damit trägt politi­
sche Bildung einerseits zur Stabilität der politischen Ord­
nung einer Gesellschaft bei (Sander 2007), andererseits 
auch zu ihrer Weiterentwicklung.
Zum einen findet politische Bildung curricular verregelt im 
Rahmen des schulischen Gesellschafts-, Sozialkunde- oder 
Politikunterrichts statt. Zum anderen ist politische Bildung 
Bestandteil oder Kern zahlreicher, sich immer weiter aus­
differenzierender Angebote der außerschulischen Jugend- 
und Erwachsenenbildung (vgl. BMFSFJ 2020). Dabei orien­

tiert sich politische Bildung an zentralen Prinzipien, dem 
sogenannten Beutelsbacher Konsens (Wehling  1977): 
Jene soll Lernende nicht überwältigen, sondern diese da­
rin befähigen, politische Meinungen und Haltungen in der 
begründeten Auseinandersetzung mit widerstreitenden 
Positionen auszubilden. Als subjektbezogener Bildungs­
prozess ist politische Bildung dabei immer ergebnisoffen. 
Gesellschaftlich und politisch kontrovers diskutierte The­
men und Perspektiven sollen in politischen Bildungsprozes­
sen in ihrer Vielgestaltigkeit und Kontroversität aufgegrif­
fen und dargestellt werden. Die politische Bildung soll Ler­
nende darüber hinaus dazu befähigen, in politischen 
Situationen ihre eigenen Interessen zu analysieren. Ge­
mäß ihren didaktischen Prinzipien orientiert sie sich dabei 
an der Lebenswelt ihrer Adressat:innen und ermöglicht ex­
emplarisches Lernen an konkreten Problemen und deren 
Bearbeitung (Sander 2007; Reinhardt 2009).
Politische Bildung fokussiert Wissensvermittlung, Reflex­
ions- und handlungsorientierte Lernprozesse gleicherma­
ßen, „mit der Perspektive, dass das gelernte Wissen auch 
im staatsbürgerlichen Handeln, in der biografischen Ent­
wicklung und der politisch-sozialen Lebenswelt reflexiv be­
deutsam und praktisch relevant ist bzw. wird“ (Hafen­
eger  2009:  861). Dabei ist die kritische Bewusstseins­
bildung explizites Ziel einer auf „Mündigkeit, Aufklärung 
und Selbstbestimmung zielende[n] demokratische[n] poli­
tische[n] Bildung“ (Hafeneger 2009: 863; Grammes/Wel­

Politische Bildung kann das Potenzial von Konflikten inte
grativ nutzen, indem sie unterschiedliche Positionen sichtbar 
macht und zur Diskussion stellt.

Adobe Stock | Monkey Business
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niak 2012). Indem sie die Offenheit des demokratischen 
politischen Diskurses, die Kritik und den (Wider-)Streit als 
Kernelemente einer demokratischen Verfasstheit zu ihren 
grundlegenden Prinzipien erklärt (Hufen 2018: 217), ist po­
litische Bildung immer auch demokratische Bildung. Sie ist 
nie wertneutral und kann sich im Umgang mit Polarisie­
rungsprozessen auf ihre grundlegenden Prinzipien als „po­
litikdidaktische Transformation des Sinn- und Wertekon­
zeptes einer freiheitlich-pluralistischen Ordnung“ 
(Scherb 2016: 85) beziehen.
Fragt man nach dem Beitrag, den politische Bildung im Um­
gang mit Polarisierungsprozessen leisten kann, so scheint 
darin zunächst die (politische bzw. gesellschaftliche) Er­
wartung auf, gesellschaftlichen Herausforderungen und 
einer (angenommenen) Bedrohung der Demokratie durch 
Polarisierung mit den Mitteln politischer Bildung begeg­
nen zu können. Auch wenn zuweilen eine intervenierende 
oder präventive Rolle der politischen Bildung gefordert 
(und gefördert) wird, ist politische Bildung nur bedingt ge­
eignet, Polarisierungsprozessen im Modus einer „Feuer­
wehr“ entgegenzutreten oder akute Symptome von Polari­
sierung zu bearbeiten.
Im Zuge ihrer Wissensvermittlungsfunktion kann sie jedoch 
dazu beitragen, Mechanismen demokratischer Urteils- 
und Willensbildung von anderen, un- bzw. scheindemo­
kratischen Formen der Urteils- und Willensbildung zu un­
terscheiden lernen. Sie kann darüber informieren, wie de­
mokratische Legitimität entsteht und erodiert und über 
grundlegende Werte und Prinzipien einer demokratischen 
Gesellschaftsordnung aufklären – zu nennen sind hier ins­
besondere die Orientierung an der freiheitlich-demokrati­

schen Grundordnung, an den allgemeinen Menschen­
rechten und an den Grundsätzen der Gewaltenteilung. 
Über die Vermittlung von Verfahren der demokratischen 
Partizipation, der Interessenaushandlung und der Förde­
rung von Beteiligung sowie entsprechender Kompetenzen 
(ergo „Demokratieförderung“) kann sie dazu beitragen, 
dass (junge) Menschen lernen, wie ein demokratisches 
Miteinander funktioniert, und dazu angeregt werden, sich 
in politische Prozesse einzubringen.

Die integrativen Potenziale von Konflikten nutzen

Um der Realität pluraler Gesellschaften, ihrer sich verviel­
fältigenden und notwendigerweise auch widerstreiten­
den, d. h. polarisierten und polarisierenden Perspektiven 
und Interessen gerecht zu werden, müssen jene artikuliert 
und miteinander ausgehandelt werden.
Der Konflikt stellt eine besondere Form des Zusammenwir­
kens von Individuen bzw. Gruppen dar und ermöglicht es, 
verschiedene Perspektiven und Interessen zur Sprache zu 
bringen. Polarisierungen und Konflikte sind in einer sol­
chen Perspektive nicht per se bzw. zuerst Indikatoren für 
gesellschaftliche und politische Desintegration, sondern 
zunächst vor allem ein Anzeiger für unterschiedliche Inter­
essen und Perspektiven. In diesem Sinne weisen affektive 
bzw. gruppenbezogene Polarisierungen insbesondere auf 
Wertekonflikte hin, während sach- bzw. themenbezogene 
Polarisierungen eher Sach- oder Verteilungskonflikte arti­
kulieren.
Konflikte haben grundsätzlich das Potenzial, zur Vergesell­
schaftung beizutragen (Deitelhoff 2021: 47): Sie können 
sozialintegrative Funktionen übernehmen (Coser 2009), in­
dem sie ermöglichen, unterschiedliche Perspektiven, Er­
wartungen und Normen zu artikulieren, zu erläutern 
und auszuhandeln. Dem liegt eine Vorstellung von Zusam­
menhalt als Form der gesellschaftlichen Integration zu­
grunde, „die die Pluralität individueller Gruppenzugehö­
rigkeiten und systemischer Ausdifferenzierung (Nas­
sehi 2013) reflektiert und soziale wie auch politische Pro­
zesse der Kooperation vorsieht, die Konflikte einschließen“ 
(Forst 2021: 44). Das Allgemeine und Verbindende entsteht 
also aus der integrativen Kraft der Auseinandersetzung.
Die Logik gesellschaftlicher Singularitäten findet auch im 
Politischen ihre Fortführung und mündet in einer, die sozi­
ale Logik verstärkenden „Politik des Besonderen“ (Reck­
witz 2017: 371). Insofern ist ein gewisses Maß an zumindest 
sachorientierter Polarisierung durchaus zu begrüßen, da 
sich darin Erwartungen und Einstellungen einer pluralen 
Gesellschaft ausdrücken. Vor diesem Hintergrund kann Po­
larisierung im Zuge von politischem Streit und gesellschaft­
lichen Auseinandersetzungen im Sinne einer deutlichen 
Sichtbarmachung widerstreitender gesellschaftlicher Inte­
ressen und Positionen nicht nur zur gesellschaftlichen Inte­
gration, sondern auch dazu beitragen, dass gesellschaftli­
cher Wandel angestoßen wird (Deitelhoff 2021).
Betrachtet man Polarisierungsprozesse zunächst als Arti­
kulation widerstreitender Interessen und als Anzeiger für 
die Notwendigkeit, unterschiedlichste Perspektiven und In­
teressen zu repräsentieren und miteinander auszuhandeln, 
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so leistet politische Bildung in der Besinnung auf ihre Kern­
aufgaben per se einen Beitrag zum Umgang mit Polarisie­
rung. Im Umgang mit affektiven Polarisierungsprozessen 
bzw. Wertekonflikten tut politische Bildung gut daran, de­
mokratische Haltung zu beziehen bzw. diese zu stützen. 
Indem sie die Austragung von sachbezogenen Konflikten 
in den Fokus rückt, kann sie auch dazu beitragen, dass sich 
themenbezogene politische Distanz nicht in affektive Pola­
risierung transformiert. „»Demokratische Gesellschaften er­
halten sich eben nicht dadurch, dass konfligierende Grup­
pen ihre partikularen Interessen und Meinungen einem 
imaginären Konsensus aufopfern. Vielmehr entsteht das 
sie integrierende normative Kapital gerade in der Kette 
von Konflikten, die […] nach Regeln ausgefochten werden« 
(Dubiel 1999: 138, Hervorh. dort)“ (Deitelhoff 2021: 48). In 
diesem Sinne bezeichnet die Politologin Nicole Deitelhoff 
die „Institutionalisierung der Infragestellung der eigenen 
Normen und Werte bei zugleich regelgeleiteter 
Konflikt(ein)hegung als Kern von modernen Demokratien“ 
(Deitelhoff 2021: 48). Dies ist jedoch nicht voraussetzungs­
los, sondern bedarf demokratischer Prinzipien und Regeln 
der Konfliktbearbeitung.
Genau hier setzt politische Bildung an: Sie kann Gelegen­
heiten und Räume zur politischen Auseinandersetzung mit 
gegenwartsbezogenen und historischen Themen und In­
halten bereitstellen, wie dies beispielsweise die partei­
nahen politischen Stiftungen, Gedenk- und Bildungsstät­
ten oder die Landeszentralen und die Bundeszentrale für 
politische Bildung mit ihren zahlreichen Angeboten tun. Im 
Sinne ihrer Wissensvermittlungsfunktion stellt politische 
Bildung Informationen zu politischen Institutionen und de­

mokratischen Verfahren bereit. Ein prominentes Beispiel 
hierfür ist der digitale Wahl-O-Mat (www.wahl-o-mat.de), 
der nicht nur Informationen über ausgewählte parteipoliti­
sche Positionen und ein Werkzeug zur Auseinanderset­
zung mit und zur Reflexion von eigenen Positionen in Bezug 
auf zentrale Themen der Bundestagswahl bietet, sondern 
auch umfängliche Informationen über die Wahl zum Deut­
schen Bundestag und die sich zur Wahl stellenden Par­
teien bereitstellt. Politische Bildung hält zudem Instrumente 
zur regelgeleiteten Konfliktbearbeitung vor und unterstützt 
ihre Adressat:innen bei der Einübung von politischem 
Streit, z. B. mittels Planspielen zu kommunalpolitischen Ent­
scheidungsprozessen, wie „Storchbach“2 oder „Reinstadt 
hat andere Sorgen“3. Im Umgang mit Polarisierungspro­
zessen kommt es dabei darauf an, zunächst eine grundle­
gende Diskurs- und Auseinandersetzungsbereitschaft zu 
entwickeln bzw. wiederherzustellen. Zugleich ist auch da­
rauf zu achten, dass Streit sich nicht weiter polarisiert und 
demokratische Spielregeln eingehalten werden.

Kontroversität zum Ausgangspunkt von 
Bildungsangeboten machen

Gerade wenn das Allgemeine und Verbindende in einer 
Gesellschaft an Integrationskraft zu verlieren scheinen, 
wenn Singularitäten nebeneinanderstehen und vielfältige 
Perspektiven und Interessen gleichermaßen ihre Anerken­
nung einfordern, kann die politische Bildung und ihre refle­
xive Beschäftigung mit den zentralen Werten einer demo­
kratischen Gesellschaft Orientierung bieten. Sie kann die 

Mithilfe von Planspielen kann 
der politische Streit im Unter-
richt geübt werden.

LpB
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Wertbezüge verschiedener Gruppen und Positionen so­
wie deren Standortgebundenheit sichtbar machen. Im 
Kontext von Polarisierungsprozessen kann dies dazu bei­
tragen erkennen zu lernen, aus welcher Perspektive und 
vor welchem Hintergrund Positionen und Interessen formu­
liert werden sowie deren demokratischen Gehalt zu be­
stimmen. Damit eröffnen sich neue Möglichkeiten bzw. An­
satzpunkte der Auseinandersetzung mit sich polarisieren­
den Positionen. Hierbei kann sich politische Bildung auf 
ihre ureigenen professionstheoretischen Grundlagen be­
sinnen: Indem sie das Kontroverse zum Mittelpunkt ihrer 
Bildungsangebote macht und vermeidet, den Lernenden 
bestimmte Positionen überzustülpen, kann sie diese dabei 
unterstützen, auch in polarisierten gesellschaftlichen Fra­
gen zu eigenen, begründeten Urteilen zu kommen.
In diesem Zusammenhang ist es wichtig, dass politische 
Bildnerinnen und Bildner selbst Polarisierungsprozesse 
professionell „bewältigen“ können. Hierfür müssen sie in 
der Lage sein zu unterscheiden, welche Form von Polarisie­
rung vorliegt und woraus diese im konkreten Falle resul­
tiert: ob es sich um sach- bzw. themenbezogene oder af­
fektive bzw. gruppenbezogene politische Distanzen han­
delt. Diese Differenzierung ist wichtig, da die verschiede­
nen Polarisierungsformen einen jeweils unterschiedlichen 
Umgang mit ihnen erfordern und der politischen Bildung in 
unterschiedlichem Maße zugänglich sind. So kann politi­
sche Bildung beispielsweise in Fällen sachbezogener Pola­
risierung zu einer Abmilderung von Polarisierung beitra­
gen, indem sie bewährte Verfahren der Kompromiss- oder 
Entscheidungsfindung in komplexen und kontroversen Kon­
stellationen einübt. Sie kann Regeln zum Einbezug vielfälti­
ger Perspektiven und Interessen vermitteln und deren Im­
plementierung unterstützen. Im Umgang mit affektiver bzw. 
gruppenbezogener Polarisierung steht die politische Bil­
dung vor größeren Herausforderungen, da hier nicht zu­
letzt Fragen der Auseinandersetzung mit Emotionen in der 
Politik eine wichtige Rolle spielen. Deren angemessene Be­
rücksichtigung in politischen Bildungsprozessen ist erst seit 
jüngerer Zeit Gegenstand der Reflexion in der Disziplin 
und Profession der politischen Bildung (Besand/Over­
wien/Zorn 2019; Besand 2014).

Digitale Möglichkeiten verändern die politische 
Bildung

Digitalen Medien und Sozialen Netzwerke wird eine wich­
tige Rolle für Polarisierungsprozesse zugeschrieben. In­
dem sie potenziell Vereinzelung und Abkopplung von an­
deren Arenen der Perspektiven- und Interessenvermittlung 
fördern, laufen sie Gefahr, zu Triebfedern von Polarisie­
rungsprozessen zu werden. Zugleich ist bislang noch we­
nig darüber bekannt, welchen konkreten Einfluss z. B. kon­
krete Desinformationskampagnen in den Sozialen Medien 
auf Polarisierungsprozesse ausüben (Tucker et al. 2018). 
Dabei bieten digitale Medien und Soziale Netzwerke neu­
artige und vielzählige Artikulations- und Verhandlungs­
räume für politische Themen und Prozesse. Der Einfluss von 
und die öffentliche Aufmerksamkeit für die Tweets des ehe­
maligen US-amerikanischen Präsidenten Donald Trump 
können hierfür als ambivalentes Beispiel gelten. Auch zei­
gen aktuelle Beispiele wie die „Zerstörungs“-Videos des 
YouTubers Rezo und die ihnen zuteilwerdende (mediale) 
Aufmerksamkeit4 in paradigmatischer Weise, welche Wir­

kung moderne digitale Kommunikationsmedien für poli­
tische Prozesse entfalten können.
Insbesondere junge Menschen verfügen oftmals über um­
fängliche Kenntnisse und Fähigkeiten im Umgang mit digi­
talen Medien und Sozialen Netzwerken. Politische Bildung 
kann diese nutzen, um neue Formen der Beteiligung zu ent­
wickeln und zu ermöglichen, demokratische Selbstwirksam­
keit einzuüben und gesellschaftsbezogene Lernprozesse 
anzustoßen. Anregungen hierfür bieten zahlreiche Modell­
projekte, wie sie beispielsweise im Bundesprogramm „De­
mokratie leben!“ gefördert werden, die sich mit Demokra­
tieförderung und digitalen Medien beschäftigen.5 
Damit (junge) Menschen sich nicht in der Vielfalt und 
Schnelllebigkeit des world wide web oder in durch Algo­
rithmen generierten „Filterblasen“ Sozialer Netzwerke ver­
lieren, steht die politische Bildung zugleich vor der Auf­
gabe, sie im Umgang mit digitalen Medien und Sozialen 
Netzwerken als Quelle und Medium politischer Inhalte 
und Auseinandersetzungen zu befähigen. Im Kontext von 
Polarisierungsprozessen kann die politische Bildung hier 
dazu beitragen, die Funktionen von (digitalen) Medien in 
Polarisierungsprozessen zu erhellen, Mechanismen der 
Komplexitätsreduktion, der Beeinflussung und der Mani­
pulation zu erkennen und sich aus sich selbst verstärken­
den Mechanismen von „Filterblasen“ herauslösen zu kön­
nen. Dabei steht sie auch vor der Aufgabe, die Möglichkei­
ten höchst individualisierter Interessen- und Meinungsbil­
dung sowie -artikulation an etablierte Formate und Foren 
politischer Willensbildung zurückzubinden.

Fazit

Im Umgang mit Polarisierung ist es eine grundlegende Auf­
gabe der politischen Bildung, insbesondere junge Men­
schen darin zu befähigen, einerseits regelgeleitet Streit um 
widerstreitende Interessen und Haltungen auszutragen. 
Dabei ist es wichtig, andererseits eine Verständigung über 
grundlegende Rahmenbedingungen und demokratische 
Prinzipien der Auseinandersetzung bereitzustellen. Zu­
gleich braucht es regelgeleitete Beteiligungsmöglichkei­
ten, die Teilhabe und Mitwirkung für alle gleichermaßen 
ermöglichen und so dazu beitragen, dass Menschen mit 
ganz unterschiedlichen Perspektiven und Interessen in der 
Lage sind, ihre jeweiligen Interessen in konfliktive Ausein­
andersetzungen einzubringen sowie mit anderen auszu­
handeln. Indem sie sich auf ihre grundlegenden Prinzipien 
bezieht und die Kontroverse zum Ausgangspunkt von Bil­
dungsangeboten macht, kann politische Bildung insbeson­
dere den Umgang mit sachbezogenen Polarisierungen 
vermitteln und im Umgang mit digitalen Medien und Sozi­
alen Netzwerken unterstützen. Letztere bieten zudem 
zahlreiche Potenziale für die Veränderung und Weiterent­
wicklung von Angeboten der politischen Bildung. Mit Blick 
auf affektive Polarisierungen steht die politische Bildung 
vor der Aufgabe, die Rolle von Emotionen in der Politik auf­
zugreifen, gerät jedoch auch an ihre Grenzen. Als demo­
kratische politische Bildung muss sie diese erkennen und 
markieren, immer dann, wenn der demokratische Werte­
konsens verlassen wird.
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Nachruf: Prof. Dr. Hans-Georg Wehling
Die Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg trauert um Prof. Dr. Hans-Georg Wehling, 
der am 7. Oktober 2021 im Alter von 83 Jahren in Ravensburg verstorben ist. Mit ihm verliert die Landeszen­
trale einen ihrer Gründerväter, einen geschätzten Kollegen und angesehenen Wissenschaftler, vor allem 
aber einen besonderen Menschen und eine beeindruckende Persönlichkeit.
Hans-Georg Wehling war von 1968 bis zu seinem Ruhestand im Jahr 2003 für die politische Bildung im Land 
tätig, zunächst für die Arbeitsgemeinschaft „Der Bürger im Staat“, seit 1972 dann für die neu gegründete 
Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg. Er konzipierte die Zeitschrift „Der Bürger im 
Staat“ neu, die von der Arbeitsgemeinschaft herausgegeben wurde, seit 1969 war er ihr Redaktionsleiter. 
„Jegliche Enge sei uns fremd!“ Unter dieses Motto stellte Hans-Georg Wehling zu Beginn seiner Redaktions­
tätigkeit die Arbeit der Zeitschrift. Mit überparteilichen Beiträgen und Materialien, die sachlich und ver­
ständlich politische Fragen und Themenkomplexe vermitteln sollten, hat er so die Ausrichtung der Zeitschrift 
bis heute geprägt. 
Die politische Bildung in Baden-Württemberg und in ganz Deutschland hat Hans-Georg Wehling viel zu 
verdanken. Zusammen mit dem früheren Direktor der LpB Dr. Siegfried Schiele hat der Politikwissenschaftler 

1976 den „Beutelsbacher Konsens“ formuliert. 
Dessen drei Grundsätze – Verzicht auf Über­
wältigung, Herstellung von Kontroversität, 
Befähigung zur demokratischen Teilhabe – 
bilden bis heute den ethischen Kern der poli­
tischen Bildungsarbeit. Der „Beutelsbacher 
Konsens“ vermittelt seither insbesondere in 
Zeiten polarisierter Debatten Orientierung.
Über viele Jahre hinweg war Hans-Georg 
Wehling als Leiter der Abteilung „Publika­
tionen“ das publizistische Gesicht der LpB. 
Er hat im Laufe seines 35 Jahre langen Wir­
kens unsere Zeitschrift „Der Bürger im Staat“ 
zu einem bundesweit angesehenen Aushän­
geschild der LpB gemacht; er hat die „Schrif­
ten zur politischen Landeskunde Baden-
Württembergs“ begründet und dreißig ihrer 
Bände verantwortet; er hat das „Handbuch 
Kommunalpolitik“ ins Leben gerufen, das bis 
heute in vielen Auflagen erschienen ist; nicht 
zuletzt hat er es mit Publikationen wie der 
„Kleinen politischen Landeskunde“ verstan­
den, mit fundierten Informationen ein breites 
Publikum zu erreichen. In der bundesweit täti­

gen Publikationskonferenz der Zentralen für politische Bildung, deren Vorsitz er viele Jahre innehatte, hat er 
wichtige Impulse gesetzt. 
Mit seiner wissenschaftlichen Expertise als Honorarprofessor an der Universität Tübingen, als bundesweit 
gefragter Experte für Kommunalpolitik, als einer der besten Kenner des Landes, seiner Geschichte, Politik 
und politischen Kultur hat Hans-Georg Wehling der LpB Baden-Württemberg Ansehen und Profil verliehen. 
Für Wissenschaft, Medien und Politik war er ein wichtiger Ratgeber und Gesprächspartner, ausgestattet mit 
analytischer Schärfe, geprägt von unbestechlicher Unabhängigkeit und dem immerwährenden Bemühen, 
Brücken zu bauen zwischen Menschen unterschiedlicher politischer Meinungen. 
Prof. Dr. Hans-Georg Wehling wurde für seine Verdienste für die politische Bildungsarbeit sowie für sein 
wissenschaftliches und publizistisches Schaffen mit dem Bundesverdienstkreuz am Bande, mit dem Ludwig-
Uhland-Preis und dem Friedrich-Schiedel-Wissenschaftspreis zur Geschichte Oberschwabens geehrt.
Sein Wirken wird unsere Arbeit weiter begleiten. Wir werden ihm stets in Dankbarkeit und Hochachtung 
verbunden bleiben.

Lothar Frick, Sibylle Thelen und Prof. Dr. Reinhold Weber
Direktion der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg
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Gegen Gleichgültigkeit und Geschichtsvergessenheit

Sigmund Gottlieb:
Stoppt den Judenhass!

Hirzel Verlag, Stuttgart 2020.
96 Seiten, 15,00 Euro.

Jüdinnen und Juden können hierzulande kein normales Le­
ben führen. Sicherheitszäune und Polizei vor jüdischen Kin­
dergärten, Brandanschläge auf Synagogen, Hakenkreuze 
auf Schultischen, „Jude“ als Schimpfwort auf Pausenhöfen, 
antisemitische Chats, perfide Witze und Hitlergrüße gehö­
ren inzwischen zur deutschen Normalität. Die jüdische Be­
völkerung ist nicht erst seit dem Terrorakt in Halle am 9. 
Oktober 2019, sondern seit Jahrzehnten Ziel rechtsextre­
mer Angriffe und Mordanschläge. Häufig erlebt sie Über­
grif fe und perfide Anfeindungen auch aus muslimisch ge­
prägten Milieus, die selbst unter Rassismus leiden. In man­
chen sozialen Brennpunkten Berlins wird die Kippa nicht 
mehr offen getragen, um nicht als Jude erkannt und ange­
grif fen zu werden. Deutschlandweit sind nach Daten des 
Bundesverbands der Recherche- und Informationsstellen 
Antisemitismus (RIAS) im vergangenen Jahr 1909 antisemi­
tische Vorfälle erfasst worden. Das waren gut fünf pro Tag. 
Was aber gerne übersehen wird: Antisemitismus kam und 
kommt aus der Mitte der Gesellschaft! Der Journalist Sig­
mund Gottlieb, mehr als zwanzig Jahre Chefredakteur des 
Bayerischen Fernsehens, bringt diesen Sachverhalt in sei­
ner Streitschrift mit aller Deutlichkeit  auf den Punkt: „Der 
Antisemitismus sei in der Mitte der Gesellschaft angekom­
men, heißt es. Das ist Unsinn, denn dort befand er sich 
schon immer. Jetzt ist er nur selbstverständlicher, lauter 
und auch gefährlicher geworden“ (S. 12). Die neuen Antise­
miten haben sich längst breit gemacht in bürgerlichen 
Kreisen, in so manchen Parteizentralen europäischer 
Hauptstädte oder in den Redaktionsbüros (mehr oder we­
niger) renommierter Fernsehsender, diverser Zeitschriften 
oder Magazine. Die Gleichsetzung der israelischen Politik 
mit der nationalsozialistischen Ausgrenzungs- und Ver­
nichtungspolitik ist längst keine Seltenheit mehr. Diese 
Spielart von Antisemitismus kritisiert die Politik des Staates 
Israel und sein Vorgehen im Nahostkonflikt. Gottlieb cha­
rakterisiert sich selbst als „bekennender Zionist“ (S. 10) und 
ergreift entschieden Partei für Israel, das er im Übrigen 
auch kritisiert, wenn es ihm sachlich angemessen erscheint. 
Es gibt sehr wohl einen Unterschied zwischen „Israel-Bas­
hing“ und sachlicher Kritik gegenüber der Politik Israels. 
Gottlieb erinnert in Anlehnung an den Schweizer Journa­
listen Frank A. Meyer daran, dass Israel „eine Zivilisations­
oase in der nahöstlichen Zivilisationswüste“ (S. 17) ist, sind 
doch die Nachbarstaaten Israels Despotien und Autokra­

tien. Israel ist umgeben von Ländern, die die Existenz des 
israelischen Staates in Frage stellen.
Sigmund Gottlieb setzt sich in der Folge mit einer weiteren 
Quelle des Antisemitismus auseinander. Die Digitalisie­
rung hat veränderte Kommunikationswege, Kanäle der 
„kollektiven Erregung“ (Bernhard Pörksen) und Platt formen 
für Hasstiraden geschaffen. Ungefiltert werden mit einer 
aggressiven Tonalität antisemitische Aussagen mit ande­
ren geteilt. Hate Speech hat eine enorme Reichweite und 
muss (zumeist) keine direkte kritische Reaktion fürchten. Die 
roten Linien haben sich merklich verschoben. In Sozialen 
Netzwerken, die zusehends zu einer „Kloake menschlicher 
Abgründe“ (Giovanni di Lorenzo) verkommen sind, toben 
sich Antisemitismus und Rassismus aus. Die von Gottlieb 
zitierten Hassbotschaften sind monströs und nur schwer 
erträglich. In diesem Zusammenhang ist ein weiterer Sach­
verhalt alarmierend: Das Internet ist das favorisierte Me­
dium jüngerer Menschen, die wenig bis nichts über die 
Shoah, den Antisemitismus und die jüdische Geschichte 
wissen. Neuere Veröffentlichungen – so etwa das von Do­
ron Kiesel und Thomas Eppenstein 2020 herausgegebene 
Buch „Du Jude“. Antisemitismus-Studien und ihre pädagogi‑
schen Konsequenzen – konstatieren bei Kindern und Ju­
gendlichen einen katastrophalen Wissensstand über den 
Holocaust.
Obwohl es wenig wissenschaftliche Studien über Antise­
mitismus unter Muslimen gibt, lässt sich aus Beobachtun­
gen und Vorfällen ableiten, dass die Zahl der Anfeindun­
gen und Übergrif fe zunimmt. Der Anstieg des Antisemi­
tismus hat u. a. auch mit der Aufnahme junger Leute aus 
arabisch-islamischen Ländern zu tun, die in ihren Her­
kunftsländern so sozialisiert wurden, dass sie Juden als 
ihre Feinde betrachten. In muslimischen Milieus kursie­
rende Narrative sind oft ideologisch derart verzerrt, dass 
sie Anknüpfungspunkte für antisemitische Stereotype bie­
ten. Das Feindbild von „den Juden“ und Israel gehört für 
viele Jugendliche arabischer, türkischer und/oder muslimi­
scher Herkunft auch in Deutschland zum Alltagswissen 
(vgl. den Beitrag von Jochen Müller in dem Themenheft 
„Antisemitismus“ unserer Zeitschrift „Der Bürger im Staat“, 
Heft 4/2013, S. 303 ff.). 
Gottlieb ist ein unbequemer Autor, der kein Blatt vor den 
Mund nimmt. Er kritisiert die Gleichgültigkeit von Politikern 
und Politikerinnen, die zwar Betroffenheit äußern, jedoch 
eher zögerlich konkrete Maßnahmen folgen lassen. Mahn­
wachen und Lichterketten – laut Gottlieb „Wohlfühlveran­
staltungen“ (S. 19) – täuschen über Gleichgültigkeit und 
die gesunkene Schwelle der Empathie hinweg. Und seit ge­
raumer Zeit machen sich die „Schamlosen“ (S.  31) breit. 
Wer das Holocaust-Denkmal in Berlin als „Denkmal der 
Schande“ (Björn Höcke) kritisiert oder die zwölf Jahre der 
nationalsozialistischen Diktatur als „Vogelschiss“ (Alexan­
der Gauland) in der Geschichte Deutschlands verharm­
lost, bewegt sich nicht mehr auf dem Fundament der demo­
kratischen Grundwerte und leistet einem antisemitischen 
Klima in Deutschland Vorschub.
Antisemitismus ist beileibe kein ausschließlich deutsches 
Phänomen, wenngleich er aufgrund der Brutalität und Bes­
tialität der NS-Diktatur eine historisch singuläre Schuld ist. 
Gottlieb wagt einen Blick über den nationalen Tellerrand 
und blickt u.  a. nach Frankreich und Großbritannien. In 
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Frankreich, dem Land mit der größten jüdischen Gemeinde 
in Europa, grassieren stetig anwachsende judenfeindliche 
Aktivitäten. Angesichts des Anstiegs antisemitisch motivier­
ter Straftaten macht ein französisches Wochenmagazin 
„das neue modrige Frankreich“ (S. 23) aus. In den ersten 
sechs Monaten des Jahres 2019 war auch in Großbritan­
nien ein Anstieg antisemitischer Vorfälle zu beobachten. 
Eine unrühmliche Rolle spielte hierbei Jeremy Corbyn, Chef 
der Labour-Partei von 2015 bis Anfang des Jahres 2020. 
Drei in Großbritannien erscheinende jüdische Zeitungen, 
die ansonsten eher den Dissens pflegen, warnten vor Cor­
byn als künftigem Regierungschef. Corbyn hatte Diszipli­
narverfahren gegen Antisemiten in seiner Partei behindert 
und verharmlost. Die terroristischen Milizen Hamas und 
Hisbollah bezeichnete er als Freunde. Corbyn ruderte spä­
ter zurück und wiegelte ab, konnte aber nicht verhindern, 
dass immer mehr Abgeordnete die Labour-Partei verließen.
Abschließend fordert Gottlieb mit zehn Thesen konkrete 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Antisemitismus ein. Er 
will keine „Gelegenheitssolidarität“, sondern plädiert für 
ein konsequentes Meldeverfahren antisemitischer Vorfälle 
und appelliert an den wehrhaften Rechtsstaat. Damit geht 
die Forderung einher, endlich ein durchdachtes strategi­
sches Konzept zur Bekämpfung des Antisemitismus in 
Deutschland zu etablieren. Ein deutlicher Appell richtet 
sich nicht zuletzt an die schulische und außerschulische 
historisch-politische Bildung, deren Aufgabe es ist, die 
enormen Wissenslücken bei heranwachsenden Generati­
onen zu füllen.
 Siegfried Frech

Terror von Rechts verstehen

Stefan Goertz:
Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus in Deutschland. Eine 
analytische Einführung für Polizei und Sicherheitsbehörden. 

PSP Schriftenreihe, Verlag Deutsche Polizeiliteratur, Hilden 2021.
224 Seiten, 20,00 Euro.

Unter dem Eindruck der Ermordung des Kasseler Regie­
rungspräsidenten Walter Lübcke sowie der rechtsterroris­
tischen Anschläge in Halle und Hanau ist Bundesinnenmi­
nister Horst Seehofer bei der diesjährigen Vorstellung des 
Berichts Politisch motivierte Kriminalität (PMK) zu dem Schluss 
gekommen, dass der Rechtsextremismus die größte Bedro­
hung für die Sicherheit in unserem Lande sei. Auf der Basis 
der vom Bundeskriminalamt (BKA) und Bundesamt für Ver­
fassungsschutz (BfV) bereitgestellten Daten weist die PMK-
Statistik für das Jahr 2020 ein Gesamtstraftatenaufkom­
men von 44.692 Fällen (8,54 % mehr als 2019) mit insge­

samt 23.604 rechtsmotivierten Straf- und Gewalttaten 
(5,65 % mehr als 2019) aus, einen Höchststand im Vergleich 
zu 14.725 registrierten Delikten im Jahr 2001 und den bis­
herigen Peaks aus der ersten (2008: 20.422) und zweiten 
(2016: 23.555) Dekade des 21. Jahrhunderts. Weil durch 
sie die Beeinträchtigung oder Beseitigung der freiheitli­
chen demokratischen Grundordnung (FdGO) angestrebt 
wird, werden 32.924 der insgesamt erfassten politisch mo­
tivierten Straftaten als extremistisch gewertet, davon wie­
derum gelten 22.357 als rechtsextremistisch (5,01 % mehr 
als 2019). Die teilweise auf Schätzungen basierende Zahl 
der Rechtsextremisten ist laut BMI in den beiden vergange­
nen Jahren erneut gestiegen und liegt nun bei 33.300 Per­
sonen (2018: 24.100, 2019: 32.080), davon werden 
13.300  Personen durch die Sicherheitsbehörden als ge­
waltorientiert eingestuft. 
Den mit Abstand größten Anteil an der PMK -rechts- haben 
die 13.659 Propagandadelikte, auch wenn hier anders als 
bei allen übrigen Themenfeldern ein leichter Rückgang der 
Straftaten (4,13 % weniger als 2019) festzustellen ist. Unter 
den insgesamt 3.365  politisch motivierten Gewalttaten 
sind 1.092 dem Phänomenbereich PMK -rechts- zuzuord­
nen, wovon wiederum 903 (9,06 % mehr als 2019) Körper­
verletzungsdelikte sind. Im Vergleich zum Vorjahr haben 
Straftaten in der Kategorie Hasskriminalität, die auf grup­
penbezogene Vorurteile zurückführbar sind, mit 10.240 Fäl­
len (19,28 % mehr als 2019) allgemein deutlich zugenom­
men, darunter als PMK -rechts- speziell fremdenfeindliche, 
ausländerfeindliche, rassistische und antisemitische Straf­
taten. Auffallend gestiegen sind auch Straftaten gegen Re­
ligionsgemeinschaften, wozu die Angriffsziele Moscheen, 
Synagogen, Kirchen und religiöse Repräsentanten zählen, 
letztere mit insgesamt 2.217 (davon 2.011 bzw. 90,71 % aus 
dem Phänomenbereich PMK -rechts-) gegen sie gerichtete 
Straftaten. Dagegen sind die im Zusammenhang mit der 
Covid-19-Pandemie begangenen Straftaten ebenso wie 
die Delikte gegen den Staat und seine Vertreter sowie ge­
gen die Polizei trotz jeweils hoher Beteiligung von rechts 
nicht mehrheitlich dem Phänomenbereich PMK -rechts- zu­
zurechnen. 
Die genannten bundesweiten Fallzahlen führen das Aus­
maß rechtsextremistischer und rechtsterroristischer Gefahr 
vor Augen, sie bedürfen aber weiterer Erklärung und Kon­
textualisierung. Dazu stellt Stefan Goertz, Professor für Si­
cherheitspolitik mit dem Schwerpunkt Extremismus- und 
Terrorismusforschung an der Hochschule des Bundes, 
Fachbereich Bundespolizei, u. a. folgende Fragen: Was ist 
unter Rechtsextremismus und terrorismus terminologisch zu 
verstehen? Wie sind rechte Parteien programmatisch, 
ideologisch und strategisch ausgerichtet? Wie sind die Ak­
teure im deutschen Rechtsextremismus organisiert? Inwie­
fern ist die Sicherheitsarchitektur der BRD von rechtsextre­
mistischen Phänomenen betroffen? Wo wird die Grenze 
zum Rechtsterrorismus überschrit ten? Wie wird das Inter­
net zur Verbreitung rechtsextremistischer Inhalte, zur Radi­
kalisierung und Mobilisierung genutzt? Und schließlich: 
Welche staatlichen Maßnahmen und zivilgesellschaftli­
chen Präventions- und Deradikalisierungsprogramme exis­
tieren gegenwärtig?
Aus dem Vergleich verschiedener sozialwissenschaftlicher 
und behördlicher Ansätze entwickelt Goertz mit der Defi­
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nition der Begriffe Rechtsextremismus und Rechtsterroris­
mus zunächst die Grundlage seiner Ausführungen. Als we­
sentliche Merkmale des Rechtsextremismus erkennt er ein 
geschlossenes Weltbild, das sich aus Antisemitismus, Frem­
denfeindlichkeit, Nationalismus, Rassismus und Sozialdar­
winismus speist, ein antipluralistisches, autoritär gepräg­
tes Staatsverständnis, das Ziel, die bestehende freiheitli­
che demokratische Grundordnung zu beschädigen oder 
abzuschaffen, sowie spezifische Organisationsformen: 
„Rechtsextremisten sind Feinde des demokratischen Ver­
fassungsstaates, richten sich gegen die fundamentale 
Gleichheit der Menschen und haben ein autoritäres 
Staatsverständnis. Sie lehnen die Staatsform der moder­
nen Demokratie ab und überbewerten ethnische Zugehö­
rigkeit, woraus Fremdenfeindlichkeit und ein Freund-Feind-
Muster resultieren“ (S. 18). Analysemerkmale des Rechts­
terrorismus sind die erschwerte Abgrenzbarkeit zum 
Rechtsextremismus, die Ideologisierung und die kämpferi­
sche Verfolgung rechtsextremistischer Ziele mit möglichst 
großer medialer Reichweite, wie sie etwa durch Anschläge 
auf symbolische Ziele oder hohe Opferzahlen erreicht 
wird: „Rechtsterrorismus ist der nachhaltig-strategische 
Kampf für rechtsextremistische Ziele. […] Die Übergänge 
von Rechtsextremismus zu Rechtsterrorismus können flie­
ßend sein. Ziele und Opfer von Rechtsterroristen können 
u. a. Ausländer, Asylbewerber, Menschen mit Migrations­
hintergrund, Politiker, Polizisten, Beamte und Repräsentan­
ten des Staates sein, aber auch Mitglieder von Parteien, 
die von Rechtsterroristen als Gegner bzw. Feinde empfun­
den werden“ (S. 18). 
Ein Überblick über die aktuelle Situation rechtsextremisti­
scher Parteien ergibt, dass die Nationaldemokratische Par­
tei Deutschlands (NPD), „Die Rechte“ und „Der III. Weg“ teil­
weise sinkende oder auf relativ niedrigem Niveau stagnie­
rende Mitgliederzahlen (zusammen ca. 4.650 Mitglieder) 
haben, die von dem AfD-Personenzusammenschluss „Der 
Flügel“ (ca. 7.000 Anhänger) und der AfD-Teilorganisation 
„Junge Alternative für Deutschland“ (JA, ca. 1.600 Mitglie­
der) – beide sind vom BfV als rechtsextremistische Prüffälle 
eingestuft worden – in ihrer personellen Bindekraft deutlich 
übertroffen werden. Inhaltlich teilen die Parteien bzw. Par­
teiorganisationen am historischen Nationalsozialismus ori­
entierte Positionen mit völkischer, fremdenfeindlicher und 
antisemitischer Ideologie. Die parlamentarische Demokra­
tie wird wie die Europäische Union abgelehnt; Aktionen wie 
Demonstrationen, Festivals und Konzerte finden sowohl im 
realen oder virtuellen öffentlichen Raum als auch klandes­
tin statt. Goertz zufolge haben rechtsextremistische Par­
teien eine „Rekrutierungsfunktion“, eine „logistische Funk­
tion, etwa indem sie Demonstrationen und Kundgebungen 
anmelden, finanzielle Unterstützung leisten oder Konzerte 
als politische Parteiveranstaltungen deklarieren“, sowie 
eine „formale Schutzfunktion gegenüber etwaigen Ver­
botsüberlegungen des Staates“; außerdem sind sie Förde­
rer „der szeneinternen Vernetzung“ (S. 37).
Zu den Akteuren im deutschen Rechtsextremismus gehören 
Einzelpersonen und Gruppen wie der deutschgläubig-
neuheidnische Verein „Artgemeinschaft“, die in losen Per­
sonenzusammenschlüssen oder sog. „Freien Kamerad­
schaften“ organisierten Neonationalsozialisten (Neona­
zis) sowie die weitgehend unstrukturierten, meist subkultu­

rell geprägten Rechtsextremisten. Bei unterschiedlicher 
Entstehungsgeschichte, Reichweite und Strategie ist ihnen 
eine aus völkisch-rassistischen, antisemitischen und revisi­
onistischen Ideologemen gespeiste Weltanschauung so­
wie das Ziel der Wiedererrichtung eines Führerstaats ge­
meinsam. Besondere Bedeutung misst Goertz dem staatli­
cherseits lange unterschätzten rechtsextremistischen Teil 
der „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ sowie der „Iden­
titären Bewegung“ zu. Erstere verneinen mit einem Perso­
nenanteil von aktuell etwa 20.000  Personen, darunter 
1.000 gewaltbereiten und waffenaffinen Rechtsextremis­
ten, die Rechtmäßigkeit der Bundesrepublik. Unter Beru­
fung auf ein selbst definiertes Naturrecht sehen sie sich als 
„Reichsbürger“ in der Kontinuität des historischen Zweiten 
Deutschen Kaiserreichs oder erklären als „Selbstverwal­
ter“ ihren Austrit t aus dem Staat. Das Handlungsspektrum 
der vorwiegend durch persönliche Kontakte und das Inter­
net mobilisierten Individuen und Gruppierungen reicht von 
der vielpraktizierten Blockade behördlicher Arbeit bis zu 
offener Gewaltanwendung mit zuletzt bei den Protesten 
gegen staatliche Corona-Maßnahmen deutlich gestiege­
ner Dynamik. 
Anders als die genannten Beispiele sind antiliberale und 
elitäre Gruppierungen der „Neuen Rechten“ wie die „Iden­
titäre Bewegung Deutschland“ (IBD) kaum vergangen­
heitsbezogen. Ihr langfristiges Ziel neben der „Anschluss­
fähigkeit an breitere gesellschaftliche Kreise“ (S. 72) ist der 
grundlegende politische Wandel durch eine „Kulturrevolu­
tion von rechts“. Die IBD wurde 2012 nach österreichischem 
und französischem Vorbild als Facebook-Gruppe in be­
wusstem Gegensatz zu überkommenen Parteistrukturen 
und zum martialischen Auftreten der Neonazi-Szene ge­
gründet. Kurz darauf veröffentlichte sie per Video „eine 
Kriegserklärung an diejenigen, welche ihr Volk, ihr Erbe, 
ihre Identität und ihr Vaterland hassen und bekämpfen“ 
(S. 65). Heute hat die aktionsorientierte Jugendbewegung 
um die 575 Mitglieder und Anhänger, die vor allem das 
Internet nutzen, um das Konzept des „Ethnopluralismus“ 
und einen völkischen Staatsvolk-Begriff zu propagieren, 
die Verschwörungsmythen des „Großen Austauschs“ und 
der „Islamisierung“ zu etablieren, und für „Remigration“ 
und die „Festung Europa“ (S. 66f.) zu agitieren.
Der historisch fest verankerte Antisemitismus mit seinen be­
kannten Vorurteilen, seiner in der Corona-Krise neu aufge­
legten Erzählung von der jüdischen Weltverschwörung und 
seiner Verneinung der Existenzberechtigung des Staates 
Israel bildet einen wesentlichen ideologischen Bestandteil 
der von Goertz beschriebenen und nach ihrer Funktion dif­
ferenzierten aktuellen Trends im deutschen Rechtsextremis­
mus. Darunter befinden sich die international vernetzte 
Kampfsport- und Musikszene, die durch ihren Eventcharak­
ter und die Erzeugung starker Gemeinschaftsgefühle be­
deutende Orte der Rekrutierung sind, außerdem Aktionsfor­
men wie Versammlungen und „Bürgerwehren“, die mit Anti-
Asyl-Agitation, Islamfeindlichkeit und gewalttätigen Stör­
aktionen rechtsextremistische Positionen in den öffentlichen 
Diskurs einbringen und für die bürgerlich-demokratische 
Mehrheitsgesellschaft anschlussfähig machen wollen, so­
wie schließlich diverse Sabotageakte gegen die Administ­
rative und Drohschreiben gegen Amtspersonen und Perso­
nen des öffentlichen Lebens, mit denen u. a. Behörden in 

268

BUCHBESPRECHUNGEN



ihrer Handlungsfähigkeit beschränkt und politische Gegner 
eingeschüchtert werden sollen. 
Rechtsextremisten in deutschen Sicherheitsbehörden und 
der Bundeswehr betrachtet Goertz gesondert, weil sie 
durch ihre Fähigkeiten, den Zugang zu Waffen und sensib­
len Daten potenziell eine große Gefahr für die FdGO dar­
stellen. Für den Zeitraum von 2017 bis 2020 erfasste das 
BfV erstmals 58 Verdachtsfälle Rechtsextremismus in Bun­
dessicherheitsbehörden, 319 Verdachtsfälle in den Sicher­
heitsbehörden der Länder und 1.064 Verdachtsfälle in der 
Bundeswehr. Verglichen mit der Gesamtzahl des Personals 
in diesen Behörden sind die gezählten Vorfälle quantitativ 
gering einzuschätzen, so dass ein strukturelles Problem der 
Sicherheitsbehörden von politischer und behördlicher 
Seite bestrit ten wird. Qualitativ handelt es sich um „Fälle 
mit typisch rechtsextremistischen Merkmalen wie Rassis­
mus, Antisemitismus oder Verherrlichung des Nationalsozi­
alismus“ (S. 106), die vom Austausch rechtsextremistischer 
Inhalte in Chatgruppen über die Zugehörigkeit zur „Reichs­
bürgerszene“ bis zur Anlage von „Feindeslisten“, Waffen- 
und Munitionslagern reichen. Als Gegenmittel verspre­
chen die verantwortlichen Politikerinnen und Politiker in­
tensivierte Bemühungen zur Aufklärung des Dunkelfelds 
sowie einerseits Prävention mit „gezielte[r] Fortbildung und 
Sensibilisierung von Mitarbeitern und Führungskräften“ 
(S. 107) und andererseits Intervention durch Strukturrefor­
men, disziplinar- und strafrechtliche Maßnahmen. 
Den Übergang vom Rechtsextremismus zum Rechtsterroris­
mus zeigt Goertz an einer Reihe von inzwischen teilweise 
verbotenen Vereinigungen. Die zusammengetragenen In­
formationen zu Gruppen wie „Weisse Wölfe Terrorcrew“, 
„Oldschool Society“ oder „Nordadler“ belegen nicht nur 
die Radikalisierung einer Vielzahl von Personen aus ent­
sprechenden Milieus, die zu schweren staatsgefährden­
den Gewalttaten entschlossen sind, sondern lassen auch 
vermuten, „dass sich rechtsterroristische Ansätze außer­
halb etablierter rechtsextremistischer Organisationen und 
Strukturen bilden“ (S. 142). Die Untersuchung rechtsterro­
ristischer Akteure und Anschläge in Deutschland konzent­
riert sich nach einer kurzen Übersicht über die Taten des 
„Nationalsozialistischen Untergrunds“ (NSU) auf die durch 
Einzeltäter verursachten Probleme für die Sicherheitsbe­
hörden. Oft existieren keine polizeilichen Vorerkenntnisse 
zu ihnen, sie radikalisieren sich von ihrem sozialen Umfeld 
unbemerkt und ohne Anbindung an eine konspirative 
Gruppe allein durch die kommunikative Vernetzung via In­
ternet. Getragen von der Idee eines „führerlosen Wider­
standes“ des amerikanischen Ku-Klux-Klans „wird der 
Anschlag oder das Attentat als konkrete Handlung vom 
Einzeltäter selbst ohne direkte Einwirkung von anderen 
Personen umgesetzt“ (S. 166). Dies erschwert den Sicher­
heitsbehörden die Überwachung potenzieller Gefährder 
und die Verhinderung von Anschlägen, was sie zugleich zu 
intensiverer Beobachtung vir tueller Netzwerke wie real­
weltlicher Zusammenschlüsse verpflichtet. Die Kontroll- 
und Sanktionsmöglichkeiten bleiben jedoch begrenzt: 
Zwar verpflichtet das „Netzwerkdurchsetzungsgesetz“ 
(2017) mit seinen jüngsten Änderungen (2021) Social-Me­
dia-Unternehmen u. a. unter Androhung hoher Bußgelder 
zur Löschung strafbarer Inhalte, seine Wirksamkeit bedarf 
aber steter Überprüfung und Anpassung. 

 Zum Schluss veranschaulicht Goertz die Formel der wehr­
haften Demokratie, indem er sowohl aktuelle Gegenmaß­
nahmen der Sicherheitsbehörden als auch Präventions- 
und Deradikalisierungsprogramme vorstellt. Dazu gehört 
im rechtlichen Bereich neben dem grundgesetzlich mögli­
chen Vereins- und Parteienverbot auch das „Gesetz zur Be­
kämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminali­
tät“ mit effektiveren Maßnahmen zur Verfolgung von Hetze 
und Drohungen, besseren Schutzmöglichkeiten bedrohter 
Personen und der Strafverschärfung bei antisemitischen 
Beweggründen. Auf die Praxis auswirken wird sich der Per­
sonalaufwuchs in den Sicherheitsbehörden ebenso wie 
das neue Risikobewertungssystem RADAR, mit dem ab 
„spätestens 2022 […] gewaltbereite, potenzielle rechtsex­
tremistische Gefährder identifiziert werden [sollen]“ 
(S. 179), und die intensivierte Zusammenarbeit verschiede­
ner Bundes- und Landesbehörden im Gemeinsamen Extre­
mismus- und Terrorismusabwehrzentrum (GETZ). Eine Aus­
wahl verschiedener Förderprogramme demonstriert die 
Bemühungen von Bund, Ländern und Kommunen zur Prä­
vention und Deradikalisierung: Mit beachtlicher finanziel­
ler Ausstattung sind sie darauf ausgerichtet, das zivilge­
sellschaftliche Engagement für demokratische Teilhabe zu 
fördern, um der rechtsextremistischen Radikalisierung vor­
zubeugen, Betroffenen Beratungsangebote zu machen 
und beim Ausstieg aus der Szene zu helfen. 
In seiner überaus gelungenen Einführung für Studierende 
sowie Praktiker in Behörden und öffentlichen Einrichtungen 
beschreibt Stefan Goertz Rechtsextremismus und Rechts­
terrorismus als eine auf Jahre hinaus „wesentliche sicher­
heitspolitische Bedrohung für die Bundesrepublik“ (S. 196). 
Zu diesem Fazit gelangt er nach der sorgfältigen Auswer­
tung des von den Verfassungsschutzbehörden in Bund und 
Ländern publizierten Datenmaterials, das durch die be­
sonders auf die Medienberichterstattung gestützte Ana­
lyse von Fallbeispielen ergänzt wird und an Verständlich­
keit gewinnt. Wünschenswert ist in diesem Zusammenhang 
die stärkere Berücksichtigung einschlägiger politik- und 
sozialwissenschaftlicher Forschungsliteratur, da die auf 
behördliche Perspektiven fokussierte Darstellung auf diese 
Weise bereichert werden würde. Inhaltlich geht die konse­
quente Verdichtung von Informationen gelegentlich zulas­
ten der historischen Dimension, obwohl gerade die Tradi­
tion des Terrors Aufschluss über die Entstehung und Vernet­
zung der neuen radikal rechten Milieus geben kann. Trotz 
der Konzentration auf aktuelle Entwicklungstendenzen fin­
den Phänomene wie die tief ins rechtsextremistische Milieu 
hineinwirkenden „Prepper“ oder „Incels“ keine Erwähnung, 
dabei stehen sie exemplarisch für international vernetzte, 
subkulturell geprägte Individuen und Szeneangehörige, 
die verschwörungsideologische Elemente, Misogynie u. a. 
mit rechtsextremistischen Positionen kombinieren, um aus 
diesem Konglomerat einen Handlungsauftrag abzuleiten. 
Schließlich belässt es Goertz bisweilen bei einer Bestands­
aufnahme, wo man gerne mehr über die Ursachen und 
Anlässe (z. B. in Bezug auf die Motive der IBD-Gründung) 
oder die Hintergründe (z.  B. bei der Finanzierung und 
den  ökonomischen Interessen von Akteuren der Neuen 
Rechten) erfahren würde. Keineswegs jedoch mindert dies 
den Wert des Buches, dessen übersichtliche Struktur mit 
gegliederten Listen, Kurzzusammenfassungen und einem 

269

 BUCHBESPRECHUNGEN



Stichwortverzeichnis die Lektüre ausgewählter Passagen 
und das Nachschlagen erleichtert und dessen Verdienst es 
ist, die komplexe Thematik rechter Ideologie und Gewalt 
unprätentiös und fundiert aufzubereiten, so dass Interes­
sierte schnell und zuverlässig Orientierung finden.

Marcus Schotte

Historischer Blick von außen

Thomas Adam:
Deutschland in der Welt. Gesellschaft, Kultur und Politik 
seit 1815

Campus Verlag, Frankfurt 2021.
453 Seiten, 39,00 Euro.

Es sind große politische Entscheidungen weltweit ebenso 
wie Naturkatastrophen, die von fern enormen Einfluss auf 
die deutsche Geschichte genommen haben. Spiegelbild­
lich exportierten wir auch deutsche Traditionen. So ent­
steht ein komplexes Gesamtbild, was unter deutscher Kul­
tur zu verstehen ist.
Thomas Adam, Associate Professor für International and 
Global Studies an der University of Arkansas, analysiert in 
seinem Buch Deutschland in der Welt quasi aus amerikani­
scher Sicht die ansonsten weitgehend bekannte deutsche 
Geschichte und Gesellschaft. In einem flüssig lesbaren 
Schreibstil mit zum Teil neuen Quellen stellt er so manch­
mal bisher unbedachte, unvermutete Zusammenhänge her. 
Es geht ihm dabei um die deutschsprachige Bevölkerung 
innerhalb und außerhalb des deutschen Nationalstaates; 
der „Raum“ wird so auf die „deutsche Diaspora“ erweitert. 
Immer wieder ergänzt er seine Geschichtsbeschreibung 
mit Details zu Personen und Ereignissen, die die Leserinnen 
und Leser gerne ihrem bereits bestehenden Basiswissen 
hinzufügen können.
Am Anfang steht ein Naturereignis: Die Asche des im Ap­
ril 1815 ausgebrochenen Vulkans Tambora auf der indone­
sischen Insel Sumbawa bedeckte mit einer Stärke von ei­
nem Meter die gesamte Oberfläche in einem Umkreis von 
dreißig Kilometern. Adams schildert, wie die Aschewolke 
innerhalb von zwei Wochen um die Erde bis nach Deutsch­
land zog. Caspar David Friedrich kam dies für seine wun­
derbare Malerei zugute, denn die Staubpartikel in der 
Stratosphäre verursachten prächtige Sonnenuntergänge. 
Schon mit den ersten Seiten lässt sich die Stärke dieses Bu­
ches erfassen, denn Adam bringt durch die erwähnten 
Randerscheinungen immer wieder Farbe in seine Erzäh­
lung. Solche vermeintlichen Randerscheinungen konnten 
der Geschichte aber auch immer wieder neue bedeutende 
Impulse geben, etwa wenn man auf die frühe Entwicklung 

industrieller Mobilität schaut. So wurde 1816 Süd- und 
Westdeutschland von einer Hungersnot heimgesucht, die 
Mensch und Tier betraf. Geriebene Baumrinde ersetzte 
Mehl, selbst Brennnesseln wurden zur Ernährung herange­
zogen. Pferde verendeten mangels Futter. Adam stellt nun 
folgenden Zusammenhang her: Pferde fielen zum Güter­
transport weitgehend aus und so musste über Alternativen 
nachgedacht werden. So kam es, dass der Mannheimer 
Karl von Drais 1817 seine berühmte Laufmaschine präsen­
tieren konnte.
In England machten sich deutsche Ingenieure und Kauf­
leute ein Bild von den Anfängen der Eisenbahn. Sie finan­
zierten bald danach mit Privatgeldern (!), später auch mit 
profitablen Eisenbahn-Aktiengesellschaften den Bau der 
ersten deutschen Eisenbahnverbindung zwischen Nürn­
berg und Fürth, weil sie sich wirtschaftliche Vorteile erhoff­
ten. Ab 1880 kauften deutsche Bundesstaaten die Aktien 
auf und so kam es schließlich zur staatlichen Eisenbahn. 
Friedrich List, der Nationalökonom, entwickelte parallel 
den Plan eines nationalen Eisenbahnnetzes. Wenige Jahre 
später waren alle deutschen Großstädte miteinander ver­
bunden. Unternehmer wie Maffei und Borsig sorgten bald 
dafür, dass die Loks statt in England in Deutschland herge­
stellt werden konnten. Adam gelingt es mit Vergleichen, die 
Dimension dieser Erfindung anschaulich zu machen. So 
hätte man beispielsweise für die im Jahre 1910 zu trans­
portierenden Güter ohne Eisenbahn 17 Millionen Pferde 
benötigt. Und auch in unserer Sprache hat sich diese fulmi­
nante Entwicklung niedergeschlagen: Neben vielen weite­
ren technischen und organisatorischen Fortschrit ten (z. B. 
Zollverein) geht das Buch auch auf Wortschatz und Rede­
wendungen rund um die Eisenbahn ein, z. B. „jemanden 
auf das Abstellgleis schieben“, „auf den fahrenden Zug 
aufspringen“, „Trit tbrett fahrer sein“ oder dass es „höchste 
Eisenbahn“ ist.
„Eisenbahn“ ist nur eines von 17 Kapiteln des Buches. Schon 
anhand der ersten Seiten konnte exemplarisch gezeigt 
werden, wie der Autor geschickt über vermeintliche 
Nebenschauplätze und die Perspektive „von außen“ Ge­
schichte (neu) wiedergeben kann. Im Folgenden wird –ne­
ben den sachlichen Fakten – öfters bewusst nur all das 
Wichtige erwähnt, was neben der konkreten Politik noch 
geschah und dazu kam.
Zunächst der Sprung in die Zeit nach dem Wiener Kon­
gress. Ab 1820 erhielt Weihnachten einen neuen Sinn. Es 
sollte ganz bewusst ein familienbezogenes Fest werden. 
Symbol war der mit Kerzen und Kugeln geschmückte Tan­
nenbaum. Innerhalb der Familie tauschte man Geschenke 
aus. Der Dichter E. T. A. Hoffmann schrieb erstmals 1816 in 
seiner Erzählung Nußknacker und Mäusekönig davon. Über 
prominente amerikanische Reisende schwappte die neue 
Idee von Weihnachten nach Übersee. Von drüben kam im 
20. Jahrhundert der „Weihnachtsmann“ zurück zu uns.
Politisch gesehen folgten nun demokratische Fortschritte, 
zuerst konstitutionelle Herrschaft mit Zweikammersystem, in 
einer zweiten Welle erste Verfassungen (Sachsen), schließ­
lich die Revolution, die 1948/49 in Berlin ausbrach, und die 
Nationalversammlung in Frankfurt. Im weiteren Verlauf 
schlugen monarchistische Kräfte wieder zurück. Einige der 
gescheiterten revolutionären Köpfe wanderten in die USA 
aus. Im dortigen Bürgerkrieg ging es für sie mit ihrem Kampf 
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für Fortschritt und Demokratie weiter. Insgesamt waren 
zehn Prozent der Nordstaatenarmee deutschstämmig (Carl 
Schurz errang 1877 sogar den Posten als Innenminister; 
seine Frau Agathe leitete den ersten „Kindergarten“ in den 
USA). Bald erschienen erste Zeitungen auf Deutsch.
Kulturell sehr erwähnenswert findet Adam – im Anschluss 
an die Gründung des Deutschen Reichs 1871 – den Duden, 
in dem alle deutschen Wörter und ihre korrekte Schreib­
weise aufgelistet sind. Und wie entwickelte sich in dieser 
Zeit das Schulwesen? Es war gespalten in die Volksschule 
(90 %), die Realschule und das Gymnasium, wofür Gebüh­
ren erhoben wurden. Hermann Hesse beschreibt in seiner 
Erzählung Unterm Rad diese soziale Ungleichheit.
Zum Ersten Weltkrieg: Adam gibt die anfängliche Begeis­
terung wieder und geht sehr detailliert auf die Finanzie­
rung durch Kriegsanleihen ein, die allerdings bei Kriegs­
ende zu 97,5  Prozent entwertet wurden. Käthe Kollwitz 
schuf später die Skulptur einer trauernden Mutter mit ihrem 
toten Sohn (heute in der Neuen Wache Berlin) stellvertre­
tend für die zwei Millionen toten Soldaten. Novemberre­
volution, Versailler Vertrag (allgemein als ungerecht ange­
sehen), Inflation einerseits, kurze kulturelle Lichtblicke 
(Filmtheater, Bauhaus, Sonnenbaden) andererseits sind für 
Adam anschauliche Beispiele für ein Gesamtbild dieser 
Zeit. Auf eine ähnlich vergleichende, erhellende Art und 
Weise wird der gesamte Komplex der NS-Herrschaft bis zu 
ihrem Niedergang auf weiteren 180 Seiten abgehandelt. 
Abschließend wird ebenso auf die DDR-Zeit und die deut­
sche Einheit eingegangen; alle zentralen Punkte, begin­
nend mit Krisen, Stasi, über Montagsdemonstrationen bis 
zum Mauerfall und den für die Ostdeutschen „schmerzhaf­
ten und tiefgreifenden Veränderungsprozess“, sind 
überzeugend dargestellt. 
Ein sehr gelungenes und bis zum Schluss spannendes Buch, 
das der stellvertretende Direktor des International und 
Global Studies Programms am Fulbright College of Arts 
und Sciences vorgelegt hat! Es sind verzeihbare Kleinigkei­
ten, die dem aufmerksamen Leser auffallen, so heißt Scha­
bowski nicht Gerhard (sondern Günter), und ob „Stutt­
gart 21“ wirklich ein Ereignis für die Geschichtsbücher ist, 
bezweifelt der Rezensent.
 Berthold Schäffner

Für Demokratie begeistern

Frido Mann:
Democracy will win. Bekenntnisse eines Weltbürgers

wbg Theiss Wissenschaftliche Buchgesellschaft, Darmstadt 2021.
302 Seiten, 29,00 Euro.

Democracy will win ist gleichzeitig Mutmacher, Zauberwort 
und Provokation, denn ohne Demokratie gibt es für unsere 
Zivilisation kein Überleben! Als Weltbürger, Theologe, 
Psychologe und Schriftsteller ist es deshalb für Frido Mann, 
dem Enkel von Thomas Mann, wichtig, antidemokratisches, 
nationalistisches, rassistisches und gewaltsames Verhal­
ten anzuprangern und zurückzudrängen.
Aufgerüttelt durch die Wahl Trumps möchte er seine US-
amerikanischen Mitbürgerinnen und Mitbürger an ihre 
Verfassung und deren Grundrechte Freiheit und Gleichheit 
erinnern. Im Fake President, den er im Buch nie beim Namen 
nennt, sieht er einen hochgefährlichen, demagogischen 
Narzissten, einen blutigen Laien, pathologischen Lügner, 
Menschenverächter und eine Schreckensfigur. Joe Biden 
steht für ihn dagegen für Zusammenhalt, Wahrheit und Re­
spekt, ein verlässlicher Partner für Frieden und Sicherheit.
Auf seiner Lecture Tour 2019 durch zwölf US-Staaten und 
Vorträgen in Deutschland begegnete Frido Mann unzähli­
gen Schülerinnen und Schülern und Studierenden aus al­
len Alters- und Gesellschaftsschichten. Dabei warb und 
praktizierte er eine offene, herrschaftsfreie und pluralisti­
sche Demokratie auf der Basis des zwischenmenschlichen 
Dialogs. Grundlage dieses Denkens und auch des Buchti­
tels ist Thomas Manns Rede vor seiner Übersiedlung nach 
den USA aus dem Jahr 1938, The Coming Victory of Demo‑
cracy. Er, der leidenschaftliche Kämpfer für Demokratie und 
gegen Faschismus, steht nicht für America First, sondern De‑
mocracy First.
Frido Mann verbrachte selbst einige Jahre bei seinen 
Großeltern im „weißen Haus des Exils“ im kalifornischen 
Pacific Palisades (Stadtteil von Los Angeles), das während 
des sogenannten „Drit ten Reichs“ Zentrum des politischen 
Kampfes deutscher Emigrantinnen und Emigranten gegen 
Hitler-Deutschland wurde. 2018 von der Bundesregierung 
gekauft, wurde es von Bundespräsident Steinmeier feier­
lich eröffnet und als Begegnungsort und Stätte des Dia­
logs eingerichtet, ein bleibendes Wahrzeichen für Demo­
kratie und Humanismus. Steinmeier sprach damals von 
dem „struggle for democracy“ und wollte damit auch den 
osteuropäischen Staaten den Rücken stärken. 
Die demokratische Verbindung nach Deutschland blieb 
auch in der Familie Mann bestehen: Frido Mann hat gro­
ßen Respekt vor den mutigen „Montags“-Demonstrieren­
den in Leipzig zur Zeit der DDR. Für ihn waren diese der 
„handfeste und eindrücklichste Beweis für die bestandene 
Reifeprüfung der Deutschen“. Deshalb nahm er sechzig 
Jahre nach Kriegsende auch wieder die deutsche Staats­
bürgerschaft an. Wie ein roter Faden zieht sich der Begriff 
„Dialog“ samt Geduld und Demut durch das Buch und 
seine berufliche Laufbahn. In diesem Sinne prägte ihn der 
reformjüdische Religionsphilosoph Martin Buber („Alles 
wirkliche Leben ist Begegnung“). Ehrlichkeit und die Bereit­
schaft, Irr tümer einzusehen, gehören genauso dazu wie 
das Streben nach Ausgleich der Interessen.
Für Demokratie begeistert und optimistisch eingestellt, wid­
met Frido Mann ein großes Kapitel auch der nonverbalen 
Kommunikation auf künstlerisch-musikalischer Ebene. Bei­
spiel ist das 1999 vom Dirigenten Daniel Barenboim und 
Literaturwissenschaftler Edward Said gegründete West-
Eastern Divan Orchestra. Je die Hälfte der Musikerinnen und 
Musiker stammt aus Israel und arabischen Ländern. Nach 
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dem Motto „Nie wieder Krieg“ bauen sie Brücken zwischen 
den verfeindeten Brüdervölkern auf. Highlight war 2005 
der Auftritt in Ramallah im palästinensischen Autonomiege­
biet. Aber auch Frido Mann fragt inzwischen besorgt, ob 
dieses Projekt nachhaltig genug ist.
Der Autor macht sich abschließend Gedanken über neue 
Handlungsformen der Demokratie, beispielsweise Online-
Gesprächsforen, Bürgerversammlungen, Town Halls und 
die Verbindung von parlamentarisch-repräsentativer mit 
direkter Demokratie. Letztendlich hängt aber alles von der 
Bildung ab, denn Unbildung ist „die gefährlichste Brut­
stätte für antidemokratische Primitivität und Dummheit“, so 

zitiert Mann einen Schweizer Diplomaten. Deshalb muss 
seiner Meinung nach noch mehr in Bildung investiert wer­
den. Erziehung und Schulung in Sachen Demokratie soll 
schon im frühesten Kindesalter anfangen, und zwar mit 
praktischen Übungen und einem Mitspracherecht der Kin­
der, beginnend auf dem denkbar einfachsten Level. Mann 
glaubt an die Selbstheilungskräfte der Demokratie, an die 
Kreativität und Innovation. Dazu gehört grundsätzlich 
auch der Mut zum Machtwechsel. 
Ein Mutmacher­Buch für viel zu oft ängstliche Zeitgenossen!

Berthold Schäffner

Politische Bildung auf 
Social Media
News aus Politik, Landeskunde und der LpB
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Zwischen 1943 und 1945 bestanden auf dem Gebiet der heutigen
Bundesländer Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz 
mindestens vierzig Konzentrationslager, die dem KZ Natzweiler 
(Elsass) als Außenlager zugeordnet waren. Nach 1945 erinnerte 
vielerorts kaum mehr etwas an die einstigen Schreckensorte. Das 
Gedenken an die KZ-Außenlager blieb lange Zeit weitgehend auf 
Friedhofsgestaltungen und die individuelle Trauer von Angehörigen
der Opfer beschränkt. Erst mit der sogenannten Gedenkstätten-
bewegung der 1980er-Jahre setzten Prozesse der Erforschung 
und öffentlichen Erinnerung ein.

Dr. Marco Brenneisen legt eine umfassende Darstellung der 
„zweiten Geschichte“ der südwestdeutschen Natzweiler-Außen-
lager vor, in der er den gesellschaftlichen, politischen, adminis-
trativen und historiographischen Umgang mit diesen Orten des 
Terrors seit der Besatzungszeit analysiert. Er zeichnet Phasen und 
Zäsuren der Aufarbeitung und des Gedenkens nach und nimmt 
geschichts- und erinnerungspolitische Auseinandersetzungen auf 
lokaler und regionaler Ebene in den Blick. Aus der Zusammen-
schau dieser spezifisch lokalen Erinnerungskulturen entsteht ein 
differenziertes Bild, das zum besseren Verständnis der heutigen 
Gedenkstättenlandschaft Baden-Württembergs beiträgt.

Der Autor:
Dr. Marco Brenneisen, geb. 1982, ist Historiker mit den Forschungsschwer-
punkten NS-Geschichte, KZ-System, NS-Aufarbeitung und Erinnerungskulturen. 
Als Mitarbeiter des Mannheimer MARCHIVUM betreut er die KZ-Gedenkstätte 
Sandhofen. Ehrenamtlich ist er in überregionalen Gedenkstättengremien aktiv, 
u. a. als Vorstandsmitglied des Verbunds der Gedenkstätten im ehemaligen 
KZ-Komplex Natzweiler e. V. (VGKN).
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vielerorts kaum mehr etwas an die einstigen Schreckensorte. Das 
Gedenken an die KZ-Außenlager blieb lange Zeit weitgehend auf 
Friedhofsgestaltungen und die individuelle Trauer von Angehörigen
der Opfer beschränkt. Erst mit der sogenannten Gedenkstätten-
bewegung der 1980er-Jahre setzten Prozesse der Erforschung 
und öffentlichen Erinnerung ein.

Dr. Marco Brenneisen legt eine umfassende Darstellung der 
„zweiten Geschichte“ der südwestdeutschen Natzweiler-Außen-
lager vor, in der er den gesellschaftlichen, politischen, adminis-
trativen und historiographischen Umgang mit diesen Orten des 
Terrors seit der Besatzungszeit analysiert. Er zeichnet Phasen und 
Zäsuren der Aufarbeitung und des Gedenkens nach und nimmt 
geschichts- und erinnerungspolitische Auseinandersetzungen auf 
lokaler und regionaler Ebene in den Blick. Aus der Zusammen-
schau dieser spezifisch lokalen Erinnerungskulturen entsteht ein 
differenziertes Bild, das zum besseren Verständnis der heutigen 
Gedenkstättenlandschaft Baden-Württembergs beiträgt.
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Als Mitarbeiter des Mannheimer MARCHIVUM betreut er die KZ-Gedenkstätte 
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Mit diesem Buch betritt Prof. Dr. Angela Borgstedt historiographisches 
Neuland für das heutige Baden-Württemberg. Sie zeigt, wie geo-
graphische und soziale Räume widerständiges Handeln ermöglicht 
und geprägt haben: im öffentlichen Raum, in der privaten Wohnung, 
im halböffentlichen Wirtshaus, im kirchlichen Raum, am Arbeitsplatz, 
sogar in Anstalten, Gefängnissen und Lagern – und nicht zuletzt an den 
Landesgrenzen, die gerade für den Südwesten mit seiner Nachbar-
schaft zu Österreich, Frankreich und der Schweiz besondere Möglich-
keiten des Widerstehens boten. Das Ergebnis ist eine Neuvermessung 
des Widerstands gegen das NS-Regime im deutschen Südwesten, die 
durch einzelne Tiefenbohrungen beeindruckt und zugleich die Vielfalt 
der Akteure und ihres Handelns verdeutlicht.
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Mit diesem Buch betritt Prof. Dr. Angela Borgstedt historiographi-
sches Neuland für das heutige Baden-Württemberg. Sie zeigt,  
wie geographische und soziale Räume widerständiges Handeln 
ermöglicht und geprägt haben: im öffentlichen Raum, in der privaten 
Wohnung, im halböffentlichen Wirtshaus, im kirchlichen Raum, 
am Arbeitsplatz, sogar in Anstalten, Gefängnissen und Lagern – 
und nicht zuletzt an den Landesgrenzen, die gerade für den 
Südwesten mit seiner Nachbarschaft zu Österreich, Frankreich 
und der Schweiz besondere Möglichkeiten des Widerstehens 
boten. Das Ergebnis ist eine Neuvermessung des Widerstands 
gegen das NS-Regime im deutschen Südwesten, die durch 
einzelne Tiefenbohrungen beeindruckt und zugleich die Vielfalt 
der Akteure und ihres Handelns verdeutlicht.

Die Autorin:
Prof. Dr. Angela Borgstedt, geb. 1964, ist Geschäftsführerin der „Forschungs-
stelle Widerstand gegen den Nationalsozialismus im deutschen Südwesten“  
am Historischen Institut der Universität Mannheim. Sie hat insbesondere zu  
den „Stillen Helfern“ für verfolgte Juden und zu Handlungsspielräumen in der 
NS-Diktatur geforscht, aber auch zur Entnazifizierung und zur Geschichte  
der Anwaltschaft publiziert.

Aktionsräume gegen den Nationalsozialismus 
im Südwesten 1933–1945

Orte des Widerstehens Angela Borgstedt

bBA21008Borgstedt_Orte.indd   Alle SeitenbBA21008Borgstedt_Orte.indd   Alle Seiten 15.11.21   09:1815.11.21   09:18

Orte des Widerstehens
Aktionsräume gegen den Nationalsozialismus  
im Südwesten 1933–1945
Angela Borgstedt

POLITIK UND GESELLSCHAFT  
IN ZEITEN DER CORONA-KRISE

www.lpb-bw.de

Ze
its

ch
ri

ft
 fü

r 
G

em
ei

ns
ch

af
ts

ku
nd

e,
 G

es
ch

ic
ht

e 
un

d 
W

ir
ts

ch
af

t 
81

–2
02

1

due81_cover.indd 2due81_cover.indd   2 08.06.21 10:0708.06.21   10:07

Politik und Popkultur

Ze
its

ch
ri

ft
 fü

r 
di

e 
P

ra
xi

s 
de

r 
po

lit
is

ch
en

 B
ild

un
g 

2/
3-

20
21

www.lpb-bw.de

Für alle, die mehr wissen wollen – die Zeitschriften der Landeszentrale für politische Bildung BW

• BÜRGER & STAAT – Zeitschrift für Multiplikatoren politischer Bildung,
www.buergerundstaat.de

• DEUTSCHLAND & EUROPA – Zeitschrift für Politik, Geschichte, Deutsch, Geografie und Kunst,
www.deutschlandundeuropa.de

• POLITIK & UNTERRICHT – Zeitschrift für die Praxis der politischen Bildung,
www.politikundunterricht.de

Bestellung oder Download als PDF, kostenlos (ab 500 g zzgl. Versand). Bestellung 
ausschließlich im Webshop der Landeszentrale: www.lpb-bw.de/zeitschriften.html

Rassismus – Geschichte, 
Spuren, Kontinuitäten

www.lpb-bw.de

1/
2–

20
21

bis2021_0102_cover.indd u1bis2021_0102_cover.indd   u1 21.04.21 12:0421.04.21   12:04

Inhaltsverzeichnis

Ulrike Ackermann
Die Polarisierungsfalle: Wie die Identitätspolitik  
die Gesellschaft spaltet  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .184

Uwe Jun
Im Zeichen von Pandemie und Populismus:  
Polarisierung in Deutschland  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .190

Marc Debus
Einigendes und Trennendes zwischen den Parteien  
in Baden-Württemberg: Muster des Parteienwettbewerbs  
im Südwesten im Zeitverlauf  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .197

Kerstin Völkl
Gleichwertig oder polarisiert? Die deutschen Länder   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .206

Martin Gross, Michael Jankowski
Kommunalpolitik: Komplex, polarisiert und  
zunehmend schwieriger?  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .215

Melanie Nagel, Melanie Schäfer 
Polarisierung und politischer Diskurs in Zeiten von Corona  . . . . . . . . . . . . . . . .222

Daniel Stegmann, Christina Viehmann, Nikolaus Jackob,  
Tanjev Schultz, Ilka Jakobs, Oliver Quiring
Öl ins Feuer: Welche Rolle spielen die Medien bei der  
gesellschaftlichen Polarisierung?  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .229

Uwe Wagschal, Sebastian Jäckle 
Gesellschaftliche und parteipolitische Polarisierung   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .238

Jakob Kapeller
Ökonomische Polarisierung in Europa    . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .246

Christoph M. Haas
Donkey vs. Elephant:  
Politische Polarisierung in den USA  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .252

Franziska Heinze
Polarisierung als Herausforderung für die politische Bildung  . . . . . . . . . . . . .259

Nachruf: Prof. Dr. Hans-Georg Wehling  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .265

Buchbesprechungen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .266



Die Ausgaben der Zeitschrift  
finden Sie im Internet zum kosten­
losen Download auf der Seite  
www.buergerundstaat.de 

Druckausgaben neuerer Hefte können Sie (auch im Klassensatz) im Webshop 
der Landeszentrale www.lpb-bw.de/shop bestellen. Die Hefte sind kostenlos. 
Ab einem Sendungsgewicht von 500 g wird eine Versandkostenpauschale 
berechnet. Bestellungen sind nur über unseren Webshop möglich.

http://www.lpb-bw.de/shop
http://www.buergerundstaat.de

	Heft 4–2021, 71. Jahrgang
	Direktion der Landeszentrale 
	Redaktion 
	Redaktionsassistenz 
	Anschrift der Redaktion 
	Gestaltung Titel 
	Gestaltung Innenteil/Druckvorbereitung 
	Druck 
	Versand 

	Inhaltsverzeichnis
	Polarisierung
	Die Polarisierungsfalle: Wie die Identitätspolitik die Gesellschaft spaltet
	LITERATUR
	UNSERE AUTORIN

	IMPRESSUM
	Direktion der Landeszentrale:
	Redaktion:
	Druckvorbereitung:
	Druck:
	Versand:

	Im Zeichen von Pandemie und Populismus: Polarisierung in Deutschland
	Einleitung: Polarisierung in unterschiedlichen Sphären
	Der Begriff der politischen Polarisierung
	Polarisierung im Parteienwettbewerb
	Polarisierung durch soziale Protestgruppen
	Einzelne Ursachen für die zunehmende Polarisierung
	LITERATUR
	UNSER AUTOR

	Einigendes und Trennendes zwischen den Parteien in Baden-Württemberg: Muster des Parteienwettbewerbs im Südwesten im Zeitverlauf
	Einleitung
	Hintergrund: Entwicklung des baden-württembergischen Parteiensystems und Parteienwettbewerbs
	Datengrundlage
	Analyse
	Schlussbetrachtung
	LITERATUR
	ANMERKUNGEN
	UNSER AUTOR

	Gleichwertig oder polarisiert? Die deutschen Länder 
	Einleitung
	Die strukturellen Gegebenheiten der Länder
	Gleichwertige Lebensverhältnisse in der Theorie
	Gleichwertige Lebensverhältnisse in den Bundesländern?
	Demografie
	Wirtschaftskraft
	Arbeitsmarkt
	Wohlstand
	Infrastruktur
	Wohnen

	Fazit
	LITERATUR
	ANMERKUNGEN
	UNSERE AUTORIN

	Kommunalpolitik: Komplex, polarisiert und zunehmend schwieriger?
	Kommunalpolitik – das „Stiefkind“ der deutschen Politikwissenschaft
	Der Mythos einer „farblosen“ Kommunalpolitik
	Parteienwettbewerb auf kommunaler Ebene
	Kommunalwahlsysteme: Der Grund für komplexe Kommunalpolitik?
	Repräsentationsdefizite und ihre Folgen
	Fazit und Ausblick
	LITERATUR
	ANMERKUNGEN
	UNSER AUTORENTEAM

	Polarisierung und politischer Diskurs in Zeiten von Corona
	Diskurspolarisierung als Herausforderung in Zeiten von Corona
	Grundbegriffe politischer Kommunikation im Zeitalter der Massenmedien
	Akteure im Diskurs
	Diskurs und Diskursarenen
	Filterblase oder Echokammer?
	Themenkarrieren und Diskurskonstellationen
	Diskurskoalitionen
	Polarisierung im Diskurs – Fallstricke und Chancen
	LITERATUR
	ANMERKUNGEN
	UNSER AUTORINNENTEAM

	Öl ins Feuer: Welche Rolle spielen die Medien bei der gesellschaftlichen Polarisierung?
	Grundlagen
	Hinführung: Definitionen und Dimensionen von Polarisierung
	Gesellschaftliche Folgen von Polarisierung
	Mögliche Einflüsse von Medien auf politische Polarisierung
	Spezifika deutscher Medien und mögliche Folgen für Polarisierung

	Untersuchung
	Methodischer Ansatz
	Befunde

	Zusammenfassung und Fazit
	LITERATUR
	ANMERKUNGEN
	UNSER AUTORENTEAM

	Gesellschaftliche und parteipolitische Polarisierung 
	Einleitung
	Vertrauen in die Medien während der Corona-Pandemie
	Vertrauen in die Politik während der Corona-Krise
	Die Messung der Polarisierung der Parteiensysteme
	Polarisierung von Parteiensystemen 
	Eindimensionale Messungen: Die Links-Rechts-Skala
	Mehrdimensionale Messungen

	Ergebnisse und Befunde im internationalen Vergleich
	Fazit 
	LITERATUR
	ANMERKUNGEN
	UNSER AUTORENTEAM

	Ökonomische Polarisierung in Europa 
	Einleitung
	Ökonomische Polarisierung in Europa: Eine Illustration
	Der europäische Standortwettbewerb: Viele Verlierer, wenige Gewinner
	Success breeds success: Technologische Polarisierung als Ursache und Folge ökonomischer Polarisierung
	Ausblick
	LITERATUR
	ANMERKUNGEN
	UNSER AUTOR

	Donkey vs. Elephant: Politische Polarisierung in den USA
	Exkurs 1: Esel und Elefant als Symbole amerikanischer Polarisierung
	Gründe der parteipolitischen Polarisierung im Kongress4
	Außerhalb des Kongresses liegende Ursachen der Polarisierung
	Kongressinterne Gründe der Polarisierung

	Das Abstimmungsverhalten im Kongress als Indikator parteipolitischer Homogenisierung
	Fazit und Ausblick
	LITERATUR
	ANMERKUNGEN
	UNSER AUTOR

	Polarisierung als Herausforderung für die politische Bildung1
	Orientierung im Dickicht der Möglichkeiten
	Die integrativen Potenziale von Konflikten nutzen
	Kontroversität zum Ausgangspunkt von Bildungsangeboten machen
	Digitale Möglichkeiten verändern die politische Bildung
	Fazit
	LITERATUR
	ANMERKUNGEN
	UNSERE AUTORIN

	AUS UNSERER ARBEIT
	Nachruf: Prof. Dr. Hans-Georg Wehling

	BUCHBESPRECHUNGEN
	Gegen Gleichgültigkeit und Geschichtsvergessenheit
	Terror von Rechts verstehen
	Historischer Blick von außen
	Für Demokratie begeistern

	LpB-Shops/Publikationsausgaben
	Stuttgart 
	Außenstelle Freiburg 
	Außenstelle Heidelberg 




